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Verordnung des Sozialministeriums 
und des Ministeriums 

für Ernährung und Ländlichen Raum 
zur Änderung der Pharmazie- und 

Medizinprodukte-Zuständigkeitsverordnung 

Vorn 21. März 2005 

Auf Grund von § 5 Abs. 3 und 4 sowie § 12 Abs.l Satz 2 
des Landesverwaltungsgesetzes in der Fassung vom 
2. Januar 1984 (GBL S.I01) wird verordnet: 

Artikell 

Die Pharmazie- und Medizinprodukte-Zuständigkeits­
verorßnung vom 17. Oktober 2000 (GBL S. 694), zuletzt 
geändert durch Artikel 144 des Gesetzes vom 1. Juli 
2004 (GBL S. 469), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird folgender Satz 5 angefügt: 

»Satz 4 gilt nicht für pharmazeutische Unterneh­
mer, die durch das Inkrafttreten des Artikels 1 Nr. 2 
Buchst. h des Zwölften Gesetzes zur Änderung des 
Arzneirnittelgesetzes vom 30. Juli 2004 (BGBL I 
S. 2031) Großhändler wurden.« 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

»(5) Neben den nach den Absätzen 1 und 3 zuständi­
gen Behörden kann auch die beim Regierungspräsi­
dium Tübingen gebildete Stabs stelle Ernährungssi-

cherheit für den Bereich der tierärztlichen Hausapo­
theken, der Überwachung von landwirtschaftlichen 
Betrieben und gewerblichen Tierhaltungen sowie 
bei Personen, die als Nicht-Tierärzte berufsmäßig 
tierheilkundlich tätig sind, Amtshandlungen und 
Anordnungen nach den dort genannten Vorschriften 
vornehmen. Maßnahmen der Stabsstelle Ernäh­
rungssicherheit gelten als Maßnahmen der nach den 
Absätzen 1 und 3 zuständigen Behörden.« 

2. § 5 werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt: 

»Neben den nach Satz 1 zuständigen Behörden kann 
auch die beim Regierungspräsidium Tübingen gebil­
dete Stabsstelle Emährungssicherheit für den Bereich 
der tierärztlichen Hausapotheken Amtshandlungen 
und Anordnungen nach den dort genannten Vorschrif­
ten vornehmen. Maßnahmen der Stabsstelle Ernäh­
rungssicherheit gelten als Maßnahmen der nach Satz 1 
zuständigen Behörden.~~ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vorn 1. Januar 2005 
in Kraft. 

STUTTGART, den 21. März 2005 

Sozialministerium 

GÖNNER 

Ministeriumfür Ernährung und Ländlichen Raum 

STÄCHELE 
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Bekanntmachung der Neufassung 
des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes 

Vom 12. April 2005 

Auf Grund von Artikel 20 des Elektronik-Anpassungsge­
setzes vom 14. Dezember 2004 (GBL S. 884) wird nach­
stehend der Wortlaut des Landesverwaltungsverfahrens­
gesetzes in der sich aus 

1. dem Landesverwaltungsverfahrensgesetz vom 21. Juni 
1977 (GBL S, 227), 

2. Artikel 8 des Gesetzes zur Änderung des Landes­
verwaltungsgesetzes und anderer Gesetze vom 18. Juli 
1983 (GBL S. 369), 

3. Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Landesver­
waltungsverfahrensgesetzes und des Landesverwal­
tungsvollstreckungsgesetzes vom 25, April 1991 (GBL 
S,223), 

4. § 36 des Landesdatenschutzgesetzes vom 27. Mai 
1991 (GBL S. 277), 

5. dem Gesetz zur Änderung des Landesverwaltungsver­
fahrensgesetzes vom 11. Februar 1992 (GBI. S.91), 

6, Artikel 8 des Dritten Rechtsbereinigungsgesetzes vom 
18. Dezember 1995 (GBL 1996 S, 29), 

7. Artikel 1 des Landesverwaltungsverfahrensbeschleuni­
gungsgesetzes vom 24, November 1997 (GBL S. 470), 

8. Artikel 19 des Verwaltungsstruktur-Reformgesetzes 
vom 1. Juli 2004 (GBI. S.469) und 

9. Artikel 1 des Elektronik-Anpassungsgesetzes vom 
14. Dezember 2004 (GBL S. 884) 

ergebenden Fassung bekannt gemacht. 

STUTTGART, den 12. April 2005 Innenministerium 

RECH 

Verwaltungsverfahrensgesetz 
für Baden-Württemberg 

(Landesverwaltungsverfahrensgesetz - LVwVffi) 
in der Fassung vom 12. Aprll2005 
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TEIL I 

Anwendungsbereich, örtliche Zuständigkeit, 
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§ 1 

Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für die öffentlich-rechtliche Ver­
waltungstätigkeit der Behörden des Landes, der Gemein­
den und Gemeindeverbände sowie der sonstigen der 
Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Perso­
nen des öffentlichen Rechts, soweit nicht landesrechtli-
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che Vorschriften inhaltsgleiche oder entgegenstehende 
Bestimmnngen enthalten. 

(2) Behörde im Sinne dieses Gesetzes ist jede Stelle, die 
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt. 

§2 

Ausnahmen vom Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt nicht für die Tätigkeit der Kirchen, 
der Religionsgesellschaften und Weltanschauungsge­
meinschaften sowie ihrer Verbände und Einrichtungen 
und nicht für die Tätigkeit des Südwestrundfunks. 

(2) Dieses Gesetz gilt ferner nicht für 

1. Verfahren, die ganz oder überwiegend nach den Vor­
schriften der Abgabenordnung durchzuführen sind; 
§ 61 Abs. 3 und § 80 Abs. 4 bleiben unberührt, 

2. die Strafverfolgung, die Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten, die Rechtshilfe für das Aus­
land in Straf- und Zivilsachen und, unbeschadet des 
§ 80 Abs. 4, für Maßnahmen des Richterdienstrechts, 

3. Verfahren nach dem Sozialgesetzbuch, 

4. das Recht des Lastenausgleichs, 

5. das Recht der Wiedergutmachung. 

(3) Für die Tätigkeit 

1. der Gerichtsverwaltungen und der Behörden der Jus­
tizverwaltung einschließlich der ihrer Aufsicht unter­
liegenden Körperschaften des öffentlichen Rechts gilt 
dieses Gesetz nur, soweit die Tätigkeit der Nachprü­
fung im Verfahren vor den Gerichten der Verwaltungs­
gerichtsbarkeit unterliegt; 

2. der Behörden bei Leistungs-, Eignungs- und ähnlichen 
Prüfungen von Personen sowie der Schulen bei Verset­
zungs- und anderen Entscheidungen, die auf einer 
Leistungsbeurteilung beruhen, gelten nur die §§ 3 a 
bis 13,20 bis 27, 29 bis 38, 40 bis 52, 79, 80 und 98. 

(4) Die oberste Schulbehörde kann durch Rechtsverord­
nung Ausnahmen von § 20 zulassen, wenn dies für die 
Aufrechterhaltung eines ordnungsgemäßen Schulbe­
triebs oder bei Abwägung der Interessen der Betroffenen 
geboten ist. Für Berufungsverfahren im Hochschulbe­
reich sind die §§ 28, 29 und 39 nicht anzuwenden. 

§3 

Örtliche Zuständigkeit 

(1) Örtlich zuständig ist 

1. in Angelegenheiten, die sich auf unbewegliches Ver­
mögen oder ein ortsgebundenes Recht oder Rechts­
verhältnis beziehen, die Behörde, in deren Bezirk das 
Vermögen oder der Ort liegt; 

2. in Angelegenheiten, die sich auf den Betrieb eines Un­
ternehmens oder einer seiner Betriebsstätten, auf die 
Ausübung eines Berufs oder auf eine andere dauernde 
Tätigkeit beziehen, die Behörde, in deren Bezirk das 

Unternehmen oder die Betriebsstätte betrieben oder 
der Bernf oder die Tätigkeit ausgeübt wird oder wer­
den soll; 

3. in anderen Angelegenheiten, die 

a) eine natürliche Person betreffen, die Behörde, in 
deren Bezirk die natürliche Person ihren gewöhnli­
chen Aufenthalt hat oder zuletzt hatte, 

b) eine juristische Person oder eine Vereinigung be­
treffen, die Behörde, in deren Bezirk die juristische 
Person oder die Vereinigung ihren Sitz hat oder zu­
letzt hatte; 

4. in Angelegenheiten, bei denen sich die Zuständigkeit 
nicht aus den Nummern 1 bis 3 ergibt, die Behörde, in 
deren Bezirk der Anlass für die Amtshandlung hervor­
tritt. 

(2) Sind nach Absatz 1 mehrere Behörden zuständig, so 
entscheidet die Behörde, die zuerst mit der Sache befasst 
Worden ist, es sei denn, die gemeinsame fachlich zu­
ständige Aufsichtsbehörde bestimmt, dass eine andere 
örtlich zuständige Behörde zu entscheiden hat. Sie kann in 
den Fällen, in denen eine gleiche Angelegenheit sich auf 
mehrere Betriebsstätten eines Betriebs oder Unterneh­
mens bezieht, eine der nach Absatz 1 Nr. 2 zuständigen 
Behörden als gemeinsame zuständige Behörde bestim­
men, wenn dies unter Wahrung der Interessen der Betei­
ligten zur einheitlichen Entscheidung geboten ist. Diese 
Aufsichtsbehörde entscheidet ferner über die örtliche Zu­
ständigkeit, wenn sich mehrere Behörden für zuständig 
oder für unzuständig halten oder wenn die Zuständigkeit 
aus anderen Gründen zweifelhaft ist. Fehlt eine gemein­
same Aufsichtsbehörde, so treffen die fachlich zuständi­
gen Aufsichtsbehörden die Entscheidung gemeinsam. 

(3) Ändern sich im Lauf des Verwaltungsverfahrens die 
die Zuständigkeit begründenden Umstände, so kann die 
bisher zuständige Behörde das Verwaltungsverfahren 
fortführen, wenn dies unter Wahrung der Interessen der 
Beteiligten der einfachen und zweckmäßigen Durch­
führung des Verfahrens dient und die nunmehr zustän­
dige Behörde zustimmt. 

(4) Bei Gefahr im Verzug ist für unaufschiebbare Maß­
nahmen jede Behörde örtlich zuständig, in deren Bezirk 
der Anlass für die Amtshandlung hervortritt. Die nach 
Absatz I Nr.l bis 3 örtlich zuständige Behörde ist unver­
züglich zu unterrichten. 

§ 3a 

Elektronische Kommunikation 

(1) Die Übermittlung elektronischer Dokumente ist 
zulässig, soweit der Empfänger hierfür einen Zugang 
eröffnet. Für elektronische Dokumente an Behörden, die 
verschlüsselt oder signiert sind oder sonstige besondere 
technische Merkmale aufweisen, ist ein Zugang nur 
eröffnet, soweit dies ausdrücklich von der Behörde fest­
gelegt oder im Einzelfall zwischen Behörde und Absen­
der vereinbart wurde. 
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(2) Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Schriftform 
kann, soweit nicht durch Rechtsvorschrift etwas anderes 
bestimmt ist, durch die elektronische Form ersetzt wer­
den. ln diesem Fall ist das elektronische Dokument mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem 
Signaturgesetz zu versehen. Die Signierung mit einem 
Pseudonym, das die Identifizierung der Person des Signa­
turschlüsselinhabers nicht ermöglicht, ist nicht zulässig. 

(3) Ist ein der Behörde übermitteltes elektronisches 
Dokument für sie zur Bearbeitung nicht geeignet, teilt 
sie dies dem Absender unter Angabe der für sie gelten­
den technischen Rahmenbedingnngen unverzüglich mit. 
Macht ein Empfänger geltend, er könne das von der 
Behörde übermittelte elektronische Dokument nicht be­
arbeiten, hat sie es ihm erneut in einem geeigneten elekt­
ronischen Format oder als Schriftstück zu übermitteln. 

(4) Erfolgt eine Antragstellung in elektronischer Form, 
kann die zuständige Behörde Mehrfertigungen sowie die 
Übermittlung der dem Antrag beizufügenden Unterlagen 
auch in schriftlicher Form verlangen. 

§ 3b 

Personenbezogene Daten, Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse 

Die Behörde darf personenbezogene Daten nicht unbe­
fugt verarbeiten. Sie darf Betriebs- und Geschäftsge­
heimnisse nicht unbefugt offenbaren. 

§4 

Amtshilfepflicht 

(1) Jede Behörde leistet anderen Behörden auf Ersuchen 
ergänzende Hilfe (Amtshilfe). 

(2) Amtshilfe liegt nicht vor, wenn 

1. Behörden einander innerhalb eines bestehenden Wei­
sungsverhältnisses Hilfe leisten; 

2. die Hilfeleistung in Handlungen besteht, die der er­
suchten Behörde als eigene Aufgabe obliegen. 

§5 

Voraussetzungen und Grenzen der Amtshilfe 

(1) Eine Behörde kann um Amtshilfe insbesondere dann 
ersuchen, wenn sie 

1. aus rechtlichen Gründen die Amtshandlung nicht 
selbst vornehmen kann; 

2. aus tatsächlichen Gründen, besonders weil die zur 
Vornahme der Amtshandlung erforderlichen Dienst­
kräfte oder Einrichtungen fehlen, die Amtshandlungen 
nicht selbst vornehmen kann; 

3. zur Durchführung ihrer Aufgaben auf die Kenntnis 
von Tatsachen angewiesen ist, die ihr unbekannt sind 
und die sie selbst nicht ermitteln kann; 

4. zur Durchführung ihrer Aufgaben Urkunden oder 
sonstige Beweismittel benötigt, die sich im Besitz der 
ersuchten Behörde befinden; 

5. die Amtshandlung nur mit wesentlich größerem Auf­
wand vornehmen könnte als die ersuchte Behörde. 

(2) Die ersuchte Behörde darf Hilfe nicht leisten, wenn 

1. sie hierzu aus rechtlichen Gründen nicht in der Lage 
ist; 

2. durch die Hilfeleistung dem Wohl des Bundes oder 
eines Landes erhebliche Nachteile bereitet würden. 

Die ersuchte Behörde ist insbesondere zur Vorlage von 
Urkunden oder Akten sowie zur Erteilung von Auskünf­
ten nicht verpflichtet, wenn die Vorgänge nach einem 
Gesetz oder ihrem Wesen nach geheim gehalten werden 
müssen. 

(3) Die ersuchte Behörde braucht Hilfe nicht zu leisten, 
wenn 

1. eine andere Behörde die Hilfe wesentlich einfacher 
oder mit wesentlich geringerem Aufwand leisten kann; 

2. sie die Hilfe nur mit unverhältnismäßig großem Auf­
wand leisten könnte; 

3. sie unter Berücksichtigung der Aufgaben der ersuchen­
den Behörde durch die Hilfeleistung die Erfüllung ihrer 
eigenen Aufgaben ernstlich gefahrden würde. 

(4) Die ersuchte Behörde darf die Hilfe nicht deshalb 
verweigern, weil sie das Ersuchen aus anderen als den in 
Absatz 3 genannten Gründen oder weil sie die mit der 
Amtshilfe zu verwirklichende Maßnahme für unzweck­
mäßig hält. 

(5) Hält die ersuchte Behörde sich zur Hilfe nicht für 
verpflichtet, so teilt sie der ersuchenden Behörde ihre Auf­
fassung mit. Besteht diese auf der Amtshilfe, so entschei­
det über die Verpflichtung zur Amtshilfe die gemeinsame 
fachlich zuständige Aufsichtsbehörde oder, sofern eine 
solche nicht besteht, die für die ersuchte Behörde fachlich 
zuständige Aufsichtsbehörde. 

§6 

Auswahl der Behörde 

Kommen für die Amtshilfe mehrere Behörden in Be­
tracht, so soll nach Möglichkeit eine Behörde der unters­
ten Verwaltungsstufe des Verwaltungszweigs ersucht 
werden, dem die ersuchende Behörde angehört. 

§7 

Durchführung der Amtshilfe 

(1) Die Zulässigkeit der Maßnahme, die durch die 
Amtshilfe verwirklicht werden soll, richtet sich nach 
dem für die ersuchende Behörde, die Durchführung der 
Amtshilfe nach dem für die ersuchte Behörde geltenden 
Recht. 
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(2) Die ersuchende Behörde trägt gegenüber der ersuch­
ten Behörde die Verantwortung für die Rechtmäßigkeit 
der zu treffenden Maßnahme. Die ersuchte Behörde ist 
für die Durchführung der Amtshilfe verantwortlich. 

§8 

Kosten der Amtshilfe 

(1) Die ersuchende Behörde hat der ersuchten Behörde für 
die Amtshilfe keine Verwaltungsgebühr zu entrichten. 
Auslagen hat sie der ersuchten Behörde auf Anforderung 
zu erstatten, wenn sie im Einzelfall 35 Euro übersteigen. 
Leisten Behörden desselben Rechtsträgers einander 
Amtshilfe, so werden die Auslagen nicht erstattet. 

(2) Nimmt die ersuchte Behörde zur Durchführung 
der Amtshilfe eine kostenpflichtige Amtshandlung vor, 
so stehen ihr die von einem Dritten hierfür geschuldeten 
Kosten (Verwaltungsgebühren, Benutzungsgebühren und 
Auslagen) zu. 

TEIL 11 

Allgemeine Vorschriften über das 
Verwaltungsverfahren 

ABSCHNITT 1 

Verfahrensgrundsätze 

§9 

Begriff des Verwaltungsveifahrens 

Das Verwaltungsverfahren im Sinne dieses Gesetzes ist 
die nach außen wirkende Tätigkeit der Behörden, die auf 
die Prüfung der Voraussetzungen, die Vorbereitung und 
den Erlass eines Verwaltungsaktes oder auf den Ab­
schluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrags gerichtet ist; 
es schließt den Erlass des Verwaltungsaktes oder den 
Abschluss des öffentlich-rechtlichen Vertrags ein. 

§1O 

Nichtfärmlichkeit des Verwaltungsveifahrens 

Das Verwaltungsverfahren ist an bestimmte Formen 
nicht gebunden, soweit keine besonderen Rechtsvor­
schriften für die Form des Verfahrens bestehen. Es ist 
einfach, zweckmäßig und zügig durchzuführen. 

§11 

Beteiligungsfähigkeit 

Fähig, am Verfahren beteiligt zu sein, sind 

1. natürliche und juristische Personen, 

2. Vereinigungen, soweit ihnen ein Recht zustehen kann, 

3. Behörden. 

§ 12 

Handlungsfähigkeit 

(1) Fähig zur Vornahme von Verfahrenshandlungen sind 

1. natürliche Personen, die nach bürgerlichem Recht ge­
schäftsHihig sind, 

2. natürliche Personen, die nach bürgerlichem Recht 
in der Geschäftsfähigkeit beschränkt sind, soweit sie 
für den Gegenstand des Verfahrens durch Vorschriften 
des bürgerlichen Rechts als geschäftsfähig oder durch 
Vorschriften des öffentlichen Rechts als handlungs­
fähig anerkannt sind, 

3. juristische Personen und Vereinigungen (§ 11 Nr.2) 
durch ihre gesetzlichen Vertreter oder durch besonders 
Beauftragte, 

4. Behörden durch ihre Leiter, deren Vertreter oder Be-
auftragte. 

(2) Betrifft ein Einwilligungsvorbehalt nach § 1903 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs den Gegenstand des Verfah­
rens, so ist ein geschäftsfähiger Betreuter nur insoweit 
zur Vornahme von Verfahrenshandlungen fähig, als er 
nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts ohne 
Einwilligung des Betreuers handeln kann oder durch 
Vorschriften des öffentlichen Rechts als handlungsfähig 
anerkannt ist. 

(3) Die §§ 53 und 55 der Zivilprozessordnung gelten ent­
sprechend. 

§13 

Beteiligte 

(1) Beteiligte sind 

1. Antragsteller und Antragsgegner, 

2. diejenigen, an die die Behörde den Verwaltungsakt 
richten will oder gerichtet hat, 

3. diejenigen, mit denen die Behörde einen öffentlich­
rechtlichen Vertrag schlieBen will oder geschlossen hat, 

4. diejenigen, die nach Absatz 2 von der Behörde zu dem 
Verfahren hinzugezogen worden sind. 

(2) Die Behörde kann von Amts wegen oder auf Antrag 
diejenigen, deren rechtliche Interessen durch den Aus­
gang des Verfahrens berührt werden können, als Beteiligte 
hinzuziehen. Hat der Ausgang des Verfahrens rechtsge­
staltende Wirkung für einen Dritten, so ist dieser auf An­
trag als Beteiligter zu dem Verfahren hinzuzuziehen; so­
weit er der Behörde bekannt ist, hat diese ihn von der Ein­
leitung des Verfahrens zu benachrichtigen. 

(3) Wer anzuhören ist, ohne dass die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 vorliegen, wird dadurch nicht Beteiligter. 

§ 14 

Bevollmächtigte und Beistände 

(1) Ein Beteiligter kann sich durch einen Bevollmächtig­
ten vertreten lassen. Die Vollmacht ermächtigt zu allen 
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das Verwaltungsverfahren betreffenden Verfahrenshand­
lungen, sofern sich aus ihrem Inhalt nicht etwas anderes 
ergibt. Der Bevollmächtigte hat auf Verlangen seine 
Vollmacht schriftlich nachzuweisen. Ein Widerruf der 
Vollmacht wird der Behörde gegenüber erst wirksam, 
wenn er ihr zugeht. 

(2) Die Vollmacht wird weder durch den Tod des Voll­
machtgebers noch durch eine Veränderung in seiner 
Handlungsfahigkeit oder seiner gesetzlichen Vertretung 
aufgehoben; der Bevollmächtigte hat jedoch, wenn er für 
den Rechtsnachfolger im Verwaltungsverfahren auftritt, 
dessen Vollmacht auf Verlangen schriftlich beizublingen. 

(3) Ist für das Verfahren ein Bevollmächtigter bestellt, so 
soll sich die Behörde an ihn wenden. Sie kann sich an 
den Beteiligten selbst wenden, soweit er zur Mitwirkung 
verpflichtet ist. Wendet sich die Behörde an den Beteilig­
ten, so soll der Bevollmächtigte verständigt werden. Vor­
schriften über die Zustellung an Bevollmächtigte bleiben 
unberührt. 

(4) Ein Beteiligter kann zu Verhandlungen und Bespre­
chungen mit einem Beistand erscheinen. Das von dem 
Beistand Vorgetragene gilt als von dem Beteiligten vor­
gebracht, soweit dieser nicht unverzüglich widersplicht. 

(5) Bevollmächtigte und Beistände sind zurückzuweisen, 
wenn sie geschäftsmäßig fremde Rechtsangelegenheiten 
besorgen, ohne dazu befugt zu sein. 

(6) Bevollmächtigte und Beistände können vom Vortrag 
zurückgewiesen werden, wenn sie hierzu ungeeignet 
sind; vom mündlichen Vortrag können sie nur zurück­
gewiesen werden, wenn sie zum sachgemäßen Vortrag 
nicht fähig sind. Nicht zurückgewiesen werden können 
Personen, die zur geschäftsmäßigen Besorgung fremder 
Rechtsangelegenheiten befugt sind. 

(7) Die Zurückweisung nach den Absätzen 5 und 6 
ist auch dem Beteiligten, dessen Bevollmächtigter oder 
Beistand zurückgewiesen wird, mitzuteilen. Verfahrens­
handlungen des zurückgewiesenen Bevollmächtigten 
oder Beistandes, die dieser nach der Zurückweisung vor­
nimmt, sind unwirksam. 

§ 15 

Bestellung eines Empfangsbevollmächtigten 

Ein Beteiligter ohne Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf­
enthalt, Sitz oder Geschäftsleitung im Inland hat der 
Behörde auf Verlangen innerhalb einer angemessenen 
Frist einen Empfangsbevollmächtigten im Inland zu be­
nennen. Unterlässt er dies, gilt ein an ihn gerichtetes 
Schriftstück am siebenten Tag nach der Aufgabe zur Post 
und ein elektronisch übermitteltes Dokument am dritten 
Tag nach Absendung als zugegangen. Dies gilt nicht, 
wenn feststeht, dass das Dokument den Empfanger nicht 
oder zu einem späteren Zeitpunkt erreicht hat. Auf die 
Rechtsfolgen der Unterlassung ist der Beteiligte hinzu­
weisen. 

§ 16 

Bestellung eines Vertreters von Amts wegen 

(1) Ist ein Vertreter nicht vorhanden, so hat das Vor­
mundschaftsgericht auf Ersuchen der Behörde einen ge­
eigneten Vertreter zu bestellen 

1. für einen Beteiligten, dessen Person unbekannt ist; 

2. für einen abwesenden Beteiligten, dessen Aufenthalt 
unbekannt ist oder der an der Besorgung seiner Ange­
legenheiten verhindert ist; 

3. für einen Beteiligten ohne Aufenthalt im Inland, wenn 
er der Aufforderung der Behörde, einen Vertreter zu 
bestellen, innerhalb der ihm gesetzten Frist nicht nach­
gekommen ist; 

4. für einen Beteiligten, der infolge einer psychischen 
Krankheit oder körperlichen, geistigen oder seelischen 
Behinderung nicht in der Lage ist, in dem Verwal­
tungsverfahren selbst tätig zu werden; 

5. bei herrenlosen Sachen, auf die sich das Verfahren be­
zieht, zur Wahrung der sich in Bezug auf die Sachen 
ergebenden Rechte und Pflichten. 

(2) Für die Bestellung des Vertreters ist in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 4 das Vormundschaftsgericht zuständig, 
in dessen Bezirk der Beteiligte seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat; im Übrigen ist das Vormundschaftsge­
richt zuständig, in dessen Bezirk die ersuchende Behörde 
ihren Sitz hat. 

(3) Der Vertreter hat gegen den Rechtsträger der 
Behörde, die um seine Bestellung ersucht hat, Anspruch 
auf eine angemessene Vergütung und auf die Erstattung 
seiner baren Auslagen. Die Behörde kann von dem 
Vertretenden Ersatz ihrer Aufwendungen verlangen. Sie 
bestimmt die Vergütung und stellt die Auslagen und Auf­
wendungen fest. 

(4) Im Übrigen gelten für die Bestellung und für das Amt 
des Vertreters in den Fällen des Absatzes I Nr.4 die Vor­
schriften über die Betreuung, in den übrigen Fällen die 
Vorschriften über die Pflegschaft entsprechend. 

§17 

Vertreter bei gleichförmigen Eingaben 

(1) Bei Anträgen und Eingaben, die in einem Verwal­
tungsverfahren von mehr als 50 Personen auf Unter­
schriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfliltigter 
gleich lautender Texte eingereicht worden sind (gleich­
förmige Eingaben), gilt für das Verfahren deIjenige 
Unterzeichner als Vertreter der übrigen Unterzeichner, 
der darin mit seinem Namen, seinem Beruf und seiner 
Anschrift als Vertreter bezeichnet ist, soweit er nicht von 
ihnen als Bevollmächtigter bestellt worden ist. Vertreter 
kann nur eine natürliche Person sein. 

(2) Die Behörde kann gleichförmige Eingaben, die die 
Angaben nach Absatz 1 Satz I nicht deutlich sichtbar auf 
jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite enthalten 
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oder dem Erfordernis des Absatzes 1 Satz 2 nicht ent­
sprechen, unberücksichtigt lassen. Will die Behörde so 
verfahren, so hat sie dies durch ortsübliche Bekannt­
machung mitzuteilen. Die Behörde kann ferner gleich­
förmige Eingaben insoweit unberücksichtigt lassen, als 
Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht 
oder unleserlich angegeben haben. 

(3) Die Vertretungs macht erlischt, sobald der Vertreter 
oder der Vertretene dies der Behörde schriftlich erklärt; 
der Vertreter kann eine solche Erklärung nur hinsichtlich 
aller Vertretenen abgeben. Gibt der Vertretene eine sol­
che Erklärung ab, so soll er der Behörde zugleich mittei­
len, ob er seine Eingabe aufrechterhält und ob er einen 
Bevollmächtigten bestellt hat. 

(4) Endet die Vertretungsmacht des Vertreters, so kann 
die Behörde die nicht mehr Vertretenen auffordern, in­
nerhalb einer angemessenen Frist einen gemeinsamen 
Vertreter zu bestellen. Sind mehr als 50 Personen auf­
zufordern, so kann die Behörde die Aufforderung orts­
üblich bekannt machen. Wird der Aufforderung nicht 
fristgemäß entsprochen, so kann die Behörde von Amts 
wegen einen gemeinsamen Vertreter bestellen. 

§ 18 

Vertreter für Beteiligte bei gleichem Interesse 

(1) Sind an einem Verwaltungsverfahren mehr als 50 
Personen im gleichen Interesse beteiligt, ohne vertreten 
zu sein, so kann die Behörde sie auffordern, innerhalb 
einer angemessenen Frist einen gemeinsamen Vertreter 
zu bestellen, wenn sonst die ordnungsmäßige Durch­
führung des Verwaltungsverfahrens beeinträchtigt wäre. 
Kommen sie der Aufforderung nicht fristgemäß nach, so 
kann die Behörde von Amts wegen einen gemeinsamen 
Vertreter bestellen. Vertreter kann nur eine natürliche 
Person sein. 

(2) Die Vertretungsmacht erlischt, soba1d der Vertreter 
oder der Vertretene dies der Behörde schriftlich erklärt; 
der Vertreter kann eine solche Erklärung nur hinsichtlich 
aller Vertretenen abgeben. Gibt der Vertretene eine sol­
che Erklärung ab, so soll er der Behörde zugleich mittei­
len, ob er seine Eingabe aufrechterhält und ob er einen 
Bevollmächtigten bestellt hat. 

§ 19 

Gemeinsame Vorschriften für Vertreter bei 
gleichförmigen Eingaben und bei gleichem Interesse 

(1) Der Vertreter hat die Interessen der Vertretenen sorg­
fältig wahrzunehmen. Er kann alle das Verwaltungsver­
fahren betreffenden Verfahrenshandlungen vornehmen. 
An Weisungen ist er nicht gebunden. 

(2) § 14 Abs. 5 bis 7 gilt entsprechend. 

(3) Der von der Behörde bestellte Vertreter hat gegen de­
ren Rechtsträger Anspruch auf angemessene Vergütung 

und auf Erstattung seiner baren Auslagen. Die Behörde 
kann von den Vertretenen zu gleichen Anteilen Ersatz 
ihrer Aufwendungen verlangen. Sie bestimmt die Vergü­
tung und stellt die Auslagen und Aufwendungen fest. 

§ 20 

Ausgeschlossene Personen 

(1) In einem Verwa1tungsverfahren darf für eine Behörde 
nicht tätig werden, 

1. wer selbst Beteiligter ist; 

2. wer Angehöriger eines Beteiligten ist; 

3. wer einen Beteiligten kraft Gesetzes oder Vollmacht 
allgemein oder in diesem Verwa1tungsverfahren ver­
tritt; 

4. wer Angehöriger einer Person ist, die einen Beteiligten 
in diesem Verfahren vertritt; 

5. wer bei einem Beteiligten gegen Entgelt beschäftigt 
ist oder bei ihm als Mitglied des Vorstands, des Auf­
sichtsrats oder eines gleichartigen Organs tätig ist; 
dies gilt nicht für den, dessen Anstellungskörperschaft 
Beteiligte ist; 

6. wer außerhalb seiner amtlichen Eigenschaft in der An­
gelegenheit ein Gutachten abgegeben hat oder sonst 
tätig geworden ist. 

Dem Beteiligten steht gleich, wer durch die Tätigkeit oder 
durch die Entscheidung einen unmittelbaren Vorteil oder 
Nachteil erlangen kann. Dies gilt nicht, wenn der Vor­
oder Nachteil nur darauf beruht, dass jemand einer Be­
rufs- oder Bevölkerungsgruppe angehört, deren gemein­
same Interessen durch die Angelegenheit berührt werden. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Wahlen zu einer ehrenamtli­
chen Tätigkeit und für die Abberufung von ehrenamtlich 
Tätigen. 

(3) Wer nach Absatz 1 ausgeschlossen ist, darf bei Ge­
fahr im Verzug unaufschiebbare Maßnahmen treffen. 

(4) Hält sich ein Mitglied eines Ausschusses (§ 88) für 
ausgeschlossen oder bestehen Zweifel, ob die Vorausset­
zungen des Absatzes 1 gegeben sind, ist dies dem Vorsit­
zenden des Ausschusses mitzuteilen. Der Ausschuss ent­
scheidet über den Ausschluss. Der Betroffene darf an 
dieser Entscheidung nicht rnitwirken. Das ausgeschlos­
sene Mitglied darf bei der weiteren Beratung und Be­
schlussfassung nicht zugegen sein. 

(5) Angehörige im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 und 4 sind 

1. der Verlobte, 

2. der Ehegatte, 

3. Verwandte und Verschwägerte gerader Linie, 

4. Geschwister, 

5. Kinder der Geschwister, 

6. Ehegatten der Geschwister und Geschwister der Ehe­
gatten, 

7. Geschwister der Eltern, 



Nr.8 GBL vom 23. Mai 2005 357 

8. Personen, die durch ein auf längere Dauer angelegtes 
Pflegeverhältnis mit häuslicher Gemeinschaft wie 
Eltern und Kind miteinander verbunden sind (Pflege­
eltern und Pflegekinder). 

Angehörige sind die in Satz 1 aufgeführten Personen 
auch dann, wenn 

l. in den Fällen der Nummern 2, 3 und 6 die die Bezie­
hung begründende Ehe nicht mehr besteht; 

2. in den Fällen der Nummern 3 bis 7 die Verwandtschaft 
oder Schwägerschaft durch Annahme als Kind erlo­
sehen ist; 

3. im Falle der Nummer 8 die häusliche Gemeinschaft 
nicht mehr besteht, sofern die Personen weiterhin wie 
Eltern und Kind miteinander verbunden sind. 

§ 21 

Besorgnis der Befangenheit 

(1) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen ge­
gen eine unparteiische Amtsausübung zu rechtfertigen, 
oder wird von einem Beteiligten das Vorliegen eines 
solchen Grnndes behauptet, so hat, wer in einem Verwal­
tungsverfahren für eine Behörde tätig werden soll, den 
Leiter der Behörde oder den von diesem Beauftragten zu 
unterrichten und sich auf dessen Anordnung der Mitwir­
kung zu enthalten. Betrifft die Besorgnis der Befangen­
heit den Leiter der Behörde, so trifft diese Anordnung die 
Aufsichtsbehörde, sofern sich der Behördenleiter nicht 
selbst einer Mitwirkung enthält. 

(2) Für Mitglieder eines Ausschusses (§ 88) gilt § 20 
Abs. 4 entsprechend. 

§ 22 

Beginn des Veifahrens 

Die Behörde entscheidet nach pflichtgemäßem Ermes­
sen, ob und wann sie ein Verwaltungs verfahren durch­
führt. Dies gilt nicht, wenn die Behörde auf Grnnd von 
Rechtsvorschriften 

l. von Amts wegen oder auf Antrag tätig werden muss; 

2. nur auf Antrag tätig werden darf und ein Antrag nicht 
vorliegt. 

§ 23 

Amtssprache 

(1) Die Amtssprache ist deutsch. 

(2) Werden bei einer Behörde in einer fremden Sprache 
Anträge gestellt oder Eingaben, Belege, Urkunden oder 
sonstige Dokumente vorgelegt, soll die Behörde un­
verzüglich die Vorlage einer Übersetzung verlangen. In 
begründeten Fällen kann die Vorlage einer von einem öf­
fentlich bestellten und beeidigten Urknndenübersetzer 
angefertigten oder beglaubigten Übersetzung verlangt 
werden. Wird die verlangte Übersetzung nicht unverzüg­
lich vorgelegt, so kann die Behörde auf Kosten des 
Beteiligten selbst eine Übersetzung beschaffen. Hat die 

Behörde Dolmetscher oder Übersetzer herangezogen, er­
halten diese in entsprechender Anwendung des Justizver­
gütungs- und -entschädigungs gesetzes eine Vergütung. 

(3) Soll durch eine Anzeige, einen Antrag oderdieAbgabe 
einer Willenserklärung eine Frist in Lauf gesetzt werden, 
innerhalb deren die Behörde in einer bestimmten Weise 
tätig werden muss, und gehen diese in einer fremden Spra­
che ein, so beginnt der Lauf der Frist erst mit dem Zeit­
punkt, in dem der Behörde eine Übersetzung vorliegt. 

(4) Soll durch eine Anzeige, einen Antrag oder eine Wil­
lenserklärung, die in fremder Sprache eingehen, zuguns­
ten eines Beteiligten eine Frist gegenüber der Behörde 
gewahrt, ein öffentlich-rechtlicher Anspruch geltend ge­
macht oder eine Leistung begehrt werden, so gelten die 
Anzeige, der Antrag oder die Willenserklärung als zum 
Zeitpunkt des Eingangs bei der Behörde abgegeben, 
wenn auf Verlangen der Behörde innerhalb einer von die­
ser zu setzenden angemessenen Frist eine Übersetzung 
vorgelegt wird. Andernfalls ist der Zeitpunkt des Ein­
gangs der Übersetzung maßgebend, soweit sich nicht aus 
zwischenstaatlichen Vereinbarungen etwas anderes er­
gibt. Auf diese Rechtsfolge ist bei der Fristsetzung hin­
zuweisen. 

§ 24 

Untersuchungsgrundsatz 

(1) Die Behörde ermittelt den Sachverhalt von Amts we­
gen. Sie bestimmt Art und Umfang der Ermittlungen; an 
das Vorbringen und an die Beweisanträge der Beteiligten 
ist sie nicht gebunden. 

(2) Die Behörde hat alle für den Einzelfall bedeutsamen, 
auch die für die Beteiligten günstigen Umstände zu 
berücksichtigen. 

(3) Die Behörde darf die Entgegennahme von Erklärun­
gen oder Anträgen, die in ihren Zuständigkeitsbereich 
fallen, nicht deshalb verweigern, weil sie die Erklärung 
oder den Antrag in der Sache für unzulässig oder unbe­
gründet hält. 

§ 25 

Beratung, Auskwift 

Die Behörde soll die Abgabe von Erklärungen, die Stel­
lung von Anträgen oder die Berichtigung von Erklärun­
gen oder Anträgen anregen, wenn diese offensichtlich 
nur versehentlich oder aus Unkenntnis unterblieben 
oder unrichtig abgegeben oder gestellt worden sind. Sie 
erteilt, soweit erforderlich, Auskunft über die den Betei­
ligten im Verwaltungsverfahren zustehenden Rechte und 
die ihnen obliegenden PtIichten. 

§ 26 

Beweismittel 

(1) Die Behörde bedient sich unter Beachtung des § 3 b 
der Beweismittel, die sie nach pflichtgemäßem Ermessen 
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zur Ermittlung des Sachverhalts für erforderlich hält. Sie 
kann insbesondere 

1. Auskünfte jeder Art einholen, 

2. Beteiligte anhören, Zeugen und Sachverständige ver­
nehmen oder die schriftliche oder elektronische Äuße­
rung von Beteiligten, Sachverständigen und Zeugen 
einholen, 

3. Urkunden und Akten beiziehen, 

4. den Augenschein einnehmen. 

(2) Die Beteiligten sollen bei der Ermittlung des Sachver­
halts mitwirken. Sie sollen insbesondere ihnen bekannte 
Tatsachen und Beweismittel angeben. Eine weiter­
gehende Pflicht, bei der Ermittlung des Sachverhalts mit­
zuwirken, insbesondere eine Pflicht zum persönlichen 
Erscheinen, zur Angabe von personenbezogenen Daten 
oder von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen oder zur 
Aussage, besteht nur, soweit sie durch Rechtsvorschrift 
besonders vorgesehen ist. Der Auskunftspflichtige kann 
die Auskunft auf Fragen, zu deren Beantwortung er durch 
Rechtsvorschrift verpflichtet ist, verweigern, wenn er 
durch die Beantwortung sich oder einen in § 20 Abs. 5 be­
zeichneten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher 
Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(3) Für Zeugen und Sachverständige besteht eine Pflicht 
zur Aussage oder zur Erstattung von Gutachten, wenn sie 
durch Rechtsvorschrift vorgesehen ist. Falls die Behörde 
Zeugen und Sachverständige herangezogen hat, erhalten 
sie auf Antrag in entsprechender Anwendung des Justiz­
vergütungs- und -entschädigungsgesetzes eine Entschädi­
gung oder Vergütung. 

§ 27 

Versicherung an Eides statt 

(1) Die Behörde darf bei der Ermittlung des Sachverhalts 
eine Versicherung an Eides statt nur verlangen und 
abnehmen, wenn die Abnahme der Versicherung über 
den betreffenden Gegenstand und in dem betreffenden 
Verfahren durch Gesetz oder Rechtsverordnung vorgese­
hen und die Behörde durch Rechtsvorschrift für zustän­
dig erklärt worden ist. Eine Versicherung an Eides statt 
soll nur gefordert werden, wenn andere Mittel zur Erfor­
schung der Wahrheit nicht vorhanden sind, zu keinem 
Ergebnis geführt haben oder einen unverhältnismäßigen 
Aufwand erfordern. Von eidesunfähigen Personen im 
Sinne des § 393 der Zivilprozessordnung darf eine eides­
stattliche Versicherung nicht verlangt werden. 

(2) Wird die Versicherung an Eides statt von einer 
Behörde zur Niederschrift aufgenommen, so sind zur 
Aufnahme nur der Behördenleiter, sein allgemeiner Ver­
treter sowie Angehörige des öffentlichen Dienstes befugt, 
welche die Befähigung zum Richteramt haben oder die 
Voraussetzungen des § 110 Satz 1 des Deutschen Richter­
gesetzes erfüllen. Andere Angehörige des öffentlichen 

Dienstes kann der Behördenleiter oder sein allgemeiner 
Vertreter hierzu allgemein oder im Einzelfall schriftlich 
ermächtigen. 

(3) Die Versicherung besteht darin, dass der Versichernde 
die Richtigkeit seiner Erklärung über den betreffenden 
Gegenstand bestätigt und erklärt: »Ich versichere an 
Eides statt, dass ich nach bestem Wissen die reine Wahr­
heit gesagt und nichts verschwiegen habe.« Bevollmäch­
tigte und Beistände sind berechtigt, an der Aufnahme der 
Versicherung an Eides statt teilzunehmen. 

(4) Vor der Aufnahme der Versicherung an Eides statt ist 
der Versichernde über die Bedeutung der eidesstattlichen 
Versicherung und die strafrechtlichen Folgen einer un­
richtigen oder unvollständigen eidesstattlichen Versiche­
rung zu belehren. Die Belehrung ist in der Niederschrift 
zu vermerken. 

(5) Die Niederschrift hat ferner die Namen der anwesen­
den Personen sowie den Ort und den Tag der Nieder­
schrift zu enthalten. Die Niederschrift ist demjenigen, 
der die eidesstattliche Versicherung abgibt, zur Geneh­
migung vorzulesen oder auf Verlangen zur Durchsicht 
vorzulegen. Die erteilte Genehmigung ist zu vermerken 
und von dem Versichernden zu unterschreiben. Die Nie­
derschrift ist sodann von demjenigen, der die Versiche­
rung an Eides statt aufgenommen hat, sowie von dem 
Schriftführer zu unterschreiben. 

§ 28 

Anhörung Beteiligter 

(1) Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in 
Rechte eines Beteiligten eingreift, ist diesem Gelegen­
heit zu geben, sich zu den für die Entscheidung erhebli­
chen Tatsachen zu äußern. 

(2) Von der Anhörung kann abgesehen werden, wenn sie 
nach den Umständen des Einzelfalls nicht geboten ist, 
insbesondere wenn 

1. eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr im Verzug 
oder im öffentlichen Interesse notwendig erscheint; 

2. durch die Anhörung die Einhaltung einer für die Ent­
scheidung maßgeblichen Frist in Frage gestellt würde; 

3. von den tatsächlichen Angaben eines Beteiligten, die 
dieser in einem Antrag oder einer Erklärung gemacht 
hat, nicht zu seinen Ungunsten abgewichen werden 
soll; 

4. die Behörde eine Allgemeinverfügung oder gleichar­
tige Verwaltungsakte in größerer Zahl oder Verwal­
tungsakte mit Hilfe automatischer Einrichtungen er­
lassen will; 

5. Maßnahmen in der Verwaltungsvollstreckung getrof­
fen werden sollen. 

(3) Eine Anhörung unterbleibt, wenn ihr ein zwingendes 
öffentliches Interesse entgegensteht. 



; .. ' 

Nr.8 GBl. vom 23. Mai 2005 359 

§ 29 

Akteneinsicht durch Beteiligte 

(1) Die Behörde hat den Beteiligten Einsicht in die das 
Verfahren betreffenden Akten zu gestatten, soweit deren 
Kenntnis zur Geltendmachung oder Verteidigung ihrer 
rechtlichen Interessen erforderlich ist. Satz 1 gilt bis zum 
Abschluss des Verwaltungsverfahrens nicht für Entwürfe 
zu Entscheidungen sowie die Arbeiten zu ihrer unmittel­
baren Vorbereitung. Soweit nach den §§ 17 und 18 eine 
Vertretung stattfindet, haben nur die Vertreter Anspruch 
auf Akteneinsicht. 

(2) Die Behörde ist zur Gestattung der Akteneinsicht 
nicht verpflichtet, soweit durch sie die ordnungsgemäße 
Erfüllung der Aufgaben der Behörde beeinträchtigt, das 
Bekanntwerden des Inhalts der Akten dem Wohl des 
Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten würde oder 
soweit die Vorgänge nach einem Gesetz oder ihrem We­
sen nach, namentlich wegen der berechtigten Interessen 
der Beteiligten oder dritter Personen, geheim gehalten 
werden müssen. 

(3) Die Akteneinsicht erfolgt bei der Behörde, die die 
Akten führt. Im Einzelfall kann die Einsicht auch bei 
einer anderen Behörde oder bei einer diplomatischen 
oder berufskonsularischen Vertretung der Bundesrepu­
blik Deutschland im Ausland erfolgen; weitere Ausnah­
men kann die Behörde, die die Akten führt, gestatten. 

§ 30 

(aufgehoben) 

ABSCHNITT 2 

Fristen, Termine, Wiedereinsetzung 

§ 31 

Fristen und Termine 

(1) Für die Berechnung von Fristen und für die Bestim­
mung von Terminen gelten die §§ 187 bis 193 des Bür­
gerlichen Gesetzbuchs entsprechend, soweit nicht durch 
die Absätze 2 bis 5 etwas anderes bestimmt ist. 

(2) Der Lauf einer Frist, die von einer Behörde gesetzt 
wird, beginnt mit dem Tag, der auf die Bekanntgabe der 
Frist folgt, außer wenn dem Betroffenen etwas anderes 
mitgeteilt wird. 

(3) Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag, einen 
gesetzlichen Feiertag oder einen Samstag, so endet die 
Frist mit dem Ablauf des nächstfolgenden Werktags. 
Dies gilt nicht, wenn dem Betroffenen unter Hinweis auf 
diese Vorschrift ein bestimmter Tag als Ende der Frist 
mitgeteilt worden ist. 

(4) Hat eine Behörde Leistungen nur für einen bestimm­
ten Zeitraum zu erbringen, so endet dieser Zeitraum auch 
dann mit dem Ablauf seines letzten Tags, wenn dieser auf 

einen Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag oder einen 
Samstag fällt. 

(5) Der von einer Behörde gesetzte Termin ist auch dann 
einzuhalten, wenn er auf einen Sonntag, gesetzlichen 
Feiertag oder Samstag fällt. 

(6) Ist eine Frist nach Stunden bestimmt, so werden 
Sonntage, gesetzliche Feiertage oder Samstage mitge­
rechnet. 

(7) Fristen, die von einer Behörde gesetzt sind, können 
verlängert werden. Sind solche Fristen bereits abge­
laufen, so können sie rückwirkend verlängert werden, 
insbesondere wenn es unbillig wäre, die durch den Frist­
ablauf eingetretenen Rechtsfolgen bestehen zu lassen. 
Die Behörde kann die Verlängerung der Frist nach § 36 
mit einer Nebenbestimmung verbinden. 

§ 32 

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

(1) War jemand ohne Verschulden verhindert, eine gesetz­
liche Frist einzuhalten, so ist ihm auf Antrag Wiederein­
setzung in den vorigen Stand zu gewähren. Das Verschul­
den eines Vertreters ist dem Vertretenen zuzurechnen. 

(2) Der Antrag ist innerhalb von zwei Wochen nach 
Wegfall des Hindernisses zu stellen. Die Tatsachen zur 
Begründung des Antrags sind bei der Antragstellung 
oder im Verfahren über den Antrag glaubhaft zu machen. 
Innerhalb der Antragsfrist ist die versäumte Handlung 
nachzuholen. Ist dies geschehen, so kann Wiedereinset -
zung auch ohne Antrag gewährt werden. 

(3) Nach einem Jahr seit dem Ende der versäumten Frist 
kann die Wiedereinsetzung nicht mehr beantragt oder die 
versäumte Handlung nicht mehr nachgeholt werden, 
außer wenn dies vor Ablauf der Jahresfrist infolge höhe­
rer Gewalt unmöglich war. 

(4) Über den Antrag auf Wiedereinsetzung entscheidet 
die Behörde, die über die versäumte Handlung zu befin­
den hat. 

(5) Die Wiedereinsetzung ist unzulässig, wenn sich aus 
einer Rechtsvorschrift ergibt, dass sie ausgeschlossen ist. 

ABSCHNITT 3 

Amtliche Beglaubigung 

§ 33 

Beglaubigung von Dokumenten 

(1) Jede Behörde ist befugt, Abschriften von Urkunden, 
die sie selbst ausgestellt hat, zu beglaubigen. Darüber 
hinaus sind die von den Ministerien in ihrem Geschäfts­
bereich durch Rechtsverordnung bestimmten Behörden 
befugt, Abschriften zu beglaubigen, wenn die Urschrift 



360 GBI. vom 23. Mai 2005 Nr.8 

von einer Behörde ausgestellt ist oder die Abschrift zur 
Vorlage bei einer Behörde benötigt wird, sofern nicht 
durch Rechtsvorschrift die Erteilung beglaubigter Ab­
schriften aus amtlichen Registern und Archiven anderen 
Behörden ausschließlich vorbehalten ist. 

(2) Abschriften dürfen nicht beglaubigt werden, wenn 
Umstände zu der Annahme berechtigen, dass der ur­
sprüngliche Inhalt des Schriftstücks, dessen Abschrift 
beglaubigt werden soll, geändert worden ist, insbeson­
dere wenn dieses Schriftstück Lücken, Durchstreichun­
gen, Einschaltungen, Änderungen, unleserliche Wörter, 
Zahlen oder Zeichen, Spuren der Beseitigung von Wör­
tern, Zahlen und Zeichen enthält oder wenn der Zusam­
menhang eines aus mehreren Blättern bestehenden 
Schriftstücks aufgehoben ist. 

(3) Eine Abschrift wird beglaubigt durch einen Beglaubi­
gungsvermerk, der unter die Abschrift zu setzen ist. Der 
Vermerk muss enthalten 

1. die genaue Bezeichnung des Schriftstücks, dessen 
Abschrift beglaubigt wird, 

2. die Feststellung, dass die beglaubigte Abschrift mit 
dem vorgelegten Schriftstück übereinstimmt, 

3. den Hinweis, dass die beglaubigte Abschrift nur zur 
Vorlage bei der angegebenen Behörde erteilt wird, 
wenn die Urschrift nicht von einer Behörde ausgestellt 
worden ist, 

4. den Ort und den Tag der Beglaubigung, die Unter­
schrift des für die Beglaubigung zuständigen Bediens­
teten und das Dienstsiegel. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Be­
glaubigung von 

1. Ablichtungen, Lichtdrucken und ähnlichen in techni­
schen Verfahren hergestellten Vervielf<iltigungen, 

2. auf fototechnischem Weg von Schriftstücken herge­
stellten Negativen, die bei einer Behörde aufbewahrt 
werden, 

3. Ausdrucken elektronischer Dokumente, 

4. elektronischen Dokumenten, 

a) die zur Abbildung eines Schriftstücks hergestellt 
wurden, 

b) die ein anderes technisches Format als das mit ei­
ner qualifizierten elektronischen Signatur verbun­
dene Ausgangsdokument erhalten haben. 

(5) Der Beglaubigungsvermerk muss zusätzlich zu den 
Angaben nach Absatz 3 Satz 2 bei der Beglaubigung 

1. des Ausdrucks eines elektronischen Dokuments, das 
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur ver­
bunden ist, die Feststellungen enthalten, 

a) wen die Signaturprüfung als Inhaber der Signatur 
ausweist, 

b) welchen Zeitpunkt die Signaturprüfung für die An­
bringung der Signatur ausweist und 

c) welche Zertifikate mit welchen Daten dieser Signa­
tur zugrunde lagen; 

2. eines elektronischen Dokuments den Namen des für 
die Beglaubigung zuständigen Bediensteten und die 
Bezeichnung der Behörde, die die Beglaubigung vor­
nimmt, enthalten; die Unterschrift des für die Beglau­
bigung zuständigen Bediensteten und das Dienstsiegel 
nach Absatz 3 Satz 2 Nr.4 werden durch eine dauer­
haft überprüfbare qualifizierte elektronische Signatur 
ersetzt. 

Wird ein elektronisches Dokument, das ein anderes tech­
nisches Format als das mit einer qualifizierten elektroni­
schen Signatur verbundene Ausgangsdokument erhalten 
hat, nach Satz 1 Nr.2 beglaubigt, muss der Beglaubi­
gungsvennerk zusätzlich die Feststellungen nach Satz 1 
NI. 1 für das Ausgangsdokument enthalten. 

(6) Die nach Absatz 4 hergestellten Dokumente stehen, 
sofern sie beglaubigt sind, beglaubigten Abschriften 
gleich. 

§ 34 

Beglaubigung von Unterschriften 

(l) Die von den Ministerien in ihrem Geschäftsbereich 
durch Rechtsverordnung bestimmten Behörden sind 
befugt, Unterschriften zu beglaubigen, wenn das unter­
zeichnete Schriftstück zur Vorlage bei einer Behörde 
oder bei einer sonstigen Stelle, der auf Grund einer 
Rechtsvorschrift das unterzeichnete Schriftstück vorzu­
legen ist, benötigt wird. Dies gilt nicht für 

1. Unterschriften ohne zugehörigen Text, 

2. Unterschriften, die der öffentlichen Beglaubigung 
(§ 129 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) bedürfen. 

(2) Eine Unterschrift soll nur beglaubigt werden, wenn 
sie in Gegenwart des beglaubigenden Bediensteten voll­
zogen oder anerkannt wird. 

(3) Der Beglaubigungsvermerk ist unmittelbar bei der 
Unterschrift, die beglaubigt werden soll, anzubringen. Er 
muss enthalten 

1. die Bestätigung, dass die Unterschrift echt ist, 

2. die genaue Bezeichnung desjenigen, dessen Unter­
schrift beglaubigt wird, sowie die Angabe, ob sich 
der für die Beglaubigung zuständige Bedienstete Ge­
wissheit über diese Person verschafft hat und ob die 
Unterschrift in seiner Gegenwart vollzogen oder an­
erkannt worden ist, 

3. den Hinweis, dass die Beglaubigung nur zur Vorlage 
bei der angegebenen Behörde oder Stelle bestimmt ist, 

4. den Ort und den Tag der Beglaubigung, die Unter­
schrift des für die Beglaubigung zuständigen Bediens­
teten und das Dienstsiegel. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für die Beglaubigung von 
Handzeichen entsprechend. 
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TEIL III 

Verwaltungsakt 

ABSCHNITT 1 

Zustandekommen des Verwaltungsaktes 

§ 35 

Begriff des Verwaltllngsaktes 

Verwaltungsakt ist jede Verfügung, Entscheidung oder 
andere hoheitliche Maßnahme, die eine Behörde zur Re­
gelung eines Einzelfalls auf dem Gebiet des öffentlichen 
Rechts trifft und die auf unmittelbare Rechtswirkung 
nach außen gerichtet ist. Allgemeinverfügung ist ein Ver­
waltungsakt, der sich an einen nach allgemeinen Merk­
malen bestimmten oder bestimmbaren Personen kreis 
richtet oder die öffentlich-rechtliche Eigenschaft einer 
Sache oder ihre Benutzung durch die Allgemeinheit be­
trifft. 

§ 36 

Nebenbestimmungen zum Verwaltungsakt 

(1) Ein Verwaltungsakt, auf den ein Anspruch besteht, 
darf mit einer Nebenbestimmung nur versehen werden, 
wenn sie durch Rechtsvorschrift zugelassen ist oder 
wenn sie sicherstellen soll, dass die gesetzlichen Voraus­
setzungen des Verwaltungsaktes erfüllt werden. 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 darf ein Verwaltungs akt 
nach pflichtgemäßem Ermessen erlassen werden mit 

1. einer Bestimmung, nach der eine Vergünstigung oder 
Belastung zu einem bestimmten Zeitpunkt beginnt, 
endet oder für einen bestimmten Zeitraum gilt (Befris­
tung); 

2. einer Bestimmung, nach der der Eintritt oder der Weg­
fall einer Vergünstigung oder einer Belastung von dem 
ungewissen Eintritt eines zukünftigen Ereignisses ab­
hängt (Bedingung); 

3. einem Vorbehalt des Widerrufs 

oder verbunden werden mit 

4. einer Bestimmung, durch die dem Begünstigten ein 
Tun, Dulden oder Unterlassen vorgeschrieben wird 
(Auflage); 

5. einem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, Ände­
rung oder Ergänzung einer Auflage. 

(3) Eine Nebenbestimmung darf dem Zweck des Verwal­
tungsaktes nicht zuwiderlaufen. 

§ 37 

Bestimmtheit und Form des Verwaltungsaktes 

(1) Ein Vcrwaltungsakt muss inhaltlich hinreichend be­
stimmt sein. 

(2) Ein Verwaltungsakt kann schriftlich, elektronisch, 
mündlich oder in anderer Weise erlassen werden. Ein 

mündlicher Verwaltungsakt ist schriftlich oder elek­
tronisch zu bestätigen, wenn hieran ein berechtigtes 
Interesse besteht und der Betroffene dies unverzüglich 
verlangt. Ein elektronischer Verwaltungsakt ist unter 
denselben Voraussetzungen schriftlich zu bestätigen; 
§ 3 a Abs. 2 findet insoweit keine Anwendung. 

(3) Ein schriftlicher oder elektronischer Verwaltungs­
akt muss die erlassende Behörde erkennen lassen und 
die Unterschrift oder die Namenswiedergabe des Behör­
denleiters, seines Vertreters oder seines Beauftragten ent­
halten. Wird für einen Verwaltungsakt, für den durch 
Rechtsvorschrift die Schriftform angeordnet ist, die elek­
tronische Form verwendet, muss auch das der Signatur 
zugrunde liegende qualifizierte Zertifikat oder ein zu­
gehöriges qualifiziertes Attributzertifikat die erlassende 
Behörde erkennen lassen. 

(4) Für einen Verwaltungsakt kann für die nach § 3 a 
Abs.2 erforderliche Signatur durch Rechtsvorschrift die 
dauerhafte Überprüfbarkeit vorgeschrieben werden. 

(5) Bei einem schriftlichen Verwaltungsakt, der mit Hilfe 
automatischer Einrichtungen erlassen wird, können ab­
weichend von Absatz 3 Unterschrift und Namenswieder­
gabe fehlen. Zur Inhaltsangabe können Schlüsselzeichen 
verwendet werden, wenn derjenige, für den der Verwal­
tungsakt bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird, 
auf Grund der dazu gegebenen Erläuterungen den Inhalt 
des Verwaltungsaktes eindeutig erkennen kann. 

§ 38 

Zusicherung 

(1) Eine von der zuständigen Behörde erteilte Zusage, 
einen bestimmten Verwaltungsakt später zu erlassen oder 
zu unterlassen (Zusicherung), bedarf zu ihrer Wirk­
samkeit der schriftlichen Form. Ist vor dem Erlass des 
zugesicherten Verwaltungsaktes die Anhörung Beteilig­
ter oder die Mitwirkung einer anderen Behörde oder 
eines Ausschusses auf Grund einer Rechtsvorschrift er­
forderlich, so darf die Zusicherung erst nach Anhörung 
der Beteiligten oder nach Mitwirkung dieser Behörde 
oder des Ausschusses gegeben werden. 

(2) Auf die Unwirksamkeit der Zusicherung finden, un­
beschadet des Absatzes 1 Satz 1, § 44, auf die Heilung 
von Mängeln bei der Anhörung Beteiligter und der Mit­
wirkung anderer Behörden oder Ausschüsse § 45 Abs.l 
Nr.3 bis 5 sowie Abs. 2, auf die Rücknahme § 48, auf 
den Widerruf, unbeschadet des Absatzes 3, § 49 entspre­
chende Anwendung. 

(3) Ändert sich nach Abgabe der Zusicherung die Sach­
oder Rechtslage derart, dass die Behörde bei Kenntnis 
der nachträglich eingetretenen Änderung die Zusiche­
rung nicht gegeben hätte oder aus rechtlichen Gründen 
nicht hätte geben dürfen, ist die Behörde an die Zusiche­
rung nicht mehr gebunden. 
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§ 39 

Begründung des Verwaltungsaktes 

(1) Ein schriftlicher oder elektronischer sowie ein 
schriftlich oder elektronisch bestätigter Verwaltungsakt 
ist mit einer Begründung zu versehen. In der Begrün­
dung sind die wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen 
Gründe mitzuteilen, die die Behörde zu ihrer Entschei­
dung bewogen haben. Die Begründung von Ermessens­
entscheidungen soll auch die Gesichtspunkte erkennen 
lassen, von denen die Behörde bei der Ausübung ihres 
Ermessens ausgegangen ist. 

(2) Einer Begründung bedarf es nicht, 

1. soweit die Behörde einem Antrag entspricht oder einer 
Erklärung folgt und der Verwaltungsakt nicht in 
Rechte eines anderen eingreift; 

2. soweit demjenigen, für den der Verwaltungsakt be­
stimmt ist oder der von ihm betroffen wird, die Auffas­
sung der Behörde über die Sach- und Rechtslage be­
reits bekannt oder auch ohne Begründung für ihn ohne 
weiteres erkennbar ist; 

3. wenn die Behörde gleichartige Verwaltungsakte in 
größerer Zahl oder Verwaltungsakte mit Hilfe automa­
tischer Einrichtungen erlässt und die Begründung 
nach den Umständen des Einzelfalls nicht geboten ist; 

4. wenn sich dies aus einer Rechtsvorschrift ergibt; 

5. wenn eine Allgemeinverfügung öffentlich bekannt ge­
geben wird. 

§40 

Ermessen 

Ist die Behörde ermächtigt, nach ihrem Ermessen zu han­
deln, hat sie ihr Ermessen entsprechend dem Zweck der 
Ermächtigung auszuüben und die gesetzlichen Grenzen 
des Ermessens einzuhalten. 

§ 41 

Bekanntgabe des Verwaltungsaktes 

(1) Ein Verwaltungsakt ist demjenigen Beteiligten be­
kannt zu geben, für den er bestimmt ist oder der von ihm 
betroffen wird. Ist ein Bevollmächtigter bestellt, so kann 
die Bekanntgabe ihm gegenüber vorgenommen werden. 

(2) Ein schriftlicher Verwaltungsakt gilt bei der Über­
mittlung durch die Post im Inland am dritten Tag nach 
der Aufgabe zur Post, ein Verwaltungsakt, der elektro­
nisch übermittelt wird, am dritten Tag nach der Absen­
dung als bekannt gegeben. Dies gilt nicht, wenn der Ver­
waltungsakt nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt 
zugegangen ist; im Zweifel hat die Behörde den Zugang 
des Verwaltungsaktes und den Zeitpunkt des Zugangs 
nachzuweisen. 

(3) Ein Verwaltungsakt darf öffentlich bekannt gegeben 
werden, wenn dies durch Rechtsvorschrift zugelassen ist. 
Eine Allgemeinverfügung darf auch dann öffentlich be-

kannt gegeben werden, wenn eine Bekanntgabe an die 
Beteiligten untunlich ist. 

(4) Die öffentliche Bekanntgabe eines schriftlichen oder 
elektronischen Verwaltungsaktes wird dadurch bewirkt, 
dass sein verfügender Teil ortsüblich bekannt gemacht 
wird. In der ortsüblichen Bekanntmachung ist anzuge­
ben, wo der Verwaltungsakt und seine Begründung ein­
gesehen werden können. Der Verwaltungsakt gilt zwei 
Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als be­
kannt gegeben. In einer Allgemeinverfügung kann ein 
hiervon abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die 
Bekanntmachung folgende Tag bestimmt werden. 

(5) Vorschriften über die Bekanntgabe eines Verwal­
tungsaktes mittels Zustellung bleiben unberührt. 

§ 42 

Offenbare Unrichtigkeiten im Verwaltungsakt 

Die Behörde kann Schreibfehler, Rechenfehler und ähn­
liche offenbare Unrichtigkeiten in einem Verwaltungsakt 
jederzeit berichtigen. Bei berechtigtem Interesse des Be­
teiligten ist zu berichtigen. Die Behörde ist berechtigt, 
die Vorlage des Dokuments zu verlangen, das berichtigt 
werden soll. 

ABSCHNITT 2 

Bestandskraft des Verwaltungsaktes 

§ 43 

Wirksamkeit des Verwaltungsaktes 

(1) Ein Verwaltungsakt wird gegenüber demjenigen, für 
den er bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird, in 
dem Zeitpunkt wirksam, in dem er ihm bekannt gegeben 
wird. Der Verwaltungsakt wird mit dem Inhalt wirksam, 
mit dem er bekannt gegeben wird. 

(2) Ein Verwaltungsakt bleibt wirksam, solange und so­
weit er nicht zurückgenommen, widerrufen, anderweitig 
aufgehoben oder durch Zeitablauf oder auf andere Weise 
erledigt ist. 

(3) Ein nichtiger Verwaltungsakt ist unwirksam. 

§44 

Nichtigkeit des Verwaltungsaktes 

(1) Ein Verwaltungsakt ist nichtig, soweit er an einem 
besonders schwerwiegenden Fehler leidet und dies bei 
verständiger Würdigung aller in Betracht kommenden 
Umstände offenkundig ist. 

(2) Ohne Rücksicht anf das Vorliegen der Voraussetzun­
gen des Absatzes 1 ist ein Verwaltungsakt nichtig, 

1. der schriftlich oder elektronisch erlassen worden ist, 
die erlassende Behörde aber nicht erkennen lässt; 

2. der nach einer Rechtsvorschrift nur durch die Aus­
händigung einer Urkunde erlassen werden kann, aber 
dieser Form nicht genügt; 
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3. den eine Behörde außerhalb ihrer durch § 3 Abs. I 
Nr. I begründeten Zuständigkeit erlassen hat, ohne 
dazu ermächtigt zu sein; 

4. den aus tatsächlichen Gründen niemand ausführen 
kann; 

5. der die Begehung einer rechtswidrigen Tat verlangt, 
die einen Straf- oder Bußgeldtatbestand verwirklicht; 

6. der gegen die guten Sitten verstößt. 

(3) Ein Verwaltungsakt ist nicht schon deshalb nichtig, 
weil 

1. Vorschriften über die örtliche Zuständigkeit nicht ein­
gehalten worden sind, außer wenn ein Fall des Absat­
zes 2 Nr. 3 vorliegt; 

2. eine nach § 20 Abs. I Satz I Nr. 2 bis 6 ausgeschlos­
sene Person mitgewirkt hat; 

3. ein durch Rechtsvorschrift zur Mitwirkung berufener 
Ausschuss den für den Erlass des Verwaltungsaktes 
vorgeschriebenen Beschluss nicht gefasst hat oder 
nicht beschlussfähig war; 

4. die nach einer Rechtsvorschrift erforderliche Mitwir-
kung einer anderen Behörde unterblieben ist. 

(4) Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des Verwal­
tungsaktes, so ist er im Ganzen nichtig, wenn der nich­
tige Teil so wesentlich ist, dass die Behörde den Verwal­
tungsakt ohne den nichtigen Teil nicht erlassen hätte. 

(5) Die Behörde kann die Nichtigkeit jederzeit von Amts 
wegen feststellen; auf Antrag ist sie festzustellen, wenn 
der Antragsteller hieran ein berechtigtes Interesse hat. 

§ 45 

Heilung von Veifahrens- und Formfehlern 

(l) Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif­
ten, die nicht den Verwaltungsakt nach § 44 nichtig 
macht, ist unbeachtlich, wenn 

1. der für den Erlass des Verwaltungs aktes erforderliche 
Antrag nachträglich gestellt wird; 

2. die erforderliche Begründung nachträglich gegeben 
wird; 

3. die erforderliche Anhörung eines Beteiligten nachge­
holt wird; 

4. der Beschluss eines Ausschusses, dessen Mitwirkung 
für den Erlass des Verwaltungs aktes erforderlich ist, 
nachträglich gefasst wird; 

5. die erforderliche Mitwirkung einer anderen Behörde 
nachgeholt wird. 

(2) Handlungen nach Absatz 1 können bis zum Ab­
schluss der letzten Tatsacheninstanz eines verwaltungs­
gerichtlichen Verfahrens nachgeholt werden. 

(3) Fehlt einem Verwaltungsakt die erforderliche Be­
gründung oder ist die erforderliche Anhörung eines Be­
teiligten vor Erlass des Verwaltungs aktes unterblieben 
und ist dadurch die rechtzeitige Anfechtung des Verwal­
tungsaktes versäumt worden, so gilt die Versäumung der 

Rechtsbehelfsfrist als nicht verschuldet. Das für die Wie­
dereinsetzungsfrist nach § 32 Abs. 2 maßgebende Ereig­
nis tritt im Zeitpunkt der Nachholung der unterlassenen 
Verfahrenshandlung ein. 

§ 46 

Folgen von Veifahrens- und Formfehlern 

Die Aufhebung eines Verwaltungsaktes, der nicht nach 
§ 44 nichtig ist, kann nicht allein deshalb beansprucht 
werden, weil er unter Verletzung von Vorschriften über 
das Verfahren, die Form oder die örtliche Zuständigkeit 
zustande gekommen ist, wenn offensichtlich ist, dass die 
Verletzung die Entscheidung in der Sache nicht beein­
flusst hat. 

§ 47 

Umdeutung einesfehlerhaften Verwaltungsaktes 

(1) Ein fehlerhafter Verwaltungsakt kann in einen ande­
ren Verwaltungsakt umgedeutet werden, wenn er auf das 
gleiche Ziel gerichtet ist, von der erlassenden Behörde in 
der geschehenen Verfahrensweise und Form rechtmäßig 
hätte erlassen werden können und wenn die Vorausset­
zungen für dessen Erlass erfüllt sind. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Verwaltungsakt, in 
den der fehlerhafte Verwaltungs akt umzudeuten wäre, 
der erkennbaren Absicht der erlassenden Behörde wider­
spräche oder seine Rechtsfolgen für den Betroffenen 
ungünstiger wären als die des fehlerhaften Verwaltungs­
aktes. Eine Umdeutung ist ferner unzulässig, wenn der 
fehlerhafte Verwaltungsakt nicht zurückgenommen wer­
den dürfte. 

(3) Eine Entscheidung, die nur als gesetzlich gebundene 
Entscheidung ergehen kann, kann nicht in eine Ermes­
sensentscheidung umgedeutet werden. 

(4) § 28 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 48 

Rücknahme eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes 

(l) Ein rechtswidriger Verwaltungsakt kann, auch nach­
dem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise 
mit Wirkung für die Zukunft oder für die Vergangenheit 
zurückgenommen werden. Ein Verwaltungsakt, der ein 
Recht oder einen rechtlich erheblichen Vorteil begründet 
oder bestätigt hat (begünstigender Verwaltungsakt), darf 
nur unter den Einschränkungen der Absätze 2 bis 4 
zurückgenommen werden. 

(2) Ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der eine ein­
malige oder laufende Geldleistung oder teilbare Sach­
leistung gewährt oder hierfür Voraussetzung ist, darf 
nicht zurückgenommen werden, soweit der Begünstigte 
auf den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat und 
sein Vertrauen unter Abwägung mit dem öffentlichen 
Interesse an einer Rücknahme schutzwürdig ist. Das 
Vertrauen ist in der Regel schutzwürdig, wenn der Be-
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günstigte gewährte Leistungen verbraucht oder eine Ver­
mögensdisposition getroffen hat, die er nicht mehr oder 
nur unter unzumutbaren Nachteilen rückgängig machen 
kann. Auf Vertrauen kann sich der Begünstigte nicht be­
rufen, wenn er 

1. den Verwaltungs akt durch arglistige Täuschung, Dro­
hung oder Bestechung erwirkt hat; 

2. den Verwaltungsakt durch Angaben erwirkt hat, die in 
wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollständig 
waren; 

3. die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte 
oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht kannte. 

In den Fällen des Satzes 3 wird der Verwaltungsakt in der 
Regel mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenom­
men. 

(3) Wird ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der nicht 
unter Absatz 2 fallt, zurückgenommen, so hat die 
Behörde dem Betroffenen auf Antrag den Vermögens­
nachteil auszugleichen, den dieser dadurch erleidet, dass 
er auf den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat, so­
weit sein Vertrauen unter Abwägung mit dem öffent­
lichen Interesse schutzwürdig ist. Absatz 2 Satz 3 ist 
anzuwenden. Der Vermögensnachteil ist jedoch nicht 
über den Betrag des Interesses hinaus zu ersetzen, das 
der Betroffene an dem Bestand des Verwaltungsaktes 
hat. Der auszugleichende Vermögensnachteil wird durch 
die Behörde festgesetzt. Der Anspruch kann nur inner­
halb eines Jahres geltend gemacht werden; die Frist 
beginnt, sobald die Behörde den Betroffenen auf sie hin­
gewiesen hat. 

(4) Erhält die Behörde von Tatsachen Kenntnis, welche 
die Rücknahme eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes 
rechtfertigen, so ist die Rücknahme nur innerhalb eines 
Jahres seit dem Zeitpunkt der Kenntnisnahme zulässig. 
Dies gilt nicht im Falle des Absatzes 2 Satz 3 Nr. 1. 

(5) Über die Rücknahme entscheidet nach Unanfecht­
barkeit des Verwaltungsaktes die nach § 3 zuständige 
Behörde; dies gilt auch dann, wenn der zurückzuneh­
mende Verwaltungsakt von einer anderen Behörde erlas­
sen worden ist. 

§ 49 

Widerruf eines rechtmäßigen Verwaltungsaktes 

(1) Ein rechtmäßiger nicht begünstigender Verwaltungs­
akt kann, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, 
ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft wider­
rufen werden, außer wenn ein Verwaltungsakt gleichen 
Inhalts erneut erlassen werden müsste oder aus anderen 
Gründen ein Widerruf unzu lässig ist. 

(2) Ein rechtmäßiger begünstigender Verwaltungsakt 
darf, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz 
oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft nur widerru­
fen werden, 

1. wenn der Widerruf durch Rechtsvorschrift zugelassen 
oder im Verwaltungsakt vorbehalten ist; 

2. wenn mit dem Verwaltungsakt eine Auflage verbun­
den ist und der Begünstigte diese nicht oder nicht 
innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt hat; 

3. wenn die Behörde auf Grund nachträglich eingetrete­
ner Tatsachen berechtigt wäre, den Verwaltungsakt 
nicht zu erlassen, und wenn ohne den Widerruf das 
öffentliche Interesse gefahrdet würde; 

4. wenn die Behörde auf Grund einer geänderten Rechts­
vorschrift berechtigt wäre, den Verwaltungsakt nicht 
zu erlassen, soweit der Begünstigte von der Vergünsti­
gung noch keinen Gebrauch gemacht oder auf Grund 
des Verwaltungsaktes noch keine Leistungen empfan­
gen hat, und wenn ohne den Widerruf das öffentliche 
Interesse gefährdet würde; 

5. um schwere Nachteile für das Gemeinwohl zu ver-
hüten oder zu beseitigen. 

§ 48 Abs. 4 gilt entsprechend. 

(3) Ein rechtmäßiger Verwaltungsakt, der eine einmalige 
oder laufende Geldleistung oder teilbare Sachleistung 
zur Erfüllung eines bestimmten Zwecks gewährt oder 
hierfür Voraussetzung ist, kann, auch nachdem er unan­
fechtbar geworden ist, ganz oder teilweise auch mit Wir­
kung für die Vergangenheit widerrufen werden, wenn 

1. die Leistung nicht, nicht alsbald nach der Erbringung 
oder nicht mehr für den in dem Verwaltungs akt be­
stimmten Zweck verwendet wird; 

2. mit dem Verwaltnngsakt eine Auflage verbunden ist 
und der Begünstigte diese nicht oder nicht innerhalb 
einer ihm gesetzten Frist erfüllt hat. 

§ 48 Abs. 4 gilt entsprechend. 

(4) Der widerrufene Verwaltungsakt wird mit dem Wirk­
samwerden des Widerrufs unwirksam, wenn die Behörde 
keinen anderen Zeitpunkt bestimmt. 

(5) Über den Widerruf entscheidet nach Unanfechtbarkeit 
des Verwaltungs aktes die nach § 3 zuständige Behörde; 
dies gilt auch dann, wenn der zu widerrufende Verwal­
tungsakt von einer anderen Behörde erlassen worden ist. 

(6) Wird ein begünstigender Verwaltungsakt in den Fäl­
len des Absatzes 2 Nr. 3 bis 5 widerrufen, so hat die 
Behörde den Betroffenen auf Antrag für den Verrnögens­
nachteil zu entschädigen, den dieser dadurch erleidet, 
dass er auf den Bestand des Verwaltungs aktes vertraut 
hat, soweit sein Vertrauen schutzwürdig ist. § 48 Abs. 3 
Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. Für Streitigkeiten über die 
Entschädigung ist der ordentliche Rechtsweg gegeben. 

§ 49a 

Erstattung, Verzinsung 

(1) Soweit ein Verwaltungsakt mit Wirkung für die Ver­
gangenheit zurückgenommen oder widenufen worden 
oder infolge Eintritts einer auflösenden Bedingung un­
wirksam geworden ist, sind bereits erbrachte Leistungen 
zu erstatten. Die zu erstattende Leistung ist durch schrift­
lichen Verwaltungsakt festzusetzen. 
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(2) Für den Umfang der Erstattung mit Ausnahme der Ver­
zinsung gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz­
buchs über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Be­
reicherung entsprechend. Auf den Wegfall der Bereiche­
rung kann sich der Begünstigte nicht berufen, soweit er 
die Umstände kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit 
nicht kannte, die zur Rücknahme, zum Widerruf oder zur 
Unwirksamkeit des Verwaltungsaktes geführt haben. 

(3) Der zu erstattende Betrag ist vom Eintritt der Un­
wirksamkeit des Verwaltungsaktes an mit fünf Prozent­
punkten über dem Basiszinssatz jährlich zu verzinsen. 
Von der Geltendmachung des Zinsanspruchs kann insbe­
sondere dann abgesehen werden, wenn der Begünstigte 
die Umstände, die zur Rücknahme, zum Widerruf oder 
zur Unwirksamkeit des Verwaltungsaktes geführt haben, 
nicht zu vertreten hat und den zu erstattenden Betrag in­
nerhalb der von der Behörde festgesetzten Frist leistet. 

(4) Wird eine Leistung nicht alsbald nach der Auszahlung 
für den bestimmten Zweck verwendet, so können für die 
Zeit bis zur zweckentsprechenden Verwendung Zinsen 
nach Absatz 3 Satz 1 verlangt werden. Entsprechendes 
gilt, soweit eine Leistung in Anspruch genommen wird, 
obwohl andere Mittel anteilig oder vorrangig einzusetzen 
sind. § 49 Abs. 3 Satz I Nr. 1 bleibt unberührt. 

§ 50 

Rücknahme und Widerruf im Rechtsbehelfsveifahren 

§ 48 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 bis 4 sowie § 49 Abs. 2 bis 4 und 
6 gelten nicht, wenn ein begünstigender Verwaltungsakt, 
der von einem Dritten angefochten worden ist, während 
des Vorverfahrens oder während des verwaltungsgericht­
lichen Verfahrens aufgehoben wird, soweit dadurch dem 
Widerspruch oder der Klage abgeholfen wird. 

§ 51 

Wiederaufgreifen des Veifahrens 

(1) Die Behörde hat auf Antrag des Betroffenen über 
die Aufhebung oder Änderung eines unanfechtbaren Ver­
waltungsaktes zu entscheiden, wenn 

1. sich die dem Verwaltungs akt zugrunde liegende Sach­
oder Rechtslage nachträglich zugunsten des Betroffe­
nen geändert hat; 

2. neue Beweismittel vorliegen, die eine dem Betroffenen 
günstigere Entscheidung herbeigeführt haben würden; 

3. Wiederaufnahmegründe entsprechend § 580 der Zivil-
prozessordnung gegeben sind. 

(2) Der Antrag ist nur zulässig, wenn der Betroffene ohne 
grobes Verschulden außerstande war, den Grund für das 
Wiederaufgreifen in dem früheren Verfahren, insbeson­
dere durch Rechtsbehelf, geltend zu machen. 

(3) Der Antrag muss biunen drei Monaten gestellt wer­
den. Die Frist beginnt mit dem Tag, an dem der Betrof­
fene von dem Grund für das Wiederaufgreifen Kenntnis 
erhalten hat. 

(4) Über den Antrag entscheidet die nach § 3 zuständige 
Behörde; dies gilt auch dann, wenn der Verwaltungsakt, 
dessen Aufhebung oder Änderung begehrt wird, von 
einer anderen Behörde erlassen worden ist. 

(5) Die Vorschriften des § 48 Abs.l Satz I und des § 49 
Abs. 1 bleiben unberührt. 

§ 52 

Rückgabe von Urkunden und Sachen 

Ist ein Verwaltungsakt unanfechtbar widerrufen oder 
zurückgenommen oder ist seine Wirksamkeit aus einem 
anderen Grund nicht oder nicht mehr gegeben, so kann 
die Behörde die auf Grund dieses Verwaltungsaktes er­
teilten Urkunden oder Sachen, die zum Nachweis der 
Rechte aus dem Verwaltungsakt oder zu deren Ausübung 
bestimmt sind, zurückfordern. Der Inhaber und, sofern er 
nicht der Besitzer ist, auch der Besitzer dieser Urkunden 
oder Sachen sind zu ihrer Herausgabe verpflichtet. Der 
Inhaber oder der Besitzer kann jedoch verlangen, dass 
ihm die Urkunden oder Sachen wieder ausgehändigt 
werden, nachdem sie von der Behörde als ungültig ge­
kennzeichnet sind; dies gilt nicht bei Sachen, bei denen 
eine solche Kennzeichnung nicht oder nicht mit der 
erforderlichen Offensichtlichkeit oder Dauerhaftigkeit 
möglich ist. 

ABSCHNITT 3 

Verjährungsrechtliche Wirkungen 
des Verwaltungsaktes 

§ 53 

Hemmung der Verjährung durch Verwaltungsakt 

(1) Ein Verwaltungsakt, der zur Feststellung oder Durch­
setzung des Anspruchs eines öffentlich-rechtlichen 
Rechtsträgers erlassen wird, hemmt die Verjährung die­
ses Anspruchs. Die Hemmung endet mit Eintritt der Dn­
anfechtbarkeit des Verwaltungsaktes oder sechs Monate 
nach seiner anderweitigen Erledigung. 

(2) Ist ein Verwaltungsakt im Sinne des Absatzes 1 unan­
fechtbar geworden, beträgt die Verjährungsfrist 30 Jahre. 
Soweit der Verwaltungsakt einen Anspruch auf künftig 
fällig werdende regelmäßig wiederkehrende Leistungen 
zum Inhalt hat, bleibt es bei der für diesen Anspruch 
tenden Verjährungsfrist. 

TEIL IV 

Öffentlich-rechtlicher Vertrag 

§ 54 

Zu lässigkeit des öffentlich-rechtlichen Vertrags 

Ein Rechtsverhältnis auf dem Gebiet des öffentlichen 
Rechts kann durch Vertrag begründet, geändert oder auf­
gehoben werden (öffentlich-rechtlicher Vertrag), soweit 
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Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen. Insbesondere 
kann die Behörde, anstatt einen Verwaltungsakt zu erlas­
sen, einen öffentlich-rechtlichen Vertrag mit demjenigen 
schließen, an den sie sonst den Verwaltungsakt richten 
würde. 

§ 55 

Vergleichsvertrag 

Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag im Sinne des § 54 
Satz 2, durch den eine bei verständiger Würdigung des 
Sachverhalts oder der Rechtslage bestehende Ungewiss­
heit durch gegenseitiges Nachgeben beseitigt wird (Ver­
gleich), kann geschlossen werden, wenn die Behörde den 
Abschluss des Vergleichs zur Beseitigung der Ungewiss­
heit nach pflichtgemäßem Ermessen für zweckmäßig 
hält. 

§ 56 

Austauschvertrag 

(1) Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag im Sinne des § 54 
Satz 2, in dem sich der Vertragspartner der Behörde 
zu einer Gegenleistung verpflichtet, kann geschlossen 
werden, wenn die Gegenleistung für einen bestimmten 
Zweck im Vertrag vereinbart wird und der Behörde zur 
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben dient. Die Gegen­
leistung muss den gesamten Umständen nach angemes­
sen sein und im sachlichen Zusammenhang mit der ver­
traglichen Leistung der Behörde stehen. 

(2) Besteht auf die Leistung der Behörde ein Anspruch, 
so kann nur eine solche Gegenleistung vereinbart wer­
den, die bei Erlass eines Verwaltungsaktes Inhalt einer 
Nebenbestimmung nach § 36 sein könnte. 

§ 57 

Schnftfonn 

Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag ist schriftlich zu 
schließen, soweit nicht durch Rechtsvorschrift eine an­
dere Form vorgeschrieben ist. 

§ 58 

Zustimmung von Dritten und Behörden 

(1) Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag, der in Rechte eines 
Dritten eingreift, wird erst wirksam, wenn der Dritte 
schriftlich zustimmt. 

(2) Wird anstatt eines Verwaltungsaktes, bei dessen 
Erlass nach einer Rechtsvorschrift die Genehmigung, 
die Zustimmung oder das Einvernehmen einer anderen 
Behörde erforderlich ist, ein Vertrag geschlossen, so wird 
dieser erst wirksam, nachdem die andere Behörde in der 
vorgeschriebenen Form mitgewirkt hat. 

§ 59 

Nichtigkeit des öffentlich-rechtlichen Vertrags 

(1) Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag ist nichtig, wenn 
sich die Nichtigkeit aus der entsprechenden Anwendung 
von Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs ergibt. 

(2) Ein Vertrag im Sinne des § 54 Satz 2 ist ferner nich­
tig, wenn 

1. ein Verwaltungsakt mit entsprechendem Inhalt nichtig 
wäre; 

2. ein Verwaltungsakt mit entsprechendem Inhalt nicht 
nur wegen eines Verfahrens- oder Formfehlers im 
Sinne des § 46 rechtswidrig wäre und dies den Ver­
tragschließenden bekannt war; 

3. die Voraussetzungen zum Abschluss eines Vergleichs­
vertrags nicht vorlagen und ein Verwaltungsakt mit 
entsprechendem Inhalt nicht nur wegen eines Verfah­
rens- oder Formfehlers im Sinne des § 46 rechtswidrig 
wäre; 

4. sich die Behörde eine nach § 56 unzulässige Gegen-
leistung versprechen lässt. 

(3) Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des Vertrags, so 
ist er im Ganzen nichtig, wenn nicht anzunehmen ist, 
dass er auch ohne den nichtigen Teil geschlossen worden 
wäre. 

§ 60 

Anpassung und Kündigung in besonderen Fällen 

(1) Haben die Verhältnisse, die für die Festsetzung des 
Vertragsinhalts maßgebend gewesen sind, sich seit Ab­
schluss des Vertrags so wesentlich geändert, dass einer 
Vertrags partei das Festhalten an der ursprünglichen ver­
traglichen Regelung nicht zuzumuten ist, so kann diese 
Vertragspartei eine Anpassung des Vertragsinhalts an 
die geänderten Verhältnisse verlangen oder, sofern eine 
Anpassung nicht möglich oder einer Vertragspartei nicht 
zuzumuten ist, den Vertrag kündigen. Die Behörde kann 
den Vertrag auch kündigen, um schwere Nachteile für 
das Gemeinwohl zu verhüten oder zu beseitigen. 

(2) Die Kündigung bedarf der Schriftform, soweit nicht 
durch Rechtsvorschrift eine andere Form vorgeschrieben 
ist. Sie soll begründet werden. 

§ 61 

Unterwerfung unter die sofortige Vollstreckung 

(1) Jeder Vertragschließende kann sich der sofortigen 
Vollstreckung aus einem öffentlich-rechtlichen Vertrag 
im Sinne des § 54 Satz 2 unterwerfen. Die Behörde muss 
hierbei von dem Behördenleiter, seinem allgemeinen 
Vertreter oder einem Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes, der die Befahigung zum Richteramt hat oder 
die Voraussetzungen des § 110 Satz 1 des Deutschen 
Richtergesetzes erfüllt, vertreten werden . 
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(2) Auf öffentlich-rechtliche Verträge im Sinne des Ab­
satzes I Satz I ist das Landesverwaltungsvollstreckungs­
gesetz entsprechend anzuwenden. Will eine natürliche 
oder juristische Person des Privatrechts oder eine nicht­
rechtsfähige Vereinigung die Vollstreckung wegen einer 
Geldforderung betreiben, so ist § 170 Abs. 1 bis 3 der 
Verwaltungsgerichtsordnung entsprechend anzuwenden. 
Richtet sich die Vollstreckung wegen der Erzwingung 
einer Handlung, Duldung oder Unterlassung gegen eine 
Behörde, so ist § 172 der Verwaltungsgerichtsordnung 
entsprechend anzuwenden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für öffentlich-recht­
liche Verträge über Kommunalabgaben. 

§ 62 

Ergänzende Anwendung von Vorschriften 

Soweit sich aus den §§ 54 bis 61 nichts Abweichendes 
ergibt, gelten die übrigen Vorschriften dieses Gesetzes. 
Ergänzend gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Ge­
setzbuchs entsprechend. 

TEIL V 

Besondere Verfahrensarten 

ABSCHNITT 1 

Förmliches Verwaltungsverfahren 

§ 63 

Anwendung der Vorschriften über das 
fönnliche Verwaltungsverfahren 

(1) Das förmliche Verwaltungsverfahren nach diesem 
Gesetz findet statt, wenn es durch Rechtsvorschrift ange­
ordnet ist. 

(2) Für das förmliche Verwaltungsverfahren gelten die 
§§ 64 bis 71 und, soweit sich aus ihnen nichts Abwei­
chendes ergibt, die übrigen Vorschriften dieses Gesetzes. 

(3) Die Mitteilung nach § 17 Abs. 2 Satz 2 und die Auf­
forderung nach § 17 Abs.4 Satz 2 sind im förmlichen 
Verwaltungsverfahren öffentlich bekannt zu machen. Die 
öffentliche Bekanntmachung wird dadurch bewirkt, dass 
die Behörde die Mitteilung oder die Aufforderung in 
ihrem amtlichen Veröffentlichungsblatt und außerdem in 
örtlichen Tageszeitungen, die in dem Bereich verbreitet 
sind, in dem sich die Entscheidung voraussichtlich aus­
wirken wird, bekannt macht. 

§64 

Fonn des Antrags 

Setzt das förmliche Verwaltungsverfahren einen Antrag 
voraus, so ist er schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Behörde zu stellen. 

§ 65 

Mitwirkung von Zeugen und Sachverständigen 

(1) Im förmlichen VerwaItungsverfahren sind Zeugen 
zur Aussage und Sachverständige zur Erstattung von 
Gutachten verpflichtet. Die Vorschriften der Zivilpro­
zessordnung über die Pflicht, als Zeuge auszusagen oder 
als Sachverständiger ein Gutachten zu erstatten, über die 
Ablehnung von Sachverständigen sowie über die Ver­
nehmung von Angehörigen des öffentlichen Dienstes als 
Zeugen oder Sachverständige gelten entsprechend. 

(2) Verweigern Zeugen oder Sachverständige ohne Vor­
liegen eines der in den §§ 376, 383 bis 385 und 408 der 
Zivilprozessordnung bezeichneten Gründe die Aussage 
oder die Erstattung des Gutachtens, so kann die Behörde 
das für den Wohnsitz oder den Aufenthaltsort des Zeugen 
oder des Sachverständigen zuständige Verwaltungs­
gericht um die Vernehmung ersuchen. Befindet sich der 
Wohnsitz oder der Aufenthaltsort des Zeugen oder des 
Sachverständigen nicht am Sitz eines Verwaltungsge­
richts oder einer besonders errichteten Kammer, so kann 
auch das zuständige Amtsgericht um die Vernehmung 
ersucht werden. In dem Ersuchen hat die Behörde den 
Gegenstand der Vernehmung darzulegen sowie die 
Namen und Anschriften der Beteiligten anzugeben. Das 
Gericht hat die Beteiligten von den Beweisterminen zu 
benachrichtigen. 

(3) Hält die Behörde mit Rücksicht auf die Bedeutung 
der Aussage eines Zeugen oder des Gutachtens eines 
Sachverständigen oder zur Herbeiführung einer wahr­
heitsgemäßen Aussage die Beeidigung für geboten, so 
kann sie das nach Absatz 2 zuständige Gericht um die 
eidliche Vernehmung ersuchen. 

(4) Das Gelicht entscheidet über die Rechtmäßigkeit 
einer Verweigerung des Zeugnisses, des Gutachtens oder 
der Eidesleistung. 

(5) Ein Ersuchen nach Absatz 2 oder 3 an das Gelicht 
darf nur von dem Behördenleiter, seinem allgemeinen 
Vertreter oder einem Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes gestellt werden, der die Befähigung zum Rich­
teramt hat oder die Voraussetzungen des § 110 Satz 1 des 
Deutschen Richtergesetzes erfüllt. 

(6) § 180 der Verwaltungsgerichtsordnung ist entspre­
chend anzuwenden. 

§ 66 

Verpflichtung zur Anhörung von Beteiligten 

(1) Im förmlichen Verwaltungsverfahren ist den Beteilig­
ten Gelegenheit zu geben, sich vor der Entscheidung zu 
äußern. 

(2) Den Beteiligten ist Gelegenheit zu geben, der Ver­
nehmung von Zeugen und Sachverständigen und der 
Einnahme des Augenscheins beizuwohnen und hierbei 
sachdienliche Fragen zu stellen; ein schriftlich oder elekt-
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ronisch vorliegendes Gutachten soll ihnen zugänglich ge­
macht werden. 

§ 67 

Erfordernis der mündlichen Verhandlung 

(1) Die Behörde entscheidet nach mündlicher Verhand­
lung. Hierzu sind die Beteiligten mit angemessener Frist 
schriftlich zu laden. Bei der Ladung ist darauf hinzuwei­
sen, dass bei Ausbleiben eines Beteiligten auch ohne ihn 
verhandelt und entschieden werden kann. Sind mehr als 
50 Ladungen vorzunehmen, so können sie durch öffent­
liche Bekanntmachung ersetzt werden. Die öffentliche 
Bekanntmachung wird dadurch bewirkt, dass der Ver­
handlungstermin mindestens zwei Wochen vorher im 
amtlichen Veröffentlichungsblatt der Behörde und außer­
dem in örtlichen Tageszeitungen, die in dem Bereich ver­
breitet sind, in dem sich die Entscheidung voraussicht­
lich auswirken wird, mit dem Hinweis nach Satz 3 
bekannt gemacht wird. Maßgebend für die Frist nach 
Satz 5 ist die Bekanntgabe im amtlichen Veröffentli­
chungsblatt. 

(2) Die Behörde kann ohne mündliche Verhandlung ent­
scheiden, wenn 

1. einem Antrag im Einvernehmen mit allen Beteiligten 
in vollem Umfang entsprochen wird; 

2. kein Beteiligter innerhalb einer hierfür gesetzten Frist 
Einwendungen gegen die vorgesehene Maßnahme er­
hoben hat; 

3. die Behörde den Beteiligten mitgeteilt hat, dass sie be­
absichtige, ohne mündliche Verhandlung zu entschei­
den, und kein Beteiligter innerhalb einer hierfür ge­
setzten Frist Einwendungen dagegen erhoben hat; 

4. alle Beteiligten auf sie verzichtet haben; 

5. wegen Gefahr im Verzug eine sofortige Entscheidung 
notwendig ist. 

(3) Die Behörde soll das Verfahren so fördern, dass es 
möglichst in einem Verhandlungstermin erledigt werden 
kann. 

§ 68 

Verlauf der mündlichen Verhandlung 

(1) Die mündliche Verhandlung ist nicht öffentlich. An 
ihr können Vertreter der Aufsichtsbehörden und Perso­
nen, die bei der Behörde zur Ausbildung beschäftigt 
sind, teilnehmen. Anderen Personen kann der Verhand­
lungsleiter die Anwesenheit gestatten, wenn kein Betei­
ligter widerspricht. Ein Beteiligter kann verlangen, dass 
mit ihm in Abwesenheit anderer Beteiligter verhandelt 
wird, soweit er ein berechtigtes Interesse an der Geheim­
haltung seiner persönlichen oder sachlichen Verhältnisse 
oder an der Wahrung von Betriebs- und Geschäftsge­
heimnissen glaubhaft macht. Die Beteiligten sind über 
ihre Rechte nach Satz 3 und 4 zu belehren. 

(2) Der Verhandlungsleiter hat die Sache mit den Be­
teiligten zu erörtern. Er hat darauf hinzuwirken, dass un­
klare Anträge erläutert, sachdienliche Anträge gestellt, 
ungenügende Angaben ergänzt sowie alle für die Fest­
stellung des Sachverhalts wesentlichen Erklärungen ab­
gegeben werden. 

(3) Der Verhandlungsleiter ist für die Ordnung verant­
wortlich. Er kann Personen, die seine Anordnungen nicht 
befolgen, entfernen lassen. Die Verhandlung kann ohne 
diese Personen fortgesetzt werden. 

(4) Über die mündliche Verhandlung ist eine Nieder­
schrift zu fertigen. Die Niederschrift muss Angaben ent­
halten über 

1. den Ort und den Tag der Verhandlung, 

2. die Namen des Verhandlungsleiters, der erschienenen 
Beteiligten, Zeugen und Sachverständigen, 

3. den behandelten Verfahrensgegenstand und die ge­
stellten Anträge, 

4. den wesentlichen Inhalt der Aussagen der Zeugen und 
Sachverständigen, 

5. das Ergebnis eines Augenscheins. 

Die Niederschrift ist von dem Verhandlungsleiter und, 
soweit ein Schriftführer hinzugezogen worden ist, auch 
von diesem zu unterzeichnen. Der Aufnahme in die Ver­
handlungsniederschrift steht die Aufnahme in eine 
Schrift gleich, die ihr als Anlage beigefügt und als solche 
bezeichnet ist; auf die Anlage ist in der Verhandlungsnie­
derschrift hinzuweisen. 

§ 69 

Entscheidung 

(1) Die Behörde entscheidet unter Würdigung des Ge­
samtergebnisses des Verfahrens. 

(2) Verwaltungsakte, die das förmliche Verfahren ab­
schließen, sind schriftlich zu erlassen, wobei Namen und 
Anschriften der Beteiligten im verfügenden Teil stets 
angegeben werden dürfen, schriftlich zu begründen und 
den Beteiligten zuzustellen; in den Fällen des § 39 Abs. 2 
Nr. 1 und 3 bedarf es einer Begründung nicht. Ein elektro­
nischer Verwaltungsakt nach Satz 1 ist mit einer dauerhaft 
überprüfbaren qualifizierten elektronischen Signatur zu 
versehen. Erscheint es für eine ordnungsgemäße Be­
gründung erforderlich, die persönlichen oder sachli­
chen Verhältnisse eines Beteiligten, insbesondere seine 
wirtschaftlichen oder gesundheitlichen Verhältnisse oder 
seine Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, im Einzelnen 
darzustellen, hat die Behörde in der Begründung auf die 
Angabe seines Namens und, soweit möglich, auch seiner 
Anschrift oder des von dem Vorhaben betroffenen Grund­
stücks zu verzichten; in diesem Fall teilt sie dem Beteilig­
ten zusammen mit dem Verwaltungsakt schriftlich mit, 
welcher Teil der Begründung sich auf sein Vorbringen be­
zieht. Zugleich weist sie jeden Beteiligten daraufhin, dass 
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er auf schriftlichen Antrag Auskunft über die Daten nach 
Satz 3 oder darüber erhält, wo das Vorbringen eines ande­
ren Beteiligten abgehandelt ist, soweit die Kenntnis dieser 
Daten zur Geltendmachung seiner rechtlichen Interessen 
erforderlich ist. Mit Einwilligung des Beteiligten, die 
schriftlich oder zur Niederschrift der Behörde zu erklären 
ist, dürfen die Daten nach Satz 3 in die Begründung aufge­
nommen werden. 

(3) Sind mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen, so 
können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt 
werden. Die öffentliche Bekanntmachung wird dadurch 
bewirkt, dass der verfügende Teil des Verwaltungsaktes 
und die Rechtsbehelfsbelehrung im amtlichen Veröffent­
lichungsblatt der Behörde und außerdem in örtlichen 
Tageszeitungen bekannt gemacht werden, die in dem 
Bereich verbreitet sind, in dem sich die Entscheidung 
voraussichtlich auswirken wird. Der Verwaltungsakt gilt 
mit dem Tag als zugestellt, an dem seit dem Tag der 
Bekanntmachung in dem amtlichen Veröffentlichungs­
blatt zwei Wochen verstrichen sind; hierauf ist in der Be­
kanntmachung hinzuweisen. Nach der öffentlichen Be­
kanntmachung kann der Verwaltungsakt bis zum Ablauf 
der Rechtsbehelfsfrist von den Beteiligten schriftlich 
oder elektronisch angefordert werden; hierauf ist in der 
Bekanntmachung gleichfalls hinzuweisen. 

(4) Wird das förmliche Verwaltungsverfahren auf andere 
Weise abgeschlossen, so sind die Beteiligten hiervon zu 
benachrichtigen. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen 
vorzunehmen, 80 können sie durch öffentliche Bekannt­
machung ersetzt werden; Absatz 3 Satz 2 gilt entspre­
chend. 

§ 70 

Anfechtung der Entscheidung 

Vor Erhebung einer verwaltungsgerichtlichen Klage, die 
einen im förmlichen Verwaltungsverfahren erlassenen 
Verwaltungsakt zum Gegenstand hat, bedarf es keiner 
Nachprüfung in einem Vorverfahren. 

§71 

Besondere Vorschriften für das fonnliche Verfahren 
vor Ausschüssen 

(1) Findet das förmliche Verwaltungsverfahren vor 
einem Ausschuss (§ 88) statt, so hat jedes Mitglied das 
Recht, sachdienliche Fragen zu stellen. Wird eine Frage 
von einem Beteiligten beanstandet, so entscheidet der 
Ausschuss über ihre Zulässigkeit. 

(2) Bei der Beratung und Abstimmung dürfen nur Aus­
schuss mitglieder zugegen sein, die an aer mündlichen 
Verhandlung teilgenommen haben. Ferner dürfen Per­
sonen zugegen sein, die bei der Behörde, bei der der 
Ausschuss gebildet ist, zur Ausbildung beschäftigt sind, 
soweit der Vorsitzende ihre Anwesenheit gestattet. Die 
Abstimmungsergebnisse sind festzuhalten. 

(3) Jeder Beteiligte kann ein Mitglied des Ausschusses 
ablehnen, das in diesem Verwaltungsverfahren nicht tätig 
werden darf (§ 20) oder bei dem die Besorgnis der Be­
fangenheit besteht (§ 21). Eine Ablehnung vor der münd­
lichen Verhandlung ist schriftlich oder zur Niederschrift 
zu erklären. Die Erklärung ist unzulässig, wenn sich der 
Beteiligte, ohne den ihm bekannten Ablehnungsgrund 
geltend zu machen, in die mündliche Verhandlung einge­
lassen hat. Für die Entscheidung über die Ablehnung gilt 
§ 20 Abs. 4 Satz 2 bis 4. 

ABSCHNITT la 

Beschleunigung von Genehmigungsverfahren 

§ 71a 

Anwendbarkeit 

Hat das Verwaltungsverfahren die Erteilung einer Ge­
nehmigung zum Ziel (Genehmigungsverfahren), die der 
Durchführung von Vorhaben im Rahmen einer wirtschaft­
lichen Unternehmung des Antragstellers dient, finden die 
§§ 71 b bis 71 e Anwendung. 

§ 71b 

Zügigkeit des Genehmigungsvelfahrell8 

Die Genehmigungsbehörde trifft die ihr rechtlich und 
tatsächlich möglichen Vorkehrungen dafür, dass das 
Verfahren in angemessener Frist abgeschlossen und auf 
Antrag besonders beschleunigt werden kann. 

§ 71c 

Beratung und Auskunft 

(1) Die Genehmigungsbehörde erteilt, soweit erforder­
lich, Auskunft über Möglichkeiten zur Beschleunigung 
des Verfahrens, einschließlich der damit verbundenen 
Vor- und Nachteile. Dies kann auf Verlangen schriftlich 
oder elektronisch geschehen, soweit es von der Bedeu­
tung oder der Schwierigkeit der Sache her angemessen 
erscheint. 

(2) Die Genehmigungsbehörde erörtert, soweit erforder­
lich, bereits vor Stellung des Antrags auf Genehmigung 
mit dem zukünftigen Antragsteller, 

1. weIche Nachweise und Unterlagen von ihm zu erbrin­
gen sind, 

2. weIche sachverständigen Prüfungen im Genehmi­
gungsverfahren anerkannt werden können, 

3. in weIcher Weise die Beteiligung Dritter oder der 
Öffentlichkeit vorgezogen werden kann, um das Ge­
nehmigungsverfahren zu entlasten, 

4. ob es angebracht ist, einzelne tatsächliche Vorausset­
zungen der Genehmigung vorweg gerichtlich klären 
zu lassen (selbständiges Beweisverfahren). 
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Andere Behörden und, soweit der zukünftige Antrag­
steller zustimmt, Dritte können von der Behörde hinzu­
gezogen werden. 

(3) Nach Eingang des Antrags ist dem Antragsteller un­
verzüglich mitzuteilen, ob die Angaben und Antragsun­
terlagen vollständig sind und mit welcher Verfahrens­
dauer zu rechnen ist. 

§71d 

Sternveifahren 

(1) Sind in einem Genehmigungsverfahren Träger öf­
fentlicher Belange zu beteiligen, soll die zuständige 
Behörde diese, soweit sachlich möglich und geboten, 
insbesondere auf Verlangen des Antragstellers, gleichzei­
tig und unter Fristsetzung zur Stellungnahme auffordern 
(Sternverfahren). 

(2) Äußerungen nach Ablauf der Frist werden nicht mehr 
berücksichtigt, es sei denn, die vorgebrachten Belange 
sind der Genehmigungsbehörde bereits bekannt oder 
hätten ihr bekannt sein müssen oder sind für die Recht­
mäßigkeit der Entscheidung von Bedeutung. 

§ 71 e 

Antragskonferenz 

Auf Verlangen des Antragstellers soll die Behörde eine 
Besprechung mit allen beteiligten Stellen und dem An­
tragsteller einberufen. 

ABSCHNITT 2 

Planfeststellungsverfahren 

§72 

Anwendung der Vorschriften über das 
Planfestste llung sve ifahren 

(1) Ist ein Planfeststellungsverfahren durch Rechtsvor­
schrift angeordnet, so gelten hierfür die §§ 73 bis 78 und, 
soweit sich aus ihnen nichts Abweichendes ergibt, die 
übrigen Vorschriften dieses Gesetzes; die §§ 51 und 71 a 
bis 71 e sind nicht anzuwenden, § 29 ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass Akteneinsicht nach pflichtgemäßem 
Ermessen zu gewähren ist. 

(2) Die Mitteilung nach § 17 Abs.2 Satz 2 und die 
Aufforderung nach § 17 Abs. 4 Satz 2 sind im Planfest­
stellungsverfahren öffentlich bekannt zu machen. Die 
öffentliche Bekanntmachung wird dadurch bewirkt, dass 
die Behörde die Mitteilung oder die Aufforderung in 
ihrem amtlichen Veröffentlichungsblatt und außerdem in 
örtlichen Tageszeitungen, die in dem Bereich verbreitet 
sind, in dem sich das Vorhaben voraussichtlich auswir­
ken wird, bekannt macht. 

§ 73 

Anhärungsveifahren 

(1) Der Träger des Vorhabens hat den Plan der Anhö­
rungsbehörde zur Durchführung des Anhörungsverfah­
rens einzureichen. Der Plan besteht aus den Zeichnungen 
und Erläuterungen, die das Vorhaben, seinen Anlass, die 
von dem Vorhaben betroffenen Grundstücke und An­
lagen sowie Namen und gegenwärtige Anschriften der 
betroffenen Eigentümer erkennen lassen; Grundstücks­
eigentümer dürfen dabei nach dem Grundbuch bezeich­
net werden, soweit dem Träger des Vorhabens nicht des­
sen Unrichtigkeit bekannt ist. 

(2) Innerhalb eines Monats nach Zugang des vollstän­
digen Plans fordert die Anhörungsbehörde die Behör­
den, deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt 
wird, zur Stellungnahme auf und veranlasst, dass der 
Plan in den Gemeinden, in denen sich das Vorhaben aus­
wirkt, ausgelegt wird. 

(3) Die Gemeinden nach Absatz 2 haben den Plan inner­
halb von drei Wochen nach Zugang für die Dauer eines 
Monats zur Einsicht auszulegen. Auf eine Auslegung 
kann verzichtet werden, wenn der Kreis der Betroffenen 
bekannt ist und ihnen innerhalb angemessener Frist Ge­
legenheit gegeben wird, den Plan einzusehen. 

(3 a) Die Behörden nach Absatz 2 haben ihre Stellung­
nahme innerhalb einer von der Anhörungsbehörde zu 
setzenden Frist abzugeben, die drei Monate nicht über­
schreiten darf. Nach dem Erörterungstermin eingehende 
Stellungnahmen werden nicht mehr berücksichtigt, es sei 
denn, die vorgebrachten Belange sind der Planfeststel­
lungsbehörde bereits bekannt oder hätten ihr bekannt 
sein müssen oder sind für die Rechtmäßigkeit der Ent­
scheidung von Bedeutung. 

(4) Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt 
werden, kann bis zwei Wochen nach Ablauf der Aus­
legungsfrist schriftlich oder zur Niederschrift bei der An­
hörungsbehörde oder bei der Gemeinde Einwendungen 
gegen den Plan erheben. Im Falle des Absatzes 3 Satz 2 
bestimmt die Anhörungsbehörde die Einwendungsfrist. 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendun­
gen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat­
rechtlichen Titeln beruhen. Hierauf ist in der Bekanntma­
chung der Auslegung oder bei der Bekanntgabe der 
Einwendungsfrist hinzuweisen. 

(5) Die Gemeinden, in denen der Plan auszulegen ist, ha­
ben die Auslegung vorher ortsüblich bekannt zu machen. 
In der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, 

1. wo und in welchem Zeitraum der Plan zur Einsicht 
ausgelegt ist; 

2. dass etwaige Einwendungen bei den in der Bekannt­
machung zu bezeichnenden Stellen innerhalb der Ein­
wendungsfrist vorzubringen sind; 

3. dass bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörte­
rungstermin auch ohne ihn verhandelt werden kann; 
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4. dass 

a) die Personen, die Einwendungen erhoben haben, 
von dem Erörterungstennin durch öffentliche Be­
kanntmachung benachrichtigt werden können, 

b) die Zustellung der Entscheidung über die Einwen­
dungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt 
werden kann, 

wenn mehr als 50 Benachrichtigungen oder Zustellun­
gen vorzunehmen sind. 

Nicht ortsansässige Betroffene, deren Person und Auf­
enthalt bekannt sind oder sich innerhalb angemessener 
Frist ermitteln lassen, sollen auf Veranlassung der An­
hörungsbehörde von der Auslegung mit dem Hinweis 
nach Satz 2 benachrichtigt werden. 

(6) Nach Ablauf der Einwendungsfrist hat die An­
hörungsbehörde die rechtzeitig erhobenen Einwendun­
gen gegen den Plan und die Stellungnahmen der Be­
hörden zu dem Plan mit dem Träger des Vorhabens, 
den Behörden, den Betroffenen sowie den Personen, die 
Einwendungen erhoben haben, zu erörtern. Der Erörte­
rungstermin ist mindestens eine Woche vorher ortsüblich 
bekannt zu machen. Die Behörden, der Träger des Vorha­
bens und diejenigen, die Einwendungen erhoben haben. 
sind von dem Erörterungstermin zu benachrichtigen. 
Sind außer der Benachrichtigung der Behörden und 
des Trägers des Vorhabens mehr als 50 Benachrichtigun­
gen vorzunehmen, so können diese Benachrichtigungen 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Die 
öffentliche Bekanntmachung wird dadurch bewirkt, dass 
abweichend von Satz 2 der Erörterungstermin im amtli­
chen Veröffentlichungsblatt der Anhörungsbehörde und 
außerdem in örtlichen Tageszeitungen bekannt gemacht 
wird, die in dem Bereich verbreitet sind, in dem sich das 
Vorhaben voraussichtlich auswirken wird; maßgebend 
für die Frist nach Satz 2 ist die Bekanntgabe im amtli­
chen Veräffentlichungsblatt. Im Übrigen gelten für die 
Erörterung die Vorschriften über die mündliche Verhand­
lung im förmlichen Verwaltungsverfahren (§ 67 Abs. 1 
Satz 3, Abs. 2 Nr. 1 und 4 und Abs. 3, § 68) entsprechend. 
Die Erörterung soll innerhalb von drei Monaten nach 
Ablauf der Einwendungsfrisl abgeschlossen werden. 

(7) Abweichend von den Vorschriften des Absatzes 6 
Satz 2 bis 5 kann der Erörterungstermin bereits in der 
Bekanntmachung nach Absatz 5 Satz 2 bestimmt wer­
den. 

(8) Soll ein ausgelegter Plan geändert werden und wer­
den dadurch der Aufgabenbereich einer Behörde oder 
Belange Dritter erstmalig oder stärker als bisher berührt, 
so ist diesen die Änderung mitzuteilen und ihnen Ge­
legenheit zu Stellungnahmen und Einwendungen inner­
halb von zwei Wochen zu geben. Wirkt sich die Än­
derung auf das Gebiet einer anderen Gemeinde aus, so ist 
der geänderte Plan in dieser Gemeinde auszulegen; die 
Absätze 2 bis 6 gelten entsprechend. 

(9) Die Anhörungsbehörde gibt zum Ergebnis des An­
hörungsverfahrens eine Stellungnahme ab und leitet 

diese möglichst innerhalb eines Monats nach Abschluss 
der Erörterung mit dem Plan, den Stellungnahmen der 
Behörden und den nicht erledigten Einwendungen der 
Planfeststellungsbehörde zu. 

(10) Der Träger des Vorhabens hat der Gemeinde die 
Auslagen zu erstatten, die ihr durch Bekanntmachungen 
und Benachrichtigungen im Anhörungsverfahren entste­
hen, wenn sie 35 Euro übersteigen. 

§ 74 

Planjeststellungsbeschluss, Plangenehmigung 

(1) Die Planfeststellungsbehörde stellt den Plan fest 
(Planfeststellungsbeschluss). Die Vorschriften über die 
Entscheidung und die Anfechtung der Entscheidung im 
förmlichen VerwaItungsverfahren (§§ 69 und 70) sind 
anzuwenden. 

(2) Im Planfeststellungsbeschluss entscheidet die Plan­
feststellungsbehörde über die Einwendungen, über die 
bei der Erörterung vor der Anhörungsbehörde keine 
Einigung erzielt worden ist. Sie hat dem Träger des Vor­
habens Vorkehrungen oder die Errichtung und Unter­
haltung von Anlagen aufzuerlegen, die zum Wohl der 
Allgemeinheit oder zur Vermeidung nachteiliger Wir­
kungen auf Rechte anderer erforderlich sind. Sind solche 
Vorkehrungen oder Anlagen untunlich oder mit dem Vor­
haben unvereinbar, so hat der Betroffene Anspruch auf 
angemessene Entschädigung in Geld. 

(3) Soweit eine abschließende Entscheidung noch nicht 
möglich ist, ist diese im Planfeststellungsbeschluss 
vorzubehalten; dem Träger des Vorhabens ist dabei auf­
zugeben, noch fehlende oder von der Planfeststellungs­
behörde bestimmte Unterlagen rechtzeitig vorzulegen. 

(4) Der Planfeststellungsbeschluss ist dem Träger des 
Vorhabens, den bekannten Betroffenen und denjenigen, 
über deren Einwendungen entschieden worden ist, zuzu­
stellen. Eine Ausfertigung des Beschlusses ist mit einer 
Reehtsbehelfsbelehrung, einem Hinweis entsprechend 
§ 69 Abs. 2 Satz 4 und einer Ausfertigung des festgestell­
ten Plans in den Gemeinden zwei Wochen zur Einsicht 
auszulegen; der Ort und die Zeit der Auslegung sind 
ortsüblich bekannt zu machen. Mit dem Ende der Ausle­
gungsfrist gilt der Beschluss gegenüber den übrigen Be­
troffenen als zugestellt; darauf ist in der Bekanntma­
chung hinzuweisen. § 73 Abs. 10 gilt entsprechend. 

(5) Sind außer an den Träger des Vorhabens mehr als 
50 Zustellungen nach Absatz 4 vorzunehmen, so können 
diese Zustellungen durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt werden. Die öffentliche Bekanntmachung wird 
dadurch bewirkt, dass der verfügende Teil des Planfest­
stellungsbeschlusses, die Rechtsbehelfsbelehrung und 
ein Hinweis auf die Auslegung nach Absatz 4 Satz 2 im 
amtlichen Veröffentlichungsblatt der zuständigen Be­
hörde und außerdem in örtlichen Tageszeitungen bekannt 
gemacht werden, die in dem Bereich verbreitet sind, in 
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dem sich das Vorhaben voraussichtlich auswirken wird; 
auf Auflagen ist hinzuweisen. Mit dem Ende der Ausle­
gungsfrist gilt der Beschluss den Betroffenen und denje­
nigen gegenüber, die Einwendungen erhoben haben, als 
zugestellt; hierauf ist in der Bekanntmachung hinzuwei­
sen. Nach der öffentlichen Bekanntmachung kann der 
Planfeststellungsbeschluss bis zum Ablauf der Rechtsbe­
helfsfrist von den Betroffenen und von denjenigen, die 
Einwendungen erhoben haben, schriftlich angefordert 
werden; hierauf ist in der Bekanntmachung gleichfalls 
hinzuweisen. 

(6) Anstelle eines Planfeststellungsbeschlusses kann eine 
Plangenehmigung erteilt werden, wenn 

1. Rechte anderer nicht beeinträchtigt werden oder 
die Betroffenen sieh mit der Inanspruchnahme ihres 
Eigentums oder eines anderen Rechts schriftlich ein­
verstanden erklärt haben und 

2. mit den Trägem öffentlicher Belange, deren Auf­
gabenbereich berührt wird, das Benehmen hergestellt 
worden ist. 

Die Plangenehmigung hat die Rechtswirkungen der 
Planfeststellung mit Ausnahme der enteignungsrecht­
lichen Vorwirkung; auf ihre Erteilung finden die Vor­
schriften über das Planfeststellungsverfahren keine An­
wendung. Vor Erhebung einer verwaltungsgerichtlichen 
Klage bedarf es keiner Nachprüfung in einem Vorverfah­
ren. § 75 Abs. 4 gilt entsprechend. 

(7) Planfeststellung und Plangenehmigung entfallen in 
Fällen von unwesentlicher Bedeutung. Diese liegen vor, 
wenn 

1. andere öffentliche Belange nicht berührt sind oder die 
erforderlichen behördlichen Entscheidungen vorliegen 
und sie dem Plan nicht entgegenstehen und 

2. Rechte anderer nicht beeinflusst werden oder mit den 
vom Plan Betroffenen entsprechende Vereinbarungen 
getroffen worden sind. 

§ 75 

Rechtswirkungen der Planfeststellung 

(l) Durch die Planfeststellung wird die Zulässigkeit des 
Vorhabens einschließlich der notwendigen Folgemaß­
nahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von 
ihm berührten öffentlichen Belange festgestellt; neben 
der Planfeststellung sind andere behördliche Entschei­
dungen nach Bundes- oder Landesrecht, insbesondere 
öffentlich-rechtliche Genehmigungen, Verleihungen, Er­
laubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfest­
stellungen nicht erforderlich. Durch die Planfeststellung 
werden alle öffentlich-rechtlichen Beziehungen zwi­
schen dem Träger des Vorhabens und den durch den Plan 
Betroffenen rechts gestaltend geregelt. 

(1 a) Mängel bei der Abwägung der von dem Vorhaben 
berührten öffentlichen und privaten Belange sind nur er-

heblieh, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungs­
ergebnis von Einfluss gewesen sind. Erhebliche Mängel 
bei der Abwägung führen nur dann zur Aufhebung des 
Planfeststellungsbeschlusses oder der Plangenehmigung, 
wenn sie nicht durch Planergänzung oder durch ein er­
gänzendes Verfahren behoben werden können. 

(2) Ist der Planfeststellungsbeschluss unanfechtbar ge­
worden, so sind Ansprüche auf Unterlassung des Vor­
habens, auf Beseitigung oder Änderung der Anlagen 
oder auf Unterlassung ihrer Benutzung ausgeschlossen. 
Treten nicht voraussehbare Wirkungen des Vorhabens 
oder der dem festgestellten Plan entsprechenden Anlagen 
auf das Recht eines anderen erst nach Unanfechtbarkeit 
des Plans auf, so kann der Betroffene Vorkehrungen oder 
die Errichtung und Unterhaltung von Anlagen verlangen, 
welche die nachteiligen Wirkungen ausschließen. Sie 
sind dem Träger des Vorhabens durch Beschluss der 
Planfeststellungsbehörde aufzuerlegen. Sind solche Vor­
kehrungen oder Anlagen untunlich oder mit dem Vor­
haben unvereinbar, so richtet sich der Anspruch auf 
angemessene Entschädigung in Geld. Werden Vorkeh­
rungen oder Anlagen im Sinne des Satzes 2 notwendig, 
weil nach Abschluss des Planfeststellungsverfahrens auf 
einem benachbarten Grundstück Veränderungen einge­
treten sind, so hat die hierdurch entstehenden Kosten der 
Eigentümer des benachbarten Gmndstücks zu tragen, es 
sei denn, dass die Veränderungen durch natürliche Ereig­
nisse oder höhere Gewalt verursacht worden sind; Satz 4 
ist nicht anzuwenden. 

(3) Anträge, mit denen Ansprüche auf Herstellung von 
Einrichtungen oder auf angemessene Entschädigung 
nach Absatz 2 Satz 2 und 4 geltend gemacht werden, sind 
schriftlich an die Planfeststellungsbehörde zu richten. 
Sie sind nur innerhalb von drei Jahren nach dem Zeit­
punkt zulässig, zu dem der Betroffene von den nachteili­
gen Wirkungen des dem unanfechtbar festgestellten Plan 
entsprechenden Vorhabens oder der Anlage Kenntnis er­
halten hat; sie sind ausgeschlossen, wenn nach Herstel­
lung des dem Plan entsprechenden Zustands 30 Jahre 
verstrichen sind. 

(4) Wird mit der Durchflihrung des Plans nicht innerhalb 
von fünf Jahren nach Eintritt der Unanfechtbarkeit 
begonnen, so tritt er außer Kraft. 

§ 76 

Planänderungen vor Fertigstellung des Vorhabens 

(1) Soll vor Fertigstellung des Vorhabens der festge­
stellte Plan geändert werden, bedarf es eines neuen Plan­
feststellungsverfahrens. 

(2) Bei Planänderungen von unwesentlicher Bedeutung 
kann die Planfeststellnngsbehörde von einem neuen 
Planfeststellungsverfahren absehen, wenn die Belange 
anderer nicht berührt werden oder wenn die Betroffenen 
der Änderung zugestirmnt haben. 
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(3) Führt die Planfeststellungsbehörde in den Fällen des 
Absatzes 2 oder in anderen Fällen einer Planänderung 
von unwesentlicher Bedeutung ein Planfeststellungsver­
fahren durch, so bedarf es keines Anhörungsverfahrens 
und keiner öffentlichen Bekanntgabe des Planfeststel­
lungsbeschlusses. 

§77 

Aufhebung des Planfeststellungsbeschlusses 

Wird ein Vorhaben, mit dessen Durchführung begonnen 
worden ist, endgültig aufgegeben, so hat die Planfeststel­
lungsbehörde den Planfeststellungsbeschluss aufzuhe­
ben. In dem Aufhebungsbeschluss sind dem Träger des 
Vorhabens die Wiederherstellung des früheren Zustands 
oder geeignete andere Maßnahmen aufzuerlegen, soweit 
dies zum Wohl der Allgemeinheit oder zur Vermeidung 
nachteiliger Wirkungen auf Rechte anderer erforderlich 
ist. Werden solche Maßnahmen notwendig, weil nach 
Abschluss des Planfeststellungsverfahrens auf einem be­
nachbarten Grundstück Veränderungen eingetreten sind, 
so kann der Träger des Vorhabens durch Beschluss der 
Planfeststellungsbehörde zu geeigneten Vorkehrungen 
verpflichtet werden; die hierdurch entstehenden Kosten 
hat jedoch der Eigentümer des benachbarten Grund­
stücks zu tragen, es sei denn, dass die Veränderungen 
durch natürliche Ereignisse oder höhere Gewalt verur­
sacht worden sind. 

§ 78 

Zusammentreffen mehrerer Vorhaben 

(1) Treffen mehrere selbständige Vorhaben, für deren 
Durchführung Planfeststellungsverfahren vorgeschrie­
ben sind, derart zusammen, dass für diese Vorhaben oder 
für Teile von ihnen nur eine einheitliche Entscheidung 
möglich ist, so findet für diese Vorhaben oder für deren 
Teile nur ein Planfeststellungsverfahren statt. 

(2) Zuständigkeiten und Verfahren richten sich nach 
den Rechtsvorschriften über das Planfeststellungsverfah­
ren, das für diejenige Anlage vorgeschrieben ist, die 
einen größeren Kreis öffentlich-rechtlicher Beziehun­
gen berührt. Bestehen Zweifel, welche Rechtsvorschrift 
anzuwenden ist, und sind nach den in Betracht kommen­
den Rechtsvorschriften Behörden verschiedener Länder 
zuständig, so führen, falls sich die obersten Behörden 
der Länder nicht einigen, die Landesregierungen das 
Einvernehmen darüber herbei, welche Rechtsvorschrift 
anzuwenden ist; sind nach den in Betracht kommenden 
Rechtsvorschriften eine Bundesbehörde und eine Lan­
desbehörde zuständig, so führen, falls sich die obersten 
Bundes- und Landesbehörden nicht einigen, die Bundes­
regierung und die Landesregierung das Einvernehmen 
darüber herbei, welche Rechtsvorschrift anzuwenden ist. 

TEIL VI 

Rechtsbehelfsverfahren 

§ 79 

Rechtsbehelfe gegen Verwaltungsakte 

Für förmliche Rechtsbehelfe gegen Verwaltungsakte gei­
ten die Verwaltungsgerichtsordnung und die zu ihrer 
Ausführung ergangenen Rechtsvorschriften, soweit nicht 
durch Gesetz etwas anderes bestimmt ist; im Übrigen 
gelten die Vorschriften dieses Gesetzes. 

§ 80 

Erstattung von Kosten im Vorvelfahren 

(1) Soweit der Widerspruch erfolgreich ist, hat der 
Rechtsträger, dessen Behörde den angefochtenen Ver­
waltungsakt erlassen hat, demjenigen, der Widerspruch 
erhoben hat, die zur zweckentsprechenden Rechtsverfol­
gung oder Rechtsverteidigung notwendigen Aufwendun­
gen zu erstatten. Dies gilt auch, wenn der Widerspruch 
nur deshalb keinen Erfolg hat, weil die Verletzung einer 
Verfahrens- oder Fonnvorschrift nach § 45 unbeachtlich 
ist. Soweit der Widerspruch erfolglos geblieben ist, hat 
derjenige, der den Widerspruch eingelegt hat, die zur 
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechts­
verteidigung notwendigen Aufwendungen der Behörde, 
die den angefochtenen Verwaltungsakt erlassen hat, zu 
erstatten; dies gilt nicht, wenn der Widerspruch gegen 
einen Verwaltungsakt eingelegt wird, der im Rahmen 

1. eines bestehenden oder früheren öffentlich-rechtlichen 
Dienst-, Amts- oder Schulverhältnisses oder 

2. einer bestehenden oder früheren gesetzlichen Dienst­
pflicht oder einer Tätigkeit, die anstelle der gesetz­
lichen Dienstpflicht geleistet werden kann, 

erlassen wurde. Aufwendungen, die durch das Verschul­
den eines Erstattungsberechtigten entstanden sind, hat 
dieser selbst zu tragen; das Verschulden eines Vertreters 
ist dem Vertretenen zuzurechnen. Erledigt sich der Wi­
derspruch auf andere Weise, so wird über die Kosten 
nach billigem Ennessen entschieden; der bisherige Sach­
stand ist zu berücksichtigen. 

(2) Die Gebühren und Auslagen eines Rechtsanwalts 
oder eines sonstigen Bevollmächtigten im Vorverfahren 
sind erstattungsfähig, wenn die Zuziehung eines Bevoll­
mächtigten notwendig war. 

(3) Die Behörde, die die Kostenentscheidung getroffen 
hat, setzt auf Antrag den Betrag der zu erstattenden 
Aufwendungen fest; hat ein Ausschuss oder Beirat (§ 73 
Abs.2 der Verwaltungsgerichtsordnung) die Kostenent­
scheidung getroffen, so obliegt die Kostenfestsetzung 
der Behörde, bei der der Ausschuss oder Beirat gebildet 
ist. Die Kostenentscheidung bestimmt auch, ob die Zu­
ziehung eines Rechtsanwalts oder eines sonstigen Be­
vollmächtigten notwendig war. 
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(4) Die Absätze I bis 3 gelten auch 

1. für Vorverfahren bei Maßnahmen des Richterdienst­
rechts und 

2. für abgabenrechtliche Vorverfahren, in denen an die 
Stelle des Einspruchs (§ 348 der Abgabenordnung) der 
Widerspruch (§ 68 der Verwaltungsgerichtsordnung) 
tritt. 

TEIL VII 

Ehrenamtliche Tätigkeit, Ansschüsse 

ABSCHNITT 1 

Ehrenamtliche Tätigkeit 

§ 81 

Anwendung der Vorschriften über die 
ehrenamtliche Tätigkeit 

Für die ehrenamtliche Tätigkeit im Verwaltungsverfah­
ren gelten die §§ 82 bis 87. 

§ 82 

Pflicht zu ehrenamtlicher Tätigkeit 

Eine Pflicht zur Übernahme ehrenamtlicher Tätigkeit be­
steht nur, wenn sie durch Rechtsvorschrift vorgesehen ist. 

§ 83 

Ausübung ehrenamtlicher Tätigkeit 

(1) Der ehrenamtlich Tätige hat seine Tätigkeit gewis­
senhaft und unparteiisch auszuüben. 

(2) Bei Übernahme seiner Aufgaben ist er zur gewissen­
haften und unparteiischen Tätigkeit und zur Verschwie­
genheit besonders zu verpflichten. Die Verpflichtung ist 
aktenkundig zu machen. 

§ 84 

Verschwiegenheitspflicht 

(l) Der ehrenamtlich Tätige hat, auch nach Beendigung 
seiner ehrenamtlichen Tätigkeit, über die ihm dabei be­
kannt gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit 
zu wahren. Dies gilt nicht für Mitteilungen im dienst­
lichen Verkehr oder übel' Tatsachen, die offenkundig sind 
oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedür­
fen. 

(2) Der ehrenamtlich Tätige darf ohne Genehmigung 
über Angelegenheiten, über die er Verschwiegenheit zu 
wahren hat, weder vor Gericht noch außergerichtlich 
aussagen oder Erklärungen abgeben. 

(3) Die Genehmigung, als Zeuge auszusagen, darf nur 
versagt werden, wenn die Aussage dem Wohl des Bundes 
oder eines Landes Nachteile bereiten oder die Erfüllung 

öffentlicher Aufgaben ernstlich gefahrden oder erheblich 
erschweren würde. 

(4) Ist der ehrenamtlich Tätige Beteiligter in einem ge­
richtlichen Verfahren oder soll sein Vorbringen der 
Wahrnehmung seiner berechtigten Interessen dienen, so 
darf die Genehmigung auch dann, wenn die Vorausset­
zungen des Absat7.oCs 3 erfüllt sind, nur versagt werden, 
wenn ein zwingendes öffentliches Interesse dies erfor­
dert. Wird sie versagt, so ist dem ehrenamtlich Tätigen 
der Schutz zu gewähren, den die öffentlichen Interessen 
zulassen. 

(5) Die Genehmigung nach den Absätzen 2 bis 4 erteilt 
die fachlich zuständige Aufsichtsbehörde der Stelle, die 
den ehrenamtlich Tätigen berufen hat. 

§ 85 

Entschädigung 

Der ehrenamtlich Tätige hat Anspruch auf Ersatz seiner 
notwendigen Auslagen und seines Verdienstausfalls. Die 
Entschädigung für ehrenamtlich Tätige bei den unteren 
Verwaltungsbehörden richtet sich nach den Satzungen 
der Landkreise, der Gemeinden und der Verwaltungsge­
meinschaften nach § 14 des Landesverwaltungsgesetzes 
über die ehrenamtliche Tätigkeit in der jeweils geltenden 
Fassung, soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes 
bestimmt ist. 

§ 86 

Abberufung 

Personen, die zu ehrenamtlicher Tätigkeit herangezogen 
worden sind, können von der Stelle, die sie berufen hat, 
abberufen werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 
Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn der 
ehrenamtlich Tätige 

1. seine Pflicht gröblich verletzt oder sich als unwürdig 
erwiesen hat; 

2. seine Tätigkeit nicht mehr ordnungsgemäß ausüben 
kann. 

§ 87 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. eine ehrenamtliche Tätigkeit nicht übernimmt, obwohl 
er zur Übernahme verpflichtet ist; 

2. eine ehrenamtliche Tätigkeit, zu deren Übernahme er 
verpflichtet war, ohne anerkennenswerten Grund nie­
derlegt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs.l Nr.1 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind die obers­
ten Landesbehörden und die Regierungspräsidien für 
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die ehrenamtlich Tätigen, die von ihnen berufen werden, 
im Übrigen die fachlich zuständigen Aufsichtsbehörden, 
wenn keine Fachaufsicht besteht, die Rechtsaufsichts­
behörden der Stellen, die die ehrenamtlich Tätigen beru­
fen. 

ABSCHNITT 2 

Ausschüsse 

§ 88 

Anwendung der Vorschriften über Ausschüsse 

Für Ausschüsse, Beiräte und andere kollegiale Einrich­
tungen (Ausschüsse) gelten, wenn sie in einem Verwal­
tungsverfahren tätig werden, die §§ 89 bis 93. 

§ 89 

Ordnung in den Sitzungen 

Der Vorsitzende eröffnet, leitet und schließt die Sitzun­
gen; er ist für die Ordnung verantwortlich. 

§ 90 

Beschlussfähigkeit 

(1) Ausschüsse sind beschlussfahig, wenn alle Mitglieder 
geladen und mehr als die Hälfte, mindestens aber drei 
der stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind. Be­
schlüsse können auch im schriftlichen Verfahren gefasst 
werden, wenn kein Mitglied widerspricht. 

(2) Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfahigkeit 
zurückgestellt worden und wird der Ausschuss zur 
Behandlung desselben Gegenstands erneut geladen, so 
ist er ohue Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen be­
schlussfähig, wenn darauf in dieser Ladung hingewiesen 
worden ist. 

§ 91 

Beschlussfassung 

Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet bei offenen Abstimmun­
gen die Stimme des Vorsitzenden, wenn er stimmberech­
tigt ist; sonst gilt Stimmengleichheit als Ablehnung. 

§ 92 

Wahlen durch Ausschüsse 

(1) Gewählt wird, wenn kein Mitglied des Ausschusses 
widerspricht, durch Zuruf oder Zeichen, sonst durch 
StimmzetteL Auf Verlangen eines Mitglieds ist geheim 
zu wählen. 

(2) Gewählt ist, wer von den abgegebenen Stimmen die 
meisten erhalten hat. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
das vom Leiter der Wahl zu ziehende Los. 

(3) Sind mehrere gleichartige Wahlstellen zu besetzen 
und liegen mehrere Wahlvorschläge vor, so ist nach dem 
Höchstzahlverfahren d'Hondt zu wählen, außer wenn 
einstimmig etwas anderes beschlossen worden ist. Über 
die Zuteilung der letzten Wahl stelle entscheidet bei glei­
cher Höchstzahl das vom Leiter der Wahl zu ziehende 
Los. 

§ 93 

Niederschrift 

Über die Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen. Die 
Niederschrift muss Angaben enthalten über 

1. den Ort und den Tag der Sitzung, 

2. die Namen des Vorsitzenden und der anwesenden Aus­
schussmitglieder, 

3. den behandelten Gegenstand und die gestellten An-
träge, 

4. die gefassten Beschlüsse, 

5. das Ergebnis von Wahlen. 

Die Niederschrift ist von dem Vorsitzenden und, soweit 
ein Schriftführer hinzugezogen worden ist, auch von die­
sem zu unterzeichnen. 

TEIL VIII 

Besondere Bestimmungen für Gemeinden und 
Gemeindeverbände 

§94 

Pflichten der Gemeinden gegenüber den Bürgern 

(1) Die Gemeinden sind im Rahmen ihrer Verwaltungs­
kraft ihren Einwohnern bei der Einleitung von Ver­
waltungsverfahren behilflich, auch wenn für deren 
Durchführung eine andere Behörde zuständig ist. Zur 
Rechtsberatung sind die Gemeinden nicht verpflichtet. 

(2) Die Gemeinden haben Vordrucke aller Art, die ihnen 
von anderen Behörden überlassen werden, bereitzuhal­
ten. 

(3) Die Gemeinden haben Anzeigen, Anträge und 
Erklärungen, die beim Landratsamt oder beim Regie­
rungspräsidium einzureichen sind, entgegenzunehmen 
und unverzüglich an diese Behörden weiterzuleiten. Die 
Einreichung bei der Gemeinde gilt als bei der zuständi­
gen Behörde vorgenommen, soweit Bundesrecht nicht 
entgegensteht. 

§ 95 

Erfüllung von Aufgaben der Gemeinden durch 
Verwaltungsgemeinschaften 

(1) Das fachlich zuständige Ministerium kann durch 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Innen­
ministerium bestimmen, dass Aufgaben, die durch §§ 73 
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und 74 dieses Gesetzes oder durch Bundesrecht den Ge­
meinden übertragen sind, durch Verwaltungsgemein­
schaften erfüllt werden. 

(2) Die durch Bundesreeht oder auf Grund von Bundes­
recht zur Übertragung von Aufgaben auf die Gemeinden 
ermächtigte Landesbehörde kann durch Rechtsver­
ordnung im Einvernehmen mit dem Innenministerium 
bestimmen, dass diese Aufgaben durch Verwaltungsge­
meinschaften erfüllt werden. 

TEIL IX 

Schlussvorschriften 

§ 96 

Länderübergreifende Velfahren 

Ist nach § 3 Abs.2 Satz 4 eine gemeinsame zuständige 
Behörde bestimmt und erstreckt sich das Verwaltungs­
verfahren auf das Gebiet eines anderen Bundeslandes, so 
ist insoweit das Verfahrensrecht dieses Landes anzuwen­
den. Die fachlich zuständigen Aufsichtsbehörden können 
durch Vereinbarung eine abweichende Regelung treffen. 

§ 97 

Sonderregelungfiir Verteidigungs- und 
Notstandsangelegenheiten 

Nach Feststellung des Verteidigungsfalls oder des 
Spannungsfalls, bei drohender Gefahr für den Bestand 
oder die freiheitliche demokratische Grundordnung des 
Landes oder für die lebensnotwendige Versorgung der 
Bevölkerung sowie bei einem Notstand infolge einer Na­
turkatastrophe oder eines besonders schweren Unglücks­
falls kann in Verteidigungs- oder Notstandsangelegen­
heiten von der Anhörung Beteiligter (§ 28 Abs.l), von 
der schriftlichen Bestätigung (§ 37 Abs.2 Satz 2) und 
von der schriftlichen Begründung eines Verwaltungs­
aktes (§ 39 Abs.l) abgesehen werden; in diesen Fällen 
gilt ein Verwaltungsakt abweichend von § 41 Abs.4 
Satz 3 mit dem auf die Bekanntmaehung folgenden Tag 
als bekannt gegeben. Dasselbe gilt für die sonstigen 
gemäß Artikel 80 a des Grundgesetzes anzuwendenden 
Rechtsvorschriften. 

§ 98 

Überleitung von Verfahren 

(nicht abgedruckt) 

§ 99 

Verwaltungsvorschrijten 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes notwendigen Ver­
waltungsvorschriften werden vom Innenministerium im 
Einvernehmen mit den anderen Ministerien erlassen. 

§ 100 

Änderung des Gesetzes über die Verkündung von 
Rechtsverordnungen 

(nicht abgedruckt) 

§ 101 

Änderung des Ersten Gesetzes zur Funktionalrefonn 
lind anderer Gesetze 

(nicht abgedruckt) 

§ 102 

Änderung des Straßengesetzes 

(nicht abgedruckt) 

§ 102a 

Übergangsvorschrijt zu § 53 

§ 53 in der ab Inkrafttreten des Elektronik-Anpassungs­
gesetzes geltenden Fassung [mdet auf die an diesem 
Tag bestehenden und noch nicht verjährten Ansprüche 
Anwendung. Eine zuvor eingetretene und zu diesem 
Zeitpunkt noch nieht beendete Unterbrechung der Ver­
jährung gilt als beendet; die neue Verjährung ist ab 
Inkrafttreten des Elektronik-Anpassungsgesetzes ge­
hemmt. Ist ein Verwaltungsakt, der zur Unterbrechung 
der Verjährung geführt hat, vor dem Inkrafttreten des 
Elektronik-Anpassungsgesetzes aufgehoben worden und 
ist an diesem Tag die in § 212 Abs. 2 Satz 1 des Bürger­
lichen Gesetzbuchs in der bis 31. Dezember 200 I gelten­
den Fassung bestimmte Frist noch nicht abgelaufen, so 
ist § 212 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in dieser 
Fassung entsprechend anzuwenden. 

§ 103 

Inkrafttreten 

(nicht abgedruckt) 

Bekanntmachung der Neufassung 
des Kinder- und Jugendhilfegesetzes 

fiir Baden-Württemberg 

Vom 14. April 2005 

Auf Grund von Artikel 186 Abs. 2 des VerwaItungsstruk­
tur-Reformgesetzes vom 1. Juli 2004 (GBL S. 469) wird 
nachstehend der Wortlaut des Kinder- und Jugendhilfe­
gesetzes für Baden-Württemberg in der sich aus 

1. dem Kinder- und Jugendhilfegesetz für Baden-Wüft­
temberg in der Fassung vom 19. April 1996 (GBL 
S.457), 
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2. Artikel 6 des Haushaltsstrukturgesetzes 1997 vom 16. 
Dezember 1996 (GBL S. 776), 

3. Artikel 6 der 5. Anpassungsverordnung vom 17. Juni 
1997 (GBI. S. 278) und 

4. Artikel 124 des Verwaltungsstruktur-Reformgesetzes 
vom 1. Juli 2004 (GBI. S. 469) 

ergebenden, seit 1. Januar 2005 geltenden Fassung be­
kannt gemacht. 

STUTIGART, den 14. April 2005 Sozialmini sterium 

GÖNNER 

Kinder- und Jugendhi1fegesetz 
für Baden-Württemberg (LKJHG) in der Fassung 

vom 14. April 2005 

1. AB SCHNITT 

§ I 

Örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe 

(1) Örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind die 
Landkreise, die Stadtkreise und die nach § 5 zu örtlichen 
Trägem be..'ltimmten kreis angehörigen Gemeinden. 

(2) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
regeln durch Satzung insbesondere 

1. den Umfang des Beschlussrechtes des Jugendhilfeaus­
schusses, 

2. die Zahl der nach § 71 Abs.1 des Achten Bucbes So­
zialgesetzbuch (Artikel 1 des Kinder- und Jugend­
hilfegesetzes vom 26. Juni 1990, BGBI. I S.1163 
SGB VIII) stimmberechtigten Mitglieder des Jugend­
hilfeausschusses, 

3. die Zugehörigkeit von beratenden Mitgliedern (insbe­
sondere von Vertreterinnen oder Vertretern der Kirchen 
und der jüdischen Kultusgemeinde, der Schule, des Ge­
sundheitswesens und der Rechtspflege) zum J ugendhil­
feausschuss sowie deren Benennung und Bestellung, 

4. die Anhörung des Jugendhilfeausschusses vor der Be­
schlussfassung der Vertretungskörperschaft in Fragen 
der Jugendhilfe, 

5. die Beteiligung freier Träger an Arbeitsgruppen zur 
Jugendhilfeplanung. 

§2 

Jugendhilfeausschuss 

(1) Der Jugendhilfeausschuss ist ein beschließender Aus­
schuss im Sinne der Landkreisordnung und der Gemein­
deordnung. 

(2) Für den Jugendhilfeausschuss gelten die Landkreis­
ordnung und die Gemeindeordnung, soweit im Achten 

Buch Sozialgesetzbuch und in diesem Gesetz nichts an­
deres bestimmt ist. 

(3) Die nach § 71 Abs.l SGB VIlI stimmberechtigten 
Mitglieder werden in Landkreisen vom Kreistag, in 
Stadtkreisen und in kreisangehörigen Gemeinden, dic 
örtliche Träger sind, vom Gemeinderat gewählt. Für je­
des Mitglied ist ein Stellvertreter zu wählen. Frauen und 
Männer sollen zu angemessenen Anteilen berücksichtigt 
werden; in der Regel sind gleiche Anteile anzustreben. 

(4) Zwei Fünftel der stimmberechtigten Mitglieder sind 
auf Vorschlag der im Bezirk des Jugendamtes wirkenden 
Jugendverbände und der dort wirkenden Verbände der 
freien Wohlfahrtspflege unter angemessener Berücksich­
tigung der Vorschläge der dort wirkenden anerkannten 
Träger der freien Jugendhilfe, die keinem dieser Ver­
bände angehören, zu wählen. Absatz 3 Satz 3 gilt für die 
Vorschläge entsprechend. 

(5) Für die nicht der Vertretungskörperschaft angehören­
den stimmberechtigten Mitglieder und ihre Stellvertreter 
gelten die Vorschriften über die Rechtsverhältnisse der 
Mitglieder der Vertretungskörperschaft entsprechend. 
Sie müssen ihren Wohnsitz nicht im Bezirk des örtlichen 
Trägers haben. 

(6) Die Mitgliedschaft der auf Vorschlag gewählten 
stimmberechtigten Mitglieder endet vorzeitig, wenn der 
Vorschlag aus wichtigem Grund zurückgenommen und 
auf Grund eines neuen Vorschlags ein Nachfolger ge­
wählt ist. 

(7) Werden auf Grund der Satzung beratende Mitglieder 
bestellt, gelten für diese Absatz 3 Satz 3 und Absatz 5 
Satz 2 entsprechend. 

§3 

Überörtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe 

(1) Überörtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe ist 
der Kommunalverband für Jugend und Soziales. 

(2) Der Kommunalverband für Jugend und Soziales re­
gelt durch Satzung insbesondere 

1. den Umfang des Beschlussrechts des Landesjugend­
hilfeausschusses, 

2. die Anhörung des Landesjugendhilfeausschusses vor 
der Beschlussfassung der Verbandsversammlung in 
Fragen der Jugendhilfe, 

3. die Beteiligung freier Träger an Arbeitsgruppen zur 
Jugendhilfeplanung. 

§4 

Landesjugendhilfeausschuss 

(1) Der Landesjugendhilfeausschuss ist ein beschließen­
der Fachausschuss im Siune des Jugend- und Sozialver­
bandsgesetzes. 
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(2) Für den Landesjugendhilfeausschuss gilt das Jugend­
und Sozialverbandsgesetz, soweit im Achten Buch So­
zialgesetzbuch und in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist 

(3) Dem Landesjugendhilfeausschuss gehören an: 

1. als stimmberechtigte Mitglieder 

a) Vertreter der Kommunen, 

b) Vertreter der freien Jugendarbeit, die auf Vorschlag 
des Landesjugendrings vom Kultusministerium be­
stellt werden, 

c) Vertreter der übrigen Arbeitsfelder der Jugendhilfe, 
die auf Vorschlag der Liga der freien Wohlfahrts­
pflege vom Sozialministerium bestellt werden, 

d) der Leiter des Kommunalverbands für Jugend und 
Soziales als Vorsitzender; 

2. als beratende Mitglieder, die vom Kommunalverband 
für Jugend und Soziales bestellt werden, 

a) eine Ärztin oder ein Arzt mit Erfahrung in der Ju­
gendgesundheitspflege, zu benennen vom Sozial­
ministerium, 

b) eine Richterin oder ein Richter oder eine Beamtin 
oder ein Beamter der Justizverwaltung, zu benen­
nen vom Justizministerium, 

c) eine Lehrerin oder ein Lehrer oder eine Beamtin 
oder ein Beamter der Schulverwaltung, zu benen­
nen vom Kultusministerium, 

d) ein Mitglied zur Vertretung der Arbeitsverwaltung, 
zu benennen von der Präsidentin oder dem Präsi­
denten des Landesarbeitsamtes, 

e) je ein Mitglied zur Vertretung der evangelischen 
und der katholischen Kirche sowie der jüdischen 
Kultusgemeinde, zu benennen von deren zuständi­
gen Stellen, 

f) eine Vertreterin des Landesfrauenrats Baden-Würt­
temberg; 

3. als weiteres beratendes Mitglied die Leiterin oder der 
Leiter der Verwaltung des Landesjugendamtes. 

Für die nicht der Verbandsversammlung angehörenden 
MitgliedernachNummer I Buchst. abis c und deren Stell­
vertreterinnen oder Stellvertreter gilt § 5 des Jugend- und 
Sozialverbandsgesetzes entsprechend. Der Kommunal­
verband für Jugend und Soziales legt unter Beachtung von 
§ 71 Abs. 4 SGB VIII durch Satzung die Zahl der Mitglie­
der nach Satz 1 Nr. 1 Buchst. abis c fest. Er kann auch 
durch Satzung regeln, dass der Vorsitzende des Landes­
jugendhilfeausschusses und dessen Stellvertreter aus der 
Mitte der stimmberechtigten Mitglieder gewählt wird. 

(4) Für jedes Mitglied ist ein stellvertretendes Mitglied 
zu wählen oder zu bestellen. Für die Wahlen, Bestellun­
gen und Vorschläge nach Absatz 3 Satz 1 Nr. I und nach 
Satz 1 gilt § 2 Abs. 3 Satz 3 entsprechend. Die Verbands­
direktorin oder den Verbandsdirektor vertritt die Leiterin 
oder der Leiter der Verwaltung des Landesjugendamtes 
im Vorsitz mit Stimmrecht. Für die vorzeitige Beendi-

gung der Mitgliedschaft in den Fällen des Absatzes 3 
Satz 1 NI. 1 Buchst. abis c und Nr.2 gilt § 2 Abs. 6 ent­
sprechend. 

(5) Die obersten Landesjugendbehörden können zu den 
Sitzungen des Landesjugendhilfeausschusses Vertrete­
rinnen oder Vertreter entsenden. Ihnen ist auf Verlangen 
das Wort zu erteilen. Die Sitzungen sind ihnen rechtzei­
tig unter Bekanntgabe der Tagesordnung der Sitzungsun­
terlagen mitzuteilen. 

(6) Der Landesjugendhilfeausschuss kann zu seiner Be­
ratung mit Zustimmung des Kommunalverbands für Ju­
gend und Soziales Ausschüsse bilden. 

(7) Der Landesjugendhilfeausschuss soll vor der Beru­
fung der Leiterin oder des Leiters der Verwaltung des 
Landesjugendamtes gehört werden. 

§5 

Kreisangehörige Gemeinden als örtliche Träger 

(1) Das Sozialministerium kann mit Zustimmung des 
Landkreises eine kreis an gehörige Gemeinde auf ihren 
Antrag im Einvernehmen mit dem Innenministerium und 
dem Kultusministerium durch Rechtsverordnung zum 
örtlichen Träger bestimmen, wenn 

1. ihre Leistungsfahigkeit zur Erfüllung der Aufgaben 
des örtlichen Trägers gewährleistet ist und 

2. die Leistungsfähigkeit des Landkreises gewahrt bleibt. 

(2) Soweit nicht anderes vereinbart wird, ersetzt der 
Landkreis der kreis angehörigen Gemeinde, die örtlicher 
Träger ist, 

I. den erforderlichen Aufwand, der ihr durch den Erlass 
oder die Übernahme von Teilnahmebeiträgen und Ge­
bühren gemäß § 90 Abs. 2 und 3 SGB VIII und durch 
die in § 91 SGB VIII genaunten sowie durch die nach 
§§ 30 und 31 SGB VIII gewährten Einzelleistungen 
entsteht, 

2. von den übrigen Personalkosten für die Erfüllung der 
Aufgaben als örtlicher Träger zwei DritteL 

Der Ersatz wird vom Landkreis festgesetzt; er bemisst 
sich im Falle des Satzes I Nr.2 nach den Kosten, die dem 
Landkreis für das Personal entstehen würden. Das 
Nähere regelt der Landkreis durch Satzung. 

(3) Kreisangehörige Gemeinden, die am 31.Dezember 
1990 ein Jugendamt errichtet haben, sind mit Wirkung 
vom 1. Januar 1991 örtliche Träger der öffentlichen Ju­
gendhilfe. 

(4) Das Sozialministerium kann durch Rechtsverordnung 
die Rechtsstellung einer kreisangehörigen Gemeinde als 
örtlicher Träger aufheben; Absatz I findet entsprechende 
Anwendung. DenAntrag kann auch der Landkreis stellen; 
in diesem Fall ist die Gemeinde anzuhören. Dem Antrag 
der Gemeinde ist zu entsprechen, soweit dem nicht 
schwerwiegende Gründe entgegenstehen. Dem Antrag 
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des Landkreises ist zu entsprechen, wenn die Gemeinde 
ihm nicht entgegentritt oder wenn die Leistungsf!ihigkeit 
der Gemeinde im Sinne von § 69 Abs. 2 SGB VIII nicht 
gewährleistet ist. 

§6 

Übernahme einzelner Aufgaben durch 
kreisangehörige Gemeinden 

Die Landkreise können durch öffentlich-rechtlichen Ver­
trag mit kreisangehörigen Gemeinden, die nicht örtlicher 
Träger der Jugendhilfe sind, gemäß § 69 Abs.5 Abs. I 
Satz 1 SGB VIII vereinbaren. dass diese einzelne Aufga­
ben der Jugendhilfe eigenständig durchführen. In dem 
Vertrag ist das Nähere über Umfang und Ausgestaltung 
sowie Finanzierung und Sicherstellung der Leistungen 
und Angebote zu regeln. 

§7 

Eigenleistung freier Träger 

Die von Trägern der freien Jugendhilfe zu erbringende 
Eigenleistung (§ 74 SGB VIII) kann in Form von Geld, 
Sachwerten oder geldwerten freiwilligen Leistungen er­
bracht werden. 

2. ABSCHNITT 

Oberste Landesjugendbehörden, 
Unterrichtung des Landtags 

§8 

Oberste Landesjugendbehörden, Beiräte 

(l) Oberste Landesjugendbehörden sind das Kultusmi­
nisterium und das Sozialministerium. Die Abgrenzung 
der Zuständigkeitsbereiche ergibt sich aus der Geschäfts­
bereichsabgrenzung der Landesregierung in der jeweils 
geltenden Fassung. 

(2) Die Obersten Landesjugendbehörden berufen zur Be­
ratung der Landesregierung Beiräte. 

(3) Die Beratung der Landesregierung in Fragen der Ju­
gendarbeit ist Aufgabe des Landeskuratoriums für außer­
schulische Jugendbildung nach § 15 des Jugendbil­
dungsgesetzes. 

(4) Zur Beratung der Landesregierung in Fragen der 
sozialen Jugendhilfe wird ein Beirat gebildet. Diesem 
gehören an: 

a) Je drei Mitglieder zur Vertretung der Jugendämter und 
der Kommunalen Landesverbände, die von den Kom­
munalen Landesverbänden vorgeschlagen werden, 

b) zwei Mitglieder zur Vertretung des Landesjugend­
amtes, 

c) drei Mitglieder zur Vertretung der Verbände der Liga 
der freien Wohlfahrtspflege, 

d) ein Mitglied zur Vertretung der Landesarbeitsgemein­
schaft Jugendaufbauwerk, 

e) ein Mitglied zur Vertretung der Aktion Jugendschutz, 

f) ein Mitglied zur Vertretung der Landesarbeitsgemein­
schaft für Erziehungsberatung, 

g) ein Mitglied zur Vertretung des Landesjugendrings, 

h) ein Mitglied zur Vertretung der Arbeitsgemeinschaft 
Jugendfreizeitstätten, 

i) eine Vertreterin einer Landesarbeitsgemeinschaft der 
Mädchenarbeit, die vom Sozialministerium vorge­
schlagen wird, sowie 

j) die Sozialministerin oder der Sozialminister als Vor­
sitzende oder Vorsitzender und je ein Mitglied zur 
Vertretung des Innenministeriums, des Kultusminis­
teriums, des Justizministeriums, des Ministeriums 
Ländlicher Raum und des Sozialministeriums mit be­
ratender Stimme. 

Soweit nichts anderes bestimmt ist, werden die Mitglie­
der von den Verbänden, die sie vertreten, vorgeschlagen; 
die Mitglieder zur Vertretung der Ministerien werden 
von den Ministerien benannt. Das Sozialministerium 
beruft die vorgeschlagenen Mitglieder auf die Dauer von 
vier Jahren; es kann eine Berufung bis zur nächsten tur­
nusmäßigen Berufung von Mitgliedern verlängern. Die 
Mitglieder sind ehrenamtlich tätig. Das Nähere, insbe­
sondere über die Hinzuziehung sachkundiger Personen 
und über die Führung der Geschäfte, bestimmt das So­
zialministerium. 

§9 

Jugendhilfeplanung 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben als 
Teil ihrer Gesamtverantwortung und des Gewährleis­
tungsauftrags die Planungsverantwortung für alle Auf­
gaben der Jugendhilfe. Sie sorgen dafür, dass die erfor­
derlichen und geeigneten Einrichtungen, Dienst und 
Veranstaltungen zur Erfüllung der Aufgaben nach dem 
SGB VIII eingerichtet werden, und legen die Förderung 
der freien Jugendhilfe nach § 74 SGB VIII fest. Maßnah­
men für Mädchen und junge Frauen sind gesondert dar­
zustellen. Der Anteil der für die Jugendarbeit bereit ge­
stellten Mittel ist auszuweisen. 

(2) Jugendhilfeplanung nach § 80 SGB VIII ist ein konti­
nuierlicher, kommunikativer, auf die Lebenswelt von 
jungen Menschen und ihrer Familien sowie auf das Ge­
meinwesen bezogener Prozess. Zweckdienlich sind ins­
besondere kleinräumige Planungen. Anregungen und 
Wünsche junger Menschen, insbesondere zur Förderung 
der Gleichberechtigung von Mädchen und Jungen, sind 
angemessen zu berücksichtigen. 

(3) An der Jugendhilfeplanung sind die davon berührten 
kreisangehörigen Gemeinden und die anerkannten Trä­
ger der freien Jugendhilfe von Anfang an zu beteiligen. 
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(4) Zusammenschlüsse der anerkannten Träger der freien 
Jugendhilfe im Bezirk des Jugendamtes und des Landes­
jugendamtes haben das Recht auf Beteiligung an Ar­
beitsgruppen, die der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
für Aufgaben der Jugendhilfeplanung einsetzt. 

(5) Jugendhilfeplanung im Bezirk des Jugendamtes be­
dingt die Zusammenarbeit des örtlichen Trägers der 
Jugendhilfe mit den kreisangehörigen Gemeinden, den 
Trägem der öffentlichen und freien Jugendhilfe und 
berührten Partnern aus Schule, Gesundheitswesen, Aus­
bildungs- und Beschäftigungsbereich. 

§IO 

Landesjugendplan, Jugendhilfeberichterstattung 

(1) Die Landesregierung berichtet mit der Vorlage des 
Landesjugendplans, welche Aufgaben der Jugendhilfe 
sie als vordringlich betrachtet. 

(2) Die Landesregierung unterrichtet den Landtag min­
destens einmal in jeder Legislaturperiode anhand der vor­
liegenden Jugendhilfeplanungen der örtlichen und des 
überörtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe über 
die Lage der Jugend und die Jugendhilfe in Baden-Würt­
temberg sowie die Folgerungen für die Jugendhilfe im 
Lande, die sie für erforderlich hält (Landesjugendbericht ). 

(3) Die Landesregierung unterrichtet nach Vorlage des 
Berichts der Bundesregierung über die Lage junger Men­
schen und die Bestrebungen und Leistungen der Jugend­
hilfe (§ 84 SGB VIII) den Landtag darüber, welche Folge­
rungen sie für die Jugendhilfe im Lande für erforderlich 
hält. 

(4) Die Berichte nach Absatz 2 und 3 können mit dem 
Bericht nach Absatz 1 verbunden werden. 

3. ABSCHNITT 

Träger der freien Jugendhilfe 

§11 

Zuständigkeit für die Anerkennung 

(1) Die Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe 
nach § 75 SGB VIII wird ausgesprochen 

1. vom Jugendamt, wenn der Träger im Wesentlichen im 
Bezirk des Jugendamtes tätig ist, 

2. vom Landesjugendamt, wenn der Träger in den Bezir­
ken mehrerer Jugendämter tätig ist, wobei in Fällen 
von landesweiter Bedeutung das Einvernehmen mit 
der obersten Landesjugendbehörde herzustellen ist, 

3. von der obersten Landesjugendbehörde in den übrigen 
Fällen. 

(2) Die in der Liga der freien Wohlfahrtspflege zusam­
mengeschlossenen Verbände der freien Wohlfahrtspflege 
sowie die Bezirks- und Ortsstellen dieser Verbände und 

die ihnen im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
angehörenden Mitgliedsverbände und -einrichtungen 
gelten als anerkannt. 

(3) Für die Anerkennung von Trägem der außerschuli­
schen Jugendbildung gilt das Jugendbildungsgesetz vom 
6. Mai 1975 (GBI. S. 254) in der jeweils geltenden Fas­
sung. 

4. ABSCHNITT 

Leistungen der Jugendhilfe 

§ 12 

Vorrangige Ziele der Jugendhilfe 

(1) Jugendhilfe dient der Verwirklichung des Rechts der 
jungen Menschen auf Förderung ihrer Entwicklung und 
auf Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und ge­
meinschaftsfähigen Persönlichkeit. Sie erbringt die Leis­
tungen und erfüllt die anderen Aufgaben zugunsten von 
jungen Menschen und Familien nach § 2 SGB vrn. 
(2) Jugendhilfe ist berechtigt und verpflichtet, sich für die 
Gestaltung einer positiven Lebenswelt für junge Men­
schen und ihre Familien, insbesondere für ein familien-, 
jugend- und kinderfreundliches Gemeinwesen, einzuset­
zen; Beeinträchtigungen und Gefahren für das Wohl jun­
ger Menschen und Familien wirkt Jugendhilfe entgegen. 

(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen als 
Träger öffentlicher Belange oder als Beteiligte bei Pla­
nungen und sonstigen Vorhaben anderer Träger die Be­
lange von Kindern und Jugendlichen geltend machen. 

(4) Unbeschadet der Rechtsstellung der Eltern achtet und 
stärkt Jugendhilfe das Recht auf Selbstbestimmung der 
jungen Menschen und beteiligt sie entsprechend ihrem 
Entwicklungsstand an allen sie betreffenden Entschei­
dungen. 

(5) Jugendhilfe fördert Entwicklung und Integration 
behinderter, individuell beeinträchtigter oder sozial be­
nachteiligter junger Menschen. 

(6) Jugendhilfe trägt dazu bei, dass die besonderen sozia­
len und kulturellen Bedürfnisse ausländischer junger 
Menschen und ihrer Familien berücksichtigt werden. 

(7) Jugendhilfe fördert die Gleichberechtigung von Mäd­
chen und Jungen sowie von jungen Frauen und jungen 
Männern. Leistungen der Jugendhilfe berücksichtigen 
unterschiedliche Lebenszusanunenhänge und bauen 
Benachteiligungen zwischen den Geschlechtern ab. Ju­
gendhilfe stellt spezifische Angebote für Mädchen und 
Jungen bereit, unterstützt die jungen Menschen bei der 
ganzheitlichen Entfaltung ihrer Persönlichkeit und berei­
tet sie auf die partnerschaftliehe Lösung der Aufgaben 
im Erwachsenenleben vor. Dazu gehören mädchen- und 
jungenbezogene Angebote zu einer Berufs- und Lebens­
planung, die für beide Geschlechter grundsätzlich Er­
werbstätigkeit und Familienaufgaben umfasst. Jugend-
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hilfe trägt dazu bei, Gef<ihrdungen und Schädigungen 
durch Misshandlung und sexuelle Gewalt mit differen­
zierten Hilfen für die betroffenen Mädchen und Jungen 
abzuwenden. 

(8) Jugendhilfe wirkt darauf hin, dass Hemmschwellen 
abgebaut werden, die der Inanspruchnahme der Leistun­
gen durch Kinder und Jugendliche sowie ihre Familien 
entgegenstehen, und setzt sich dafür ein, dass Kinder und 
Jugendliche sich an allen sie betreffenden Planungen und 
Entscheidungen beteiligen und sich in ihren Angele­
genheiten an das Jugendamt oder an Jugendhilfedienste 
wenden können. 

(9) Ziel der Jugendhilfe ist es, durch Stärkung des 
differenzierten außerstationären Hilfeangebots, wie 
Erziehungsberatung, sozialpädagogische Familienhilfe, 
Tagesgruppen, Vollzeitpflege und Maßnahmen der Sucht­
prophylaxe, stationäre Unterbringung auf das fachlich Er­
forderliche zu begrenzen. Im Verfahren nach dem Jugend­
gerichtsgesetz sorgt sie dafür, dass Leistungen, die ein 
Absehen von der Verfolgung oder eine Einstellung des 
Verfahrens ermöglichen (§§ 45 und 47 des Jugendge­
richtsgesetzes in der Fassung vom 11. Dezember 1974-
BGB!. I S. 3428), rechtzeitig gewährt werden. 

§13 

Vernetzung und Gemeinwesenbezug von 
Diensten und Einrichtungen 

(1) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe sol­
len im Zusammenwirken mit anderen öffentlichen und 
freien Trägern der Jugendhilfe, insbesondere in Arbeits­
gemeinschaften, anstreben, dass Leistungen und sonstige 
Angebote aufeinander abgestimmt werden und sich ge­
genseitig ergänzen. 

(2) Jugendhilfe soll darauf hinwirken, dass die Hilfen 
nach dem Bedarf im Einzelfall umfassend ganzheitlich 
geleistet werden und das Lebensumfeld der jungen Men­
schen und ihrer Familien während und auch nach Beendi­
gung der Hilfegewährung einbezogen bleibt. 

(3) Dem Auftrag der Jugendhilfe dient der möglichst enge 
Bezug zum Gemeinwesen. Insbesondere Aktivitäten und 
Angebote zur Familienbildung, zum erzieherischen Kin­
der- und Jugendschutz, zur Begegnung junger Menschen 
untereinander und zur Förderung benachteiligter junger 
Menschen sollen möglichst aus dem Gemeinwesen heraus 
und in ihm verwurzelt entwickelt werden. Selbsthilfeakti­
vitäten sollen angeregt und gefördert werden. 

(4) Jugendhilfe soll ihre Veranstaltungen, Dienste und 
Einrichtungen auf das Gemeinwesen hin vernetzen, für 
eine enge Zusammenarbeit untereinander sorgen und 
berührte Partner, insbesondere die Schulen, einbeziehen, 
um die Integration der jungen Menschen zu erleichtern 
und ihre Selbsthilfekräfte zu stärken. 

(5) Zur Bereitstellung von ganzheitlichen, ins Gemeinwe­
sen integrierten Projekten der Jugendhilfe können Leis­
tungen für Hilfen im Einzelfall zusammengefasst werden. 

§ 14 

Jugendarbeit 

(l) Die Jugendarbeit soll junge Menschen zu eigenverant­
wortlichem, gesellschaftlichem und politischem Handeln 
befähigen sowie jugendspezifische Formen von Lebens­
und Freizeitgestaltung ermöglichen. Sie soll dazu beitra­
gen, dass die Jugendlichen ihre persönlichen Lebensbe­
dingungen und die ihnen zugrunde liegenden sozialen, 
ökonomischen und ökologischen Zusammenhänge erken­
nen und mitgestalten sowie kulturelle, soziale und politi­
sche Erfahrenen, Kenntnisse und Vorstellungen kritisch 
verarbeiten und einbringen. 

(2) Die Jugendarbeit wendet sich als gleichrangiger Bil­
dungs- und Erziehungsbereich in der Jugendhilfe mit 
ihren Angeboten in der Regel an alle jungen Menschen 
bis zum 27. Lebensjahr. Sie ist neben Familie, Schule 
und Beruf ein eigenständiges Sozialisationsfeld. 

(3) Jugendarbeit ist durch Freiwilligkeit, Selbstorganisa­
tion, Ganzheitlichkeit, Wertol'ientierung und Ehrenamt­
lichkeit, durch demokratische Gliederung ihrer Verbände, 
Pluralität ihrer Träger und deren Eigenverantwortlichkeit 
gekennzeichnet. 

(4) Jugendarbeit findet statt in Veranstaltungen, Diens­
ten, Einrichtungen und Aktivitäten freier und öffentlicher 
Träger, insbesondere in örtlichen, regionalen und überre­
gionalen Gruppen, Initiativen und Verbänden der Jugend 
und ihren Zusarnrnenschlüssen. 

(5) Eine wesentliche Verpflichtung der Jugendarbeit ist 
die Unterstützung und Förderung ehrenamtlicher Tätig­
keiten, insbesondere bei den freien Trägem. Berufliche 
und ehrenamtliche Tätigkeiten der Jugendarbeit sind un­
verzichtbar und ergänzen einander. 

(6) Die Träger der Jugendarbeit vertreten Bedürfnisse 
und Interessen der jungen Menschen in der Öffentlich­
keit, wirken bei der Schaffung jugendfreundlicher Le­
bensbedingungen mit und wirken auf den Abbau von 
Benachteiligungen hin. 

(7) Für die Förderung der Jugendarbeit gilt das Jugend­
bildungsgesetz in der jeweils geltenden Fassung. 

§ 15 

Jugendsozialarbeit 

(1) Jugendsozialarbeit wendet sich an sozial benach­
teiligte oder in ihrer individuellen Entwicklung beein­
trächtigte junge Menschen, unabhängig davon, ob die 
Voraussetzungen für eine Hilfe zur Erziehung nach § 27 
SGB VIII vorliegen. Aufgabe ist die Unterstützung beim 
Übergang von der Schule zum Beruf und die soziale In­
tegration durch möglichst ortsnahe und lebenswelt­
bezogene sozialpädagogische Hilfen, die dort ansetzen, 
wo sich die jungen Menschen aufhalten. Dazu gehört die 
Förderung ihrer schulischen und beruflichen Ausbildung 
und ihre Eingliederung in die Arbeitswelt. 
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(2) Über die Abstimmung mit der Schulverwaltung, der 
Bundesanstalt für Arbeit und den Trägern betrieblicher 
und außerbetrieblicher Ausbildung sowie von Beschäfti­
gungsangeboten hinaus sollen Angebote im Verbund an­
gestrebt werden. 

(3) Unbeschadet der Gesamtverantwortung der Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe kann das Land im Rahmen 
seiner Aufgaben nach § 82 SGB VIII nach Maßgabe des 
Staatshaushaltsplans 

1. Zuschüsse zu den Kosten von Vorhaben der Jugendso­
zialarbeit, insbesondere der gemeinwesenbezogenen 
Jugendsozialarbeit, von Maßnahmen gegen Arbeits­
losigkeit junger Menschen und von pädagogischen 
Hilfen für junge Menschen in Jugendwohnheimen, 

2. Zuschüsse zu den Kosten von Modellvorhaben der Ju­
gendhilfe sowie 

3. Zuschüsse zu Investitionskosten von Jugendwohnhei­
men 

gewähren. 

§ 16 

Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz 

(1) Jungen Menschen und Erziehungsberechtigten sollen 
die erforderlichen und geeigneten Angebote des erziehe­
rischen Kinder- und Jugendschutzes gemacht werden. 
Angebote sollen unter Berücksichtigung der unterschied­
lichen Lebenslagen und Bedürfnisse von Mädchen und 
Jungen 

1. junge Menschen befähigen, sich vor gefährdenden 
Einflüssen zu schützen und sie zur Kritikfähigkeit, 
Entscheidungsfahigkeit und Eigenverantwortlichkeit 
sowie zur Verantwortung gegenüber ihren Mitmen­
schen führen, 

2. die Abwehrkräfte der jungen Menschen stärken gegen 
extremistische und rassistische Ideologien, destruktive 
Kulte, süchtiges Verhalten und gefährdende Anreize 
durch Werbung und Medien, 

3. Eltern und andere Erziehungsberechtigte besser be­
fähigen, Kinder und Jugendliche vor gefährdenden 
Einflüssen zu schützen und 

4. zur Beseitigung gefahrdender Einflüsse beitragen. 

(2) Unbeschadet der Gesamtverantwortung der Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe kann das Land im Rahmen 
seiner Aufgaben nach § 82 SGB VIII Trägern und Zu­
sammenschlüssen von Trägern des Kinder- und Jugend­
schutzes sowie Elterninitiativen nach Maßgabe des 
Staatshaushaltsplans Zuschüsse zu den Personal- und 
Sachkosten gewähren. 

§ 17 

Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen 

Jugendhilfe fördert die Entwicklung des Kindes zu einer 
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfahigen Per-

sönlichkeit in Tageseinrichtungen, auf deren gleichmäßi­
gen Ausbau das Land hinwirkt. 

5. ABSCHNITT 

Sonstige Vorschriften 

§ 18 

Zuständige Behörde 

Zuständige Behörde ist nach § 39 Abs. 5 Satz 1 SGB VIII 
das Jugendamt. 

§ 19 

Heimaufsicht 

(1) Die Aufgaben nach §§ 45 bis 48SGB vm werden 
vom Landesjugendamt als Pflichtaufgabe nach Weisung 
wahrgenommen. 

(2) Das Weisungsrecht ist unbeschränkt. 

§ 20 

Bereitstellung von Einrichtungen 

Das Landesjugendamt hat darauf hinzuwirken, dass die 
Hilfen zur Erziehung und für junge Volljährige nach 
§§ 27 bis 41 SGB VIII erforderlichen Einrichtungen und 
Dienste zur Verfügung stehen. 

§ 21 

Betreuungskräfte 

(1) Geeignet zur Betreuung Mindeljähriger in erlaubnis­
pflichtigen Einrichtungen (§ 45 SGB VIII) sind päda­
gogische und therapeutische Fachkräfte, die über eine 
einschlägige staatlich anerkannte oder eine gleichwertige 
Faehausbildung verfügen, sofern nicht in ihrer Person 
liegende Gründe sie ungeeignet erscheinen lassen. An­
dere Personen kann das Landesjugendamt im Einzelfall 
auf Antrag des Trägers der Einrichtung zulassen, wenn 
sie nach Vorbildung und Erfahrung geeignet erscheinen; 
die Zulassung kann mit Auflagen verbunden werden. 

(2) Betreuungskräfte der Jugendhilfe sollen mit ge­
schlechtsdifferenzierenden Inhalten, Methoden und Ar­
beitsformen vertraut sein. Entsprechende Fortbildung 
und Praxisberatung sollen angeboten werden. 

§22 

Informationsrecht 

(1) Das Landesjugendamt kann verlangen, dass ihm der 
Träger der Einrichtung alle Umstände mitteilt, die seine 
Beauftragten bei der örtlichen Prüfung (§ 46 SGB VIII) 
in Erfahrung bringen können. 
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(2) Das Verlangen nach Absatz 1 kann sich insbesondere 
auch auf die wirtschaftlichen Verhältnisse der Einrichtung 
beziehen, soweit sie für das Wohl der betreuten Kinder 
oder Jugendlichen von Bedeutung sind oder sein können. 

§ 23 

Zusammenwirken aufsichtsführender Schulen 

Die für die gesundheits-, bau- und feuerpolizeiliche sowie 
für die schulische Überwachung zuständigen Stellen ha­
ben das Landesjugendamt über Beanstandungen, die das 
Wohl der in den Einrichtungen betreuten Minderjährigen 
beeinträchtigen können, zu unterrichten, falls diese nicht 
innerhalb der gesetzten Frist behoben werden. 

§24 

Aufsicht des Vormundschaftsgerichts 

(1) Über § 56 Abs. 2 SGB VIII hinaus ist das Jugendamt 
als Amtsvormund oder Amtspfleger auch von der Aufsicht 
des Vormundschaftsgerichts nach §§ 1802, 1803 Abs.2, 
§§ 1811, 1812 und 1818 bis 1821,1822 Nr.l bis 11 und 
13 sowie nach §§ 1823,1824 und 1854Abs. 2 des Bürger­
lichen Gesetzbuchs (BGB) ausgenommen. Dasselbe gilt 
bei § 1822 Nr.12 BGB, soweit es sich um die Aufsicht 
in vermögensrechtlicher Hinsicht handelt. Anstelle der 
Rechnungslegung bei der Beendigung der Amtspfleg­
schaft oder Amtsvormundschaft nach § 1892 Abs. I BGB, 
§ 1915 BGB genügt die Einreichung einer zusammenfas­
senden Darstellung der Einnahmen mit Ausgaben sowie 
der Vermögensentwicklung, soweit das Vormundschafts­
gericht nicht im Einzelfall etwas anderes anordnet; die 
Verpflichtung aus § 1809 BGB bleibt unberührt. 

(2) Die zum Betreuer bestellte Behörde ist in gleicher 
Weise von der Aufsicht des Vormundschaftsgerichts be­
freit. 

§ 25 

Verwaltung des Mündelvermägens 

(1) Die Kasse des örtlichen Trägers besorgt die Kassen­
und Rechnungsgeschäfte für die Amtsvormundschaften 
und -pflegschaften. Sie muss sicherstellen, dass das Ver­
mögen des einzelnen Mündels jederzeit festgestellt wer­
den kann. 

(2) Die Verwaltung der Mündelvermögen ist unbescha­
det einer Eigenprüfung in entsprechender Anwendung 
der Vorschriften über die Aufsichtsprüfung der Gemein­
den zu prüfen. 

§26 

Zusammenarbeit von Jugendamt und Polizei 

(1) Das Jugendamt berät und unterstützt die Polizei­
behörden und den Polizeivollzugsdienst (Polizei) bei der 
Wahrnehmung von Aufgaben zum Schutze Minderjähri-

ger und bei der vorbeugenden Bekämpfung der Sucht­
mittelabhängigkeit und der Jugendkriminalität. Die Poli­
zei unterrichtet das Jugendamt in allen Fällen, in denen 
Maßnahmen zum Schutze Minderjähriger erforderlich 
erscheinen. Jugendamt und Polizei sollen dabei partner­
schaftlieh zusammenarbeiten. 

(2) Die Polizei leistet in den Fällen der §§ 42 und 43 
SGB VIII Vollzugshilfe auf Ersuchen des Jugendamts. 

§27 

Überwachung der Vorschriften zum Schutze der Jugend 

(1) Die zuständigen Behörden und der Polizeivollzugs­
dienst haben die Einhaltung der Vorschriften des Jugend­
schutzgesetzes zu überwachen. Die Bediensteten dieser 
Stellen sind befugt, die Räume der in Absatz 3 näher be­
zeichneten Betriebe während der Arbeits-, Betriebs- oder 
Geschäftszeit zu betreten, dort Prüfungen und Besichti­
gungen vorzunehmen und in die geschäftlichen Unterla­
gen Einsicht zu nehmen. Das Grundrecht der Unverletz­
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs.l des Grundgeset­
zes) wird insoweit eingeschränkt. 

(2) Ist eine Prüfung von Trägermedien in den Räumen 
des Betriebs nicht oder nur unter erheblichen Schwierig­
keiten möglich, sind der Inhaber und die in den Räumen 
beschäftigten Personen verpflichtet, die Trägermedien 
den Bediensteten der in Absatz 1 genannten Stellen zur 
Prüfung außerhalb der Räume des Betriebs auszuhän­
digen. Auf Verlangen ist darüber eine Bescheinigung zu 
erteilen. Die Trägermedien sollen spätestens nach drei 
Tagen zurückgegeben werden, wenn nicht nach anderen 
Vorschriften eine Beschlagnahme angeordnet oder bean­
tragt worden ist. 

(3) Der Überwachung nach den Absätzen 1 und 2 unter­
liegen Betriebe, die geschäftsmäßig Trägermedien 

1. verbreiten, 

2. öffentlich ausstellen, anschlagen, vorführen oder sonst 
zugänglich machen oder 

3. herstellen, beziehen, liefern, vorrätig halten, anbieten, 
ankündigen oder anpreisen. 

(4) Zuständiger Träger der Jugendhilfe nach § 19 Abs. 3 
Nr.4 des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages ist die 
für den Jugendschutz zuständige oberste Landesjugend­
behörde. 

§ 28 

Zuschüsse für Schulen an anerkannten Heime11 
für Minderjährige und Berufsbildungswerken 

(1) Sind anerkannten Heimen gemeinnütziger Träger der 
freien Jugendhilfe oder Berufsbildungswerken von der 
zuständigen Schulaufsichtsbehörde genehmigte Schulen 
angegliedert, erhalten die Träger dieser Einrichtungen 
die Personalkosten für den Schulleiter und die anerkann-
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ten wissenschaftlichen und technischen Lehrer ein­
schließlich der anerkannten Ausbilder vom Land als Zu­
schuss. 

(2) Ein Heim wird anerkannt, wenn es 

1. für die Heimerziehung Minderjähriger, denen Hilfe 
zur Erziehung nach § 34 SGB VIII gewährt wird, 

2. für die Erziehung und Pflege geistig, körperlich oder 
seelisch behinderter Mindetjähriger 

notwendig und geeignet ist und im Wesentlichen hierfür 
in Anspruch genommen wird. Über die Anerkennung 
entscheidet das Landesjugendamt im Benehmen mit der 
oberen Schulaufsichtsbehörde. Die Anerkennung ist zu 
widerrufen, wenn eine der Voraussetzungen nicht nur 
kurzfristig wegfällt. 

(3) Der Zuschuss richtet sich nach der Höhe des tatsäch­
lichen Aufwands, höchstens jedoch nach den Beträgen, 
die sich bei Anwendung der im öffentlichen Dienst gel­
tenden Bestimmungen ergeben würden, und wird für 
höchstens so viele Kräfte gewährt, wie an einer entspre­
chenden staatlichen Einrichtung angestellt wären. Wer­
den Empfänger beamtenrechtlicher Versorgung beschäf­
tigt, wird als zuschussfähiger Aufwand höchstens der 
Unterschied zwischen den Versorgungsbezügen und der 
Höchstgrenze des § 53 des Beamtenversorgungsgesetzes 
berücksichtigt. Der Zuschuss wird vom ersten Tag des 
Antragsmonats, frühestens vom Tag der Einstellung ab, 
gewährt. 

(4) Nähere Vorschriften über die Berechnung und Aus­
zahlung des Zuschusses kann das Sozialministerium im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium und dem 
Kultusministerium dnrch Rechtsverordnung erlassen. 

(5) Im Übrigen finden die Vorschriften der §§ 103, 104 
und 106 des Schulgesetzes Anwendung. 

6. AB SCHNITT 

Übergangsvorschriften 

§ 29 

Zuständigkeit für Maßnahmen der Frühfärderung 

Abweichend von § 10 Abs. 2 Satz 2 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch gehen bei Maßnahmen der Frühför­
derung für Kinder, die behindert oder von Behinderung 
bedroht sind, Leistungen des Trägers der Sozialhilfe 
nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch den Leistun­
gen nach dem Achten Buch Sozialgesetzbucb vor. 

§ 30 

Übergangs regelung 

Der Landesjugendhilfeausschuss kann nach Verkündung 
dieses Gesetzes und der Satzung für das Landesjugen­
damt gebildet werden. 

Bekanntmachung der Neufassung des 
Landtagswahlgesetzes 

Vom 15. April 2005 

Auf Grund von Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des 
Landtagswahlgesetzes vom 20. Dezember 2004 (GBl. 
2005 S. 76) wird nachstehend der Wortlaut des Landtags­
wahlgesetzes in der sich aus 

1. der Bekanntmachung der Neufassung des Landtags­
wahlgesetzes vom 6. September 1983 (GBl. S. 509), 

2. dem Gesetz zur Änderung des Landtagswahlgesetzes 
vom 15. Oktober 1990 (GBl. S. 293), 

3. Artikel I des Gesetzes zur Änderung des Landtags­
wahlgesetzes, der Gemeindeordnung und der Land­
kreisordnung vom 18. Februar 1991 (GBl. S. 85), 

4. der Bekanntmachung einer teilweisen Neufassung der 
Anlage zu § 5 Abs. I Satz 2 des Landtagswahlgesetzes 
(Wahlkreiseinteilung) vom 22. November 1994 (GBl. 
S.647), 

5. dem Gesetz zur Änderung des Landtagswahlgesetzes 
vom 3. Juli 1995 (GBL S. 509), 

6. der Bekanntmachung einer teilweisen Neufassung der 
Anlage zu § 5 Abs. 1 Satz 2 des Landtagswahlgesetzes 
(Wahlkreiseinteilung) vom 18.Januar 1996 (GBL 
S.133), 

7. Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Landtags­
wahlgesetzes und der Landeswahlordnung vom 
12. Februar 1996 (GBL S. 94), 

8. dem Gesetz zur Änderung des Landtagswahlgesetzes 
vom 20. Dezember 2004 (GBl. 2005 S. 76) und 

9. der Bekanntmachung einer teil weisen Neufassung der 
Anlage zu § 5 Abs.l Satz 2 des Landtagswahlgesetzes 
(Wahlkreiseinteilung) vom 9. Februar 2005 (GBL 
S.166) 

ergebenden Fassung bekannt gemacht. 

STUTTGART, den 15. April 2005 Innenministerium 
RECH 

Gesetz über die Landtagswahlen 

(Landtagswahlgesetz - LWG) 
in der Fassung vom 15. April 2005 
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Anlage zu § 5 Abs. 1 Satz 2 (Einteilung des Landes in Wahlkreise 
für die Wahlen zum Landtag von Baden·Württemberg) 

1. ABSCHNITT 

WahJsystem 

§ 1 

Zahl der Abgeordneten und Art der Wahl 

(1) Der Landtag setzt sich aus mindestens 120 Abge­
ordneten zusammen, die in 70 Wahlkreisen nach Wahl­
vorschlägen von Parteien oder von Wahlberechtigten für 
Einzelbewerber gewählt werden. 

(2) Parteien können in jedem Wahlkreis einen Bewerber 
und einen Ersatzbewerber vorschlagen. Ein Einzelbe­
werber kann nur in einem Wahlkreis vorgeschlagen wer­
den. 

(3) Jeder Wähler hat eine Stimme. Die Summe der Stim­
menzahlen der Bewerber einer Partei in den Wahlkreisen 
ergibt die Gesamtstimmenzahl der Partei im Land. 

§2 

Verteilung der Abgeordnetensitze 

(1) 120 Abgeordnetensitze werden auf die Parteien im 
Verhältnis ihrer Gesamtstimmenzahlen im Land nach 
dem d'Hondtschen Hächstzahlverfahren verteilt. Par­
teien, die weniger als 5 Prozent der im Land abgege­
benen gültigen Stimmen erreicht haben, werden hierbei 
nicht berücksichtigt. Haben Parteien mit einem gerin­
geren Stimmenanteil als 5 Pr07.ent oder Einzelbewerber 
Sitze nach Absatz 3 Satz I erlangt, so werden entspre­
chend weniger Sitze verteilt. 

(2) Die jeder Partei im Land zustehenden Sitze wer­
den auf die Regierungsbezirke im Verhältnis der von ihr 
dort erreichten Stimmenzahlen nach dem d'Hondtschen 
Hächstzahlverfahren verteilt. 

(3) In jedem Wahlkreis ist der Bewerber gewählt, der die 
meisten Stimmen erreicht hat. Stehen einer Partei nach 
Absatz 2 in einem Regierungsbezirk mehr Sitze zu, als 
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ihre Bewerber dort erlangt haben, so werden die weiteren 
Sitze ihren nicht nach Satz I gewählten Bewerbern in 
diesem Regierungsbezirk in der Reihenfolge der Höhe 
ihrer Stimmenzahlen in den Wahlkreisen zugeteilt. 

(4) Erlangt eine Partei in einem Regierungsbezirk nach 
Absatz 3 Satz I mehr Sitze, als ihr dort nach Absatz 2 
zustehen, so erhöht sich die Zahl der auf den Regierungs­
bezirk insgesamt entfallenden Sitze um so viele, als 
erforderlich sind, um unter Einbeziehung der Mehrsitze 
die Sitzverteilung im Regierungsbezirk im Verhältnis der 
von den Parteien dort erreichten Stimmenzahlen nach 
dem d'Hondtschen Höchstzahlverfahren zu gewährleis­
ten; die Zahl der Abgeordneten erhöht sich über 120 hin­
aus entsprechend. Bei gleicher Höchstzahl fallt der letzte 
Sitz an die Partei, die Mehrsitze erlangt hat. Für die Zu­
teilung der weiteren Sitze gilt Absatz 3 Satz 2 entspre­
chend. 

(5) Stehen einer Partei in einem Regierungsbezirk nach 
Absatz 2 oder nach Absatz 4 mehr Sitze zu, als sie dort 
Bewerber hat, so werden die weiteren Sitze den Ersatz­
bewerbern im Regierungsbezirk in der Reihenfolge der 
Höhe der Stimmenzahlen der Bewerber in den Wahlkrei­
sen zugeteilt. 

(6) Bei gleichen Stimmenzahlen entscheidet im Fall 
des Absatzes 3 Satz 1 das vom Kreiswahlleiter, in den 
übrigen Fällen und bei gleichen Höchstzahlen das vom 
Landeswahlleiter zu ,iehende Los. Absatz 4 Satz 2 bleibt 
unberührt. 

(7) Sitze, die nach den vorstehenden Bestimmungen 
nicht verteilt werden können, bleiben auch dann unbe­
setzt, wenn dadurch die Zahl der Abgeordneten 120 nicht 
erreicht. 

§3 

Verbot der Verbindung von Wahlvorschlägen 

Die Verbindung von Wahlvorschlägen mehrerer Parteien 
und die Aufstellung gemeinsamer Wahlvorschläge ist 
nicht zulässig. 

2. ABSCHNITT 

Gliederung desWahlgebiets 

§4 

Wahlgebiet 

Wahlgebiet ist das Land. Es gliedert sich in Wahlkreise 
und Wahlbezirke. 

§5 

Wahlkreise 

(1) Das Wahlgebiet wird in die Wahlkreise I bis 70 ein­
geteilt. Die Wahlkreise ergeben sich aus der Anlage zu 
diesem Gesetz. 

(2) Werden Grenzen von Gemeinden oder Landkreisen 
geändert, so ändern sich entsprechend die Grenzen der 
betroffenen Wahlkreise. Bei der Neubildung einer Ge­
meinde aus Gemeinden oder Teilen von Gemeinden eines 
Landkreises, die zu verschiedenen Wahlkreisen gehören, 
fällt die neue Gemeinde dem nach der Einwohnerzahl 
kleineren Wahlkreis zu. Sätze I und 2 gelten nicht für 
Grenzänderungen, die später als sechs Monate vor dem 
Wahltag rechtswirksam werden. 

(3) Das Innenministerium wird ermächtigt, die Anlage 
zu diesem Gesetz erneut ganz oder teilweise bekannt zu 
machen, wenn sich Wahlkreise nach Absatz 2 ändern 
oder wenn die Beschreibung des Gebiets eines Wahlkrei­
ses oder der Name eines Wahlkreises sonst unrichtig ge­
worden ist. 

§6 

Wahlbezirke 

Jede Gemeinde bildet mindestens einen Wahlbezirk; in 
größeren Gemeinden sind mehrere Wahlbezirke zu bil­
den. Das Nähere über die Bildung der Wahlbezirke und 
ihre öffentliche Bekanntmachung bestimmt die Wahlord­
nung. Sie kann auch Bestimmungen über die Einrichtung 
von Sonderwahlbezirken treffen, in denen nur mit Wahl­
schein gewählt werden kann. 

3. ABSCHNITT 

Wahlrecht und Wählbarkeit 

§7 

Wahlrecht 

(1) Wahlberechtigt sind alle Deutschen im Sinne von 
Artikel 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die am Wahltag 

1. das 18. Lebensjahr vollendet haben, 

2. seit mindestens drei Monaten in Baden-Württemberg 
ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre Haupt­
wohnung haben oder sich sonst gewöhnlich aufhalten 
und 

3. nicht vom Wahh'echt ausgeschlossen sind (Absatz 2). 

Bei der Berechnung der Dreimonatsfrist nach Satz 1 
Nr. 2 ist der Tag der Wohnungs- oder Aufenthaltsnahme 
in die Frist einzubeziehen. 

(2) Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist, 

1. wer infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt 
oder 

2. wem zur Besorgung aller seiner Angelegenheiten ein 
Betreuer nicht nur durch einstweilige Anordnung be­
stellt ist; dies gilt auch, wenn der Aufgabenkreis des 
Betreuers die in § 1896 Abs.4 und § 1905 des Bürger­
lichen Gesetzbuchs bezeichneten Angelegenheiten 
nicht erfasst. 
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§8 

Ausübung des Wahlrechts 

(1) Ein Wahlberechtigter kann sein Wahlrecht nur aus­
üben, wenn er in ein Wählerverzeichnis (§ 21) eingetra­
gen ist oder einen Wahlschein (§ 22) hat. 

(2) Wer in ein Wählerverzeichnis eingetragen ist, kann 
durch persönliche Stimmabgabe in dem Wahlbezirk 
wählen, in dessen Wählerverzeichnis er geführt wird. 
Wer einen Wahlschein hat, kann innerhalb des Wahlkrei­
ses, in dem der Wahlschein ausgestellt ist, 

1. durch persönliche Stimmabgabe in einem beliebigen 
Wahlbezirk dieses Wahlkreises oder 

2. durch Briefwahl 

wählen. 

§9 

Wählbarkeit 

(1) Wählbar ist jeder Wahlberechtigte. 

(2) Von der Wählbarkeit ist ausgeschlossen, wer infolge 
Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt. 

4. ABSCHNITT 

Wahlorgane 

§10 

Gliederung der Wahlorgane 

(I) Wahlorgane sind 

1. der Landeswahlleiter und der Landeswahlausschuss 
für das gesamte Wahlgebiet, 

2. ein Kreiswahlleiter und ein Kreiswahlausschuss für 
jeden Wahlkreis, 

3. ein Wahlvorsteher und ein Wahlvorstand für jeden 
Wahlbezirk und 

4. mindestens ein Wahlvorsteher und ein Wahlvorstand 
für die Briefwahl (Briefwahlvorstand) für jeden Wahl­
kreis. 

(2) Der Kreiswahlleiter kann anordnen. dass Briefwahl­
vorstände statt für den Wahlkreis für einzelne oder meh­
rere Gemeinden einzusetzen sind. 

(3) Wie viele Briefwahlvorstände einzusetzen sind, be­
stimmt der Kreiswahlleiter. 

(4) Das Nähere über die Einsetzung der Briefwahlvor­
stände bestimmt die Wahlordnung. 

§ll 

umdeswahlleiter und Landeswahlausschuss 

(1) Der Landeswahlleiter und der Landeswahlausschuss 
haben ihren Sitz in Stuttgart. 

(2) Der Landeswahlleiter und sein Stellvertreter werden 
vom hmenministerium berufen. 

(3) Der Landeswahlausschuss besteht aus dem Landes­
wahlleiter als Vorsitzendem und vier bis zehn vom In­
nenministerium zu berufenden Beisitzern. Die Zahl der 
Beisitzer bestimmt das Innenministerium. Für jeden Bei­
sitzer ist ein Stellvertreter zu berufen. Bei der Berufung 
der Beisitzer sollen die im Land bestehenden Parteien 
angemessen berücksichtigt werden. 

(4) Das Innenministerium macht die Berufung des Lan­
deswahlleiters und seines Stellvertreters und die Bestel­
lung des Landeswahlausschusses im Staatsanzeiger für 
Baden-Württemberg bekannt. Es stellt die erforderlichen 
Hilfskräfte und Hilfsmittel zur Verfügung. 

§ 12 

Kreiswahllei/er und Kreiswahlausschüsse 

(1) Der Sitz der Kreiswahlleiter und der Kreiswahl­
ausschüsse wird vom Innenministerium bestimmt. 

(2) Die Kreiswahlleiter und ihre Stellvertreter werden 
vom Innenministerium berufen. 

(3) Die Kreiswahlausschüsse bestehen aus dem Kreis­
wahlleiter als Vorsitzendem und vier bis sieben vom 
Kreiswahlleiter zu berufenden Beisitzern. Die Zahl der 
Beisitzer bestimmt der Kreiswahlleiter. Für jeden Bei­
sitzer ist ein Stellvertreter zu berufen. Bei der Beru­
fung der Beisitzer sollen die im Wahlkreis bestehenden 
Parteien angemessen berücksichtigt werden. Besteht der 
Wahlkreis aus mehreren Landkreisen, Stadtkreisen oder 
Teilen von solchen, so sollen die einzelnen Gebiete, aus 
denen sich der Wahlkreis zusammensetzt, nach Möglich­
keit berücksichtigt werden. 

(4) Das Innenministerium macht die Berufung der Kreis­
wahlleiter und ihrer Stellvertreter im Staatsanzeiger 
für Baden-Württemberg. die Kreiswahlleiter machen die 
Bestellung des Kreiswahlausschusses wie die amtlichen 
Veröffentlichungen der Stadt- oder Landkreise im Wahl­
kreis bekannt. Die Landkreise und Stadtkreise sind ver­
pflichtet, die erforderlichen Hilfskräfte und Hilfsmittel 
zur Verfügung zu stellen. 

§ 13 

Wahlvorsteher und Wahlvorstände 

(1) Die Wahlvorsteher und ihre Stellvertreter werden 
vom Bürgermeister berufen. 

(2) Die Wahlvorstände bestehen aus dem Wahlvorsteher 
als Vorsitzendem, seinem Stellvertreter und weiteren drei 
bis sieben vom Bürgermeister zu berufenden Wahlbe­
rechtigten als Beisitzern, Die in der Gemeinde bestehen­
den Parteien sollen angemessen berücksichtigt werden. 

(3) Die Gemeinden sind verpflichtet, die erforderlichen 
Hilfskräfte und Hilfsmittel zur Verfügung zu stellen. 
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(4) Die Gemeinden sind befugt, personenbezogene 
Daten von Wahlberechtigten zum Zweck ihrer Berufung 
zu Mitgliedern von Wahlvorständen zu erheben und wei­
ter zu verarbeiten. Zu diesem Zweck dürfen personen­
bezogene Daten von Wahlberechtigten, die zur Tätigkeit 
in Wahlvorständen geeignet sind, auch für künftige 
Wahlen verarbeitet werden, sofern der Betroffene der 
Verarbeitung nicht widersprochen hat. Der Betroffene ist 
über das Widersprnchsrecht zu unterrichten. Im Einzel­
nen dürfen Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, 
Telefonnummern, Zahl der Berufungen zu einem Mit­
glied der Wahlvorstände und die dabei ausgeübte Funk­
tion erhoben und weiter verarbeitet werden. 

(5) Auf Ersuchen der Gemeinden sind zur Sicherstellung 
der Wahldurchführung die Behörden des Landes, der 
Gemeinden, der Landkreise sowie der sonstigen der 
Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Perso­
nen des öffentlichen Rechts verpflichtet, aus dem Kreis 
ihrer Bediensteten unter Angabe von Name, Vorname, 
Geburtsdatum und Anschrift zum Zweck der Berufung 
als Mitglieder der Wahlvorstände Personen zu benennen, 
die im Gebiet der ersuchenden Gemeinde wohnen. Die 
ersuchte Stelle hat den Betroffenen über die übermittel­
ten Daten und den Empfänger zu benachrichtigen. 

§ 14 

Wahlvorsteher und Briefwahlvorstände 

(1) Die Briefwahlvorstände haben ihren Sitz am Sitz des 
Kreiswahlleiters, wenn dieser nichts anderes bestimmt. 

(2) Die Wahlvorsteher für die Briefwahl, ihre Stellvertre­
ter und die weiteren Beisitzer des Briefwahlvorstands 
werden, wenn nach § 10 Abs.2 für eine einzelne Ge­
meinde ein oder mehrere Briefwahlvorstände einzuset­
zen sind, vom Bürgermeister dieser Gemeinde, im Übri­
gen vom Kreiswahlleiter berufen. 

(3) Für die Zusammensetzung der Briefwahlvorstände 
gilt § 13 Abs. 2 entsprechend. 

(4) Sind nach § 10 Abs. 2 für einzelne oder für mehrere 
Gemeinden Briefwahlvorstände eingesetzt, sind die 
Gemeinden, im Übrigen die Landkreise verpflichtet, die 
erforderlichen Hilfskräfte und Hilfsmittel zur Verfügung 
zu stellen. 

§ 15 

Mitgliedschaft in Wahlorganen 

(1) Zu Mitgliedern der Wahlausschüsse und Wahlvor­
stände dürfen nur Wahlberechtigte berufen werden. Sie 
sollen in dem Gebiet wahlberechtigt sein, für das der 
Wahlausschuss oder Wahlvorstand bestellt wird. 

(2) Niemand darf in mehr als einem Wahlorgan Mitglied 
sein. Wahlbewerber und Vertrauensleute für Wahlvor­
schläge dürfen nicht zu Mitgliedern eines Wahlorgans 
berufen werden. 

§ 16 

Tätigkeit der Wahlausschüsse und Wahlvorstände 

(1) Die Wahlausschüsse und Wahlvorstände verhandeln 
und entscheiden in öffentlicher Sitzung. Bei den Ab­
stimmungen entscheidet Stimmenmehrheit; bei Stim­
mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den 
Ausschlag. 

(2) Die Mitglieder der Wahlorgane, ihre Stellvertreter 
und die Schriftführer sind zur unparteiischen Wahr­
nehmung ihres Amts und zur Verschwiegenheit über die 
ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen 
Angelegenheiten verpflichtet. 

(3) Das Nähere über die öffentliche Bekanntmachung der 
Sitzungen der Wahlausschüsse und Wahl vorstände sowie 
über deren Verfahren bestimmt die Wahlordnung. 

§ 17 

Ehrenämter 

(1) Die Beisitzer der Wahlausschüsse und die Mitglieder 
der Wahlvorstände üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. 
Zur Übernahme dieses Ehrenamts ist jeder Wahlberech­
tigte verpflichtet. Das Ehrenamt darf nur aus wichtigem 
Grund abgelehnt werden. Das Nähere hierüber sowie 
über die reisekostenrechtliche Entschädigung und die 
Gewährung eines Zehrgelds bestimmt die Wahlordnung. 

(2) Den Beisitzern der Wahlausschüsse und den Mitglie­
dern der Wahlvorstände kann Ersatz für Sachschäden, 
die sie bei Ausübung ihres Ehrenamts erlitten haben, 
nach den für Ehrenbeamte geltenden Bestimmungen ge­
währt werden; ein zugleich erlittener Körperschaden 
schließt eine Ersatzleistung nicht aus. 

§ 18 

Amtsdauer und Beschlussfähigkeit der 
Wahlausschüsse und Wahlvorstände 

(1) Die Wahlausschüsse bestehen auch nach der Haupt­
wahl fort, längstens bis zum Ablauf der Wahlperiode. 

(2) Mitglieder der Wahlausschüsse und der Wahlvor­
stände können aus wichtigem Grund entpflichtet oder er­
setzt werden. 

(3) Die Wahlausschüsse sind ohne Rücksicht auf die 
Zahl der erschienenen Beisitzer beschlussfähig. 

(4) Die Wahlvorstände sind beschlussfähig 

1. während der Wahlhandlung, wenn mindestens drei 
Mitglieder, und 

2. bei der Feststellung des Wahlergebnisses, wenn min-
destens fünf Mitglieder, 

darunter jeweils der Wahlvorsteher und der von ihm 
aus den Beisitzern bestellte Schriftführer oder ihre Stell­
vertreter, anwesend sind. Fehlende Beisitzer sind vom 
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Wahlvorsteher durch Wahlberechtigte zu ersetzen, wenn 
dies zur Herstellung der Beschlussfähigkeit des Wahl­
vorstands erforderlich ist. 

5. ABSCHNITT 

Vorbereitung der Wahl 

§ 19 

Wahltag 

Die Regierung bestimmt den Wahltag und gibt ihn im 
Staats anzeiger für Baden-Württemberg bekannt. Der 
Wahltag ist auf einen Sonntag festzusetzen. 

§ 20 

Mitwirkung der Landkreise, Gemeinden und 
des Statistischen Landesamts 

(I) Die Landkreise und Gemeinden sind zur Mitwirkung 
bei der Vorbereitung und Durchführung der Wahl nach 
Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften verpflichtet. Das 
Innenministerium kann den Landkreisen und Gemeinden 
Weisungen erteilen. 

(2) Dem Statistischen Landesamt obliegt insbesondere 
die technische Vorbereitung der Wahldatenübermittlung, 
die technische Ermittlung des vorläufigen und endgül­
tigen Wahlergebnisses, die Wahlstatistik nach § 60, die 
Berechnung des Wahlkostenersatzes, die rechnerische 
Unterstützung bei Wahlprüfungsverfahren sowie bei Än­
derungen der Wahlkreiseinteilung und des Wahlsystems. 

§ 21 

Wählerverzeichnisse 

(1) Die Aufstellung der Wählerverzeichnisse obliegt den 
Gemeinden. Sie führen für jeden Wahlbezirk ein Wähler­
verzeichnis. 

(2) In die Wählerverzeichnisse einer Gemeinde sind alle 
Personen einzutragen, die voraussichtlich am WahItag 
das Wahlrecht und in der Gemeinde ihre Wohnung, bei 
mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung haben oder 
sich dort sonst gewöhnlich aufhalten. 

(3) Jeder Wahlberechtigte hat das Recht, an den Werk­
tagen vom 20. bis zum 16. Tag vor der Wahl während der 
allgemeinen Öffnungszeiten die Richtigkeit und Voll­
ständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis 
eingetragenen Daten zu überprüfen. Um innerhalb dieses 
Zeitraums die Daten von anderen im Wählerverzeichnis 
eingetragenen Personen zu überprüfen, müssen Wahlbe­
rechtigte Tatsachen glaubhaft machen, aus denen sich 
eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wähler­
verzeichnisses ergeben kann; die Daten von Wahlberech­
tigten, für die im Melderegister eine Auskunftssperre 
nach § 33 Abs. I des Meldegesetzes besteht, dürfen nicht 
eingesehen und überprüft werden. 

(4) Jeder Wahlberechtigte, der ein Wählerverzeichnis für 
unrichtig oder unvollständig hält, kann innerhalb der 
Einsichtsfrist beim Bürgermeister Einspruch einlegen. 
Über den Einspruch entscheidet der Bürgermeister. Ge­
gen seine Entscheidung kann binnen zwei Tagen nach 
ihrer Zustellung Beschwerde an den Kreiswahlleiter er­
hoben werden. Der Kreiswahlleiter entscheidet spätes­
tens am vierten Tag vor der Wahl über die Beschwerde. 

(5) Das Nähere über die Aufstellung, die Berichtigung 
und den Abschluss der Wählerverzeichnisse, über die 
Einsichtnahme sowie über das Einspruchs- und Be­
schwerdeverfahren bestimmt die Wahlordnung. 

§ 22 

Wahlscheine 

(1) Ein Wahlberechtigter, der verhindert ist, in dem 
Wahlbezirk zu wählen, in dessen Wählerverzeichnis er 
eingetragen ist, oder der aus einem von ihm nicht zu ver­
tretenden Grund in das Wählerverzeichnis nicht eingetra­
gen ist, erhält auf Antrag einen Wahlschein. 

(2) Bei Versagung eines Wahlscheins gilt § 21 Abs.4 
Sätze 2 bis 4 entsprechend. 

(3) Das Nähere über die Voraussetzungen für die Erteilung 
und Ausgabe der Wahlscheine und Briefwahlunterlagen 
sowie über das Einspruchs- und Beschwerdeverfahren be­
stimmt die Wahlordnung. Sie kann für besondere Fälle zu­
lassen, dass Wahlscheine von Amts wegen erteilt werden. 

§ 23 

Wahlräume und deren Ausstattung 

(1) Die Gemeinden haben für die Bereitstellung und 
Ausstattung der WahIräume zu sorgen nnd das erforder­
liche Bedienungspersonal zu stellen. 

(2) Das Nähere über die Lage, die Ausstattung der Wahl­
räume und die Beschaffung der Stimmzettel und Wahl­
umschläge bestimmt die Wahlordnung. 

6. ABSCHNITT 

Wahlvorschläge 

§24 

Aufstellung von Wahlbewerbem und U11Iel'zeichnung 
der Wahlvorschläge 

(1) Parteien müssen ihre Bewerber in einer Versammlung 
ihrer wahlberechtigten Mitglieder im Wahlkreis (Mit­
gliederversammlung) oder in einer Versammlung der 
von diesen nicht früher als 18 Monate vor Ablauf der 
Wahlperiode aus ihrer Mitte gewählten Vertreter (Vertre­
terversammlung) in den letzten 15 Monaten vor Ablauf 
der Wahlperiode in geheimer Wahl aufstellen. Jeder 
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stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist hier­
bei vorschlags berechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit 
zu geben, sich und ihr Programm der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. In Stadtkreisen, die 
mehrere ganze Wahlkreise umfassen, können die Bewer­
ber für diese Wahlkreise in einer gemeinsamen Mitglie­
der- oder Vertreterversammlung aufgestellt werden. 

(2) Wahlvorschläge von Parteien müssen von dem Vor­
stand des Landesverbands oder, wenn Landesverbände 
nicht bestehen, von den Vorständen der nächstniedrigen 
Gebietsverbände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, 
unterzeichnet sein. Parteien, die während der letzten 
Wahlperiode im Landtag nicht vertreten waren, bedürfen 
für ihre Wahlvorschläge außerdem der Unterschriften 
von mindestens 150 Wahlberechtigten des Wahlkreises. 
Wahlvorschläge für Einzelbewerber müssen von mindes­
tens 150 Wahlberechtigten des Wahlkreises unterzeich­
net sein. Die Unterschriften müssen jeweils persönlich 
und handschriftlich geleistet werden. Die Wahlberech­
tigung der Unterzeichner ist in den Fällen der Sätze 2 
und 3 bei Einreichung des Wahlvorschlags, spätestens 
bis zum Ablauf der Einreichungsfrist, nachzuweisen. 

(3) Die einen Wahlvorschlag unterzeichnenden Wahlbe­
rechtigten können nicht zugleich andere Wahlvorschläge 
unterzeichnen. 

(4) Parteien müssen nachweisen, dass sie ihre Bewerber 
nach den Vorschriften des Absatzes 1 und satzungs­
gemäß aufgestellt haben. In einen Wahlvorschlag dürfen 
nur Bewerber aufgenommen werden, die hierzu schrift­
lich ihre Zustimmung erteilt haben. Die Zustimmung ist 
unwiderruflich. 

(5) Das Nähere über die Unterzeichnung der Wahlvor­
schläge und über den Nachweis der ordnungsmäßigen 
Aufstellung der Bewerber bestimmt die Wahlordnung. 

§ 25 

Inhalt der Wahlvorschläge 

(1) Bewerber und Ersatzbewerber einer Partei können 
höchstens in zwei Wahlkreisen vorgeschlagen werden. 
Niemand darf in einem Wahlkreis in verschiedenen 
Wahlvorschlägen vorgeschlagen werden. 

(2) Das Nähere über Form und Inhalt der Wahlvor­
schläge bestimmt die Wahlordnung. Sie kann für Wahl­
vorschläge für Einzelbewerber vorschreiben, dass sie ein 
Kennwort enthalten müssen. 

§ 26 

Einreichung der Wahlvorschläge 

(1) Wahlvorschläge müssen spätestens am 59. Tag vor 
der Wahl bis 18 Uhr beim zuständigen Kreiswahlleiter 
schriftlich eingereicht werden. 

(2) Das Nähere über die einzureichenden Nachweise 
und deren Form und Inhalt sowie über die Zuständigkeit 

für die Ausstellung von Wahlrechtsbescheinigungen und 
Wählbarkeitsbescheinigungen bestimmt die Wahlord­
nung. 

§ 27 

Vertrauensleute 

(1) In jedem Wahlvorschlag sollen zwei Vertrauensleute 
bezeichnet werden. Sind keine Vertrauensleute benannt, 
gelten die bei den ersten Unterzeichner des Wahlvor­
schlags als Vertrauensleute. 

(2) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, 
sind nur die Vertrauensleute, jeder für sich, berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben 
und Erklärungen von Wahlorganen entgegenzunehmen. 

(3) Die Vertrauensleute können durch schriftliche Er­
klärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvor­
schlags an den Kreiswahlleiter abberufen und durch an­
dere ersetzt werden. 

§ 28 

Zurücknahme und Änderung von Wahlvorschlägen 

(1) Ein Wahlvorschlag kann bis zum Ablauf der Einrei­
chungsfrist durch gemeinsame schriftliche Erklärung der 
Vertrauensleute zurückgenommen oder geändert werden. 
Die Vorschriften über die Aufstellung der Bewerber, 
die Unterzeichnung des Wahlvorschlags und die Beibrin­
gung von weiteren Unterschriften bleiben unberührt. 

(2) Nach Ablauf der Einreichungsfrist gilt Absatz 1 Satz 
1 entsprechend mit der Maßgabe, dass eine Zurück­
nahme oder Änderung nur bis zur Entscheidung über die 
Zulassung des Wahlvorschlags zulässig ist, eine Ände­
rung ferner nur dann, wenn der Bewerber oder Ersatzbe­
werber gestorben ist oder die Wählbarkeit verloren hat. 
Das Verfahren nach § 24 braucht bei einer solchen Ände­
rung nicht eingehalten zu werden; der Unterschriften 
nach § 24 Abs. 2 bedarf es nicht. 

§29 

Beseitigung von Mängeln der Wahlvorschläge 

(1) Der Kreiswahlleiter hat die Wahlvorschläge unver­
züglich nach Eingang zu prüfen. Stellt er bei einem 
Wahlvorschlag Mängel fest, so benachrichtigt er sofort 
die Vertrauensleute und fordert sie auf, behebbare Män­
gel rechtzeitig zu beseitigen. 

(2) Nach Ablauf der Einreichungsfrist können nur noch 
Mängel an sich gültiger Wahlvorschläge behoben wer­
den. Ein Wahlvorschlag ist nicht gültig, wenn 

1. die Form oder Frist des § 26 Abs.l nicht gewahrt ist, 

2. die nach § 24 Abs.2 erforderlichen gültigen Unter­
schriften mit dem Nachweis der Wahlberechtigung 
der Unterzeichner fehlen, es sei denn, der Nachweis 
kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlags-
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berechtigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig er­
bracht werden oder 

3. bei dem Wahlvorschlag einer Partei die Parteibezeich­
nung fehlt oder die Nachweise des § 24 Abs.4 nicht 
erbracht sind. 

Ist der Bewerber oder Ersatzbewerber so mangelhaft 
bezeichnet, dass seine Person nicht feststeht, ist der 
Wahlvorschlag für diesen Bewerber oder Ersatzbewerber 
ungültig. 

(3) Nach der Entscheidung über die Zulassung des Wahl­
vorschlags (§ 30 Abs.l) können Mängel nicht mehr be­
hoben werden. 

§ 30 

Zulassung der Wahlvorschläge 

(1) Der Kreiswahlausschuss entscheidet am 54. Tag vor 
der Wahl über die Zulassung der Wahlvorschläge. 

(2) Der Kreiswahlausschuss hat Wahlvorschläge zurück­
zuweisen, die verspätet eingegangen sind oder den 
Vorschriften dieses Gesetzes oder der auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Wahlordnung nicht entsprechen. 
Beziehen sich die Beanstandungen nur auf einzelne Be­
werber, so sind diese zu streichen. Wird auf einem Wahl­
vorschlag der Bewerber gestrichen und ist ein Ersatzbe­
werber benannt, so tritt der Ersatzbewerber an die Stelle 
des Bewerbers. 

(3) Die Prüfungspflicht des Kreiswahlausschusses er­
streckt sich nur auf die Wahlvorschläge und die zu ihnen 
zu erbringenden Nachweise. Tatsachen, die dem Kreis­
wahlausschuss zuverlässig bekannt oder die offenkundig 
sind, können jedoch von ihm berücksichtigt werden. Das 
Nähere über die Prüfung und Zulassung der Wahlvor­
schläge bestimmt die Wahlordnung. 

§ 31 

Rechtsmittel 

(1) Die Vertrauensleute können gegen Verfügungen der 
Kreiswahlleiter im Mängelbeseitigungsverfahren (§ 29) 
den Kreiswahlausschuss anrufen. 

(2) Weist der Kreiswahlausschuss einen Wahlvor­
schlag ganz oder teilweise zurück, so kann bis 18 Uhr 
des dritten Tags nach der Verkündung der Entscheidung 
Beschwerde an den Landeswahlausschuss erhoben wer­
den. Beschwerdeberechtigt sind die Vertrauensleute des 
zurückgewiesenen Wahlvorschlags, der Landeswahllei­
ter und der Kreiswahlleiter. Der Landeswahlleiter und 
der Kreiswahlleiter können auch gegen die Zulassung 
eines Wahlvorschlags Beschwerde erheben. 

(3) Die Beschwerdeentscheidungen des Landeswahlaus­
schusses müssen spätestens am 44. Tag vor der Wahl er­
gehen. 

(4) Das Nähere über das Verfahren nach Absatz 1 und 
über das Beschwerdeverfahren nach Absatz 3 bestimmt 
die Wahlordnung. 

§ 32 

Bekanntmachung der Wahlvorschläge 

(1) Der Kreiswahlleiter macht die zugelassenen Wahl­
vorschläge wie die amtlichen Veröffentlichungen der 
Stadt- oder Landkreise im Wahlkreis spätestens am 
34. Tag vor der Wahl bekannt. 

(2) Die Reihenfolge der Wahlvorschläge in den Bekannt­
machungen der Kreiswahlleiter richtet sich bei den im 
Landtag vertretenen Parteien nach der Stimmenzahl die­
ser Parteien bei der letzten Landtagswahl. Im Anschluss 
hieran sind sonstige Parteien in der alphabetischen Rei­
henfolge ihrer ausgeschriebenen Parteinamen aufzu­
führen. Sodann folgen die übrigen Wahlvorschläge in der 
Reihenfolge ihres Eingangs beim Kreiswahlleiter. Die 
Wahlvorschläge sind in der angegebenen Reihenfolge 
fortlaufend zu nummerieren. Hat in einem Wahlkreis 
eine in anderen Wahlkreisen vertretene Partei keinen 
Wahlvorschlag eingereicht oder ist ilu' Wahlvorschlag 
zurückgewiesen worden, so fti1lt die Nummer dieser Par­
tei aus. 

7. ABSCHNITT 

Wahlhandluug 

§ 33 

Wahlzeit 

Die Wahl im Wahlbezirk kann am Wahltag von 8 Uhr bis 
18 Uhr ausgeübt werden. Die Wahlordnung kann für be­
sondere Verhältnisse eine andere Festsetzung der Wahl­
zeit zulassen. 

§ 34 

Öffentlichkeit der Wahlhandlun.g 

(1) Die Wahlhandlung ist öffentlich. 

(2) Der Wahlvorstand hat für den geordneten Ablauf der 
Wahlhandlung zu sorgen. Er kann insbesondere Perso­
nen, welche die Ruhe oder Ordnung stören, nach vergeb­
licher Ermahnung aus dem Wahlraum und den Zugängen 
zum Wahlraum verweisen. Ist der Betroffene in das 
Wählerverzeichnis des Wahlbezirks eingetragen oder hat 
er einen Wahlschein, so ist ihm zuvor Gelegenheit zur 
Ausübung des Wahlrechts zu geben. 

§ 35 

Unzulässige Wahlpropaganda und 
Unterschriftensammlung, unzulässige Veröffentlichung 

von Wählerbefragungen 

(1) Während der Wahlzeit sind in und an dem Gebäude, 
in dem sich der Wahlraum befindet, sowie unmittelbar 
vor dem Zugang zu dem Gebäude jede Beeinflussung 
der Wähler durch Wort, Ton, Schrift oder Bild sowie jede 
Unterschriftensarnmlung verboten. 
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(2) Die Veröffentlichung der Ergebnisse von Wähler­
befragungen nach der Stimmabgabe über den Inhalt 
der Wahlentscheidung ist vor Ablauf der Wahlzeit un­
zulässig. 

§ 36 

Wahrung des Wahlgeheimnisses 

Die zur Wahrung des Wahlgeheimnisses erforderlichen 
Vorkehrungen regelt die Wahlordnung. Der Wahlvor­
steher hat die Einhaltung dieser Bestimmungen zu über­
wachen. 

§ 37 

Stimmzettel, Wahlumschläge 

(1) Für die Wahl dürfen nur amtliche Stimmzettel und 
bei der Briefwahl amtliche Umschläge verwendet wer­
den. In Wahlbezirken, in denen die Wahlstatistik nach 
§ 60 Abs. 2 bis 8 durchgeführt wird, werden bei der 
Stimmabgabe im Wahlraum Stimmzettel mit Unterschei­
dungsbezeichnungen nach Geschlecht und Geburts­
jahresgruppen verwendet. 

(2) Auf dem Stimmzettel erhält jeder im Wahlkreis zuge­
lassene Wahlvorschlag eines von mehreren untereinan­
der stehenden waagrechten Feldern. Jedes Feld enthält 

1. die laufende Nummer des Wahlvorschlags, 

2. den Namen, Beruf oder Stand und Wohnort und, so­
weit es zur Vermeidung von Zweifeln über die Person 
erforderlich ist, auch den Geburtstag und Geburtsort 
des aufgestellten Bewerbers und gegebenenfalls des 
Ersatzbewerbers, 

3. bei Wahlvorschlägen von Parteien den Namen der 
Partei, gegebenenfalls unter Beifügung der geführten 
Kurzbezeichnung, bei anderen Wahlvorschlägen die 
Bezeichnung »Einzelbewerber« und 

4. einen ausreichend großen Kreis für die Stimmabgabe 
(§ 38). 

Die Wahlvorschläge sind in der in § 32 Abs. 2 bestimm­
ten Reihenfolge unter der ihnen hiernach zukommenden 
laufenden Nummer aufzuführen. Für ausgefallene Num­
mern sind keine Felder freizulassen. 

(3) Die Wahlordnung kann weitere Bestimmungen über 
Form und Inhalt des Stimmzettels und über die Beschaf­
fenheit der Wahlumschläge treffen. 

(4) Das Innenministerium kann zulassen, dass anstelle 
von Stimmzetteln amtlich zugelassene Stimmenzähl­
geräte verwendet werden. 

§ 38 

Stimmabgabe 

(1) Wer seine Stimme im Wahlraum abgibt, erhält dort 
einen Stimmzettel. Er kann erforderlichenfalls weitere 
Stimmzettel nachfordern. In Wahlbezirken, in denen die 

Wahlstatistik nach § 60 Abs. 2 bis 8 durchgeführt wird, 
ist der Wahlberechtigte verpflichtet, bei der Stimmab­
gabe im Wahlraum Stimmzettel mit Unterscheidungsbe­
zeichnungen nach Geschlecht und Geburtsjahresgruppen 
zu verwenden. 

(2) Der Wahlberechtigte kann seine Stimme nur persön­
lich abgeben. Ein Wahlberechtigter, der nicht lesen kann 
oder wegen einer körperlichen Beeinträchtigung gehin­
dert ist, seine Stimme allein abzugeben, kann sich der 
Hilfe einer Person seines Vertrauens bedienen. 

(3) Der Wahlberechtigte übt sein Wahlrecht in der Weise 
aus, dass er auf dem Stimmzettel in einen der hinter den 
Wahlvorschlägen befindlichen Kreise ein Kreuz einsetzt 
oder durch eine andere Art der Kennzeichnung des 
Stimmzettels eindeutig zu erkennen gibt, für welchen 
Wahlvorschlag er sich entscheiden will. Der so gekenn­
zeichnete Stimmzettel ist in der Weise zu falten, dass die 
Stimmabgabe nicht erkennbar ist, und in die Wahlurne zu 
werfen. 

(4) Über Zweifelsfragen, die sich bei der Stimmabgabe 
im Wahlraum ergeben, entscheidet der Wahlvorstand. 

(5) Bei der Briefwahl hat der Wähler dem auf dem Wahl­
briefumschlag als Empfänger vorgesehenen Kreiswahl­
leiter oder Bürgermeister im Wahlbrief den verschlos­
senen Wahlumschlag, der den Stimmzettel enthält, sowie 
den Wahlschein so rechtzeitig zu übersenden, dass er 
dort spätestens am Wahltag bis 18 Uhr eingeht. Auf dem 
Wahlschein ist durch Unterschrift an Eides statt zu versi­
chern, dass der Wähler den Stimmzettel persönlich oder 
nach Absatz 2 Satz 2 gekennzeichnet hat. 

(6) Im Einzelnen wird der Vorgang der Stimmabgabe und 
die Ausübung der Briefwahl durch die Wahlordnung ge­
regelt. 

8. ABSCHNITT 

Feststellung und Bekanntgabe des Wablergebnisses 

§ 39 

Öffentlichkeit der Ergebnis/es/stellung 

Das Wahlergebnis ist in öffentlicher Sitzung zu ermitteln 
und festzustellen. 

§ 40 

Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk 

(1) Nach Beendigung der Wahlhandlung stellt der Wahl­
vorstand das Wahlergebnis im Wahlbezirk fest. 

(2) Der Wahlvorstand entscheidet über die Gültigkeit der 
abgegebenen Stimmen und über sonstige bei der Fest­
stellung des Wahlergebnisses sich ergebende Fragen. 

(3) Das Nähere über die Feststellung der Wahlergeb­
nisse, ihre Weitermeldung und Bekanntgabe bestimmt 
die Wahlordnung. 
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§ 41 

Feststellung des Briefwahlergebnisses 

(1) Der Briefwahlvorstand stellt nach Beendigung der 
Wahlhandlung das Wahlergebnis aus den ihm zugewiese­
nen Wahlbriefen fest. 

(2) § 40 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 

§42 

Ungültige Stimmen, Zurückweisung von Wahlbriefen 

(1) Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel 

1. nicht amtlich hergestellt oder für einen anderen Wahl­
kreis gültig ist, 

2. keine Kennzeichnung enthält, 

3. den Willen des Wählers nicht zweifelsfrei erkennen 
lässt, 

4. ganz durchgestrichen, durchgerissen oder durchge­
schnitten ist oder 

5. eine Änderung, einen Vorbehalt oder einen beleidigen­
den oder auf die Person des Wählers hinweisenden 
Zusatz enthält oder wenn sich in dem Wahlumschlag 
sonst eine derartige Äußerung befindet. 

Ungültig sind auch Stimmen, wenn der Stimmzettel 
bei der Stimmabgabe im Wahlraum in einem Umschlag 
abgegeben worden ist sowie bei der Briefwahl nicht in 
einem amtlichen Wahlumschlag oder in einem Wahlum­
schlag abgegeben worden ist, der offensichtlich in einer 
das Wahlgeheimnis gefährdenden Weise von den übrigen 
Wahlumschlägen abweicht oder einen deutlich fühlbaren 
Gegenstand enthält, jedoch eine Zurückweisung nach 
Absatz 3 Nr.7 oder 8 nicht erfolgt ist. 

(2) Leer abgegebene Wahlumschläge werden als ungül­
tige Stimmen gewertet. Mehrere in einem Wahlumschlag 
abgegebene Stimmzettel gelten als eine gültige Stimme, 
wenn sie gleich gekennzeichnet sind oder nur einer von 
ihnen gekennzeichnet ist; bei inhaltlich verschiedener 
Kennzeichnung gelten sie als eine ungültige Stimme. 

(3) Bei der Briefwahl sind Wahlbriefe zurückzuweisen, 
wenn 

1. der Wahlbrief nicht rechtzeitig eingegangen ist, 

2. dem Wahlbriefumschlag kein oder kein gültiger Wahl­
schein beiliegt, 

3. dem Wahlbriefumschlag kein Wahlumschlag beiliegt, 

4. weder der Wahlbriefumschlag noch der Wahlumschlag 
verschlossen ist, 

5. der Wahlbriefumschlag mehrere Wahlumschläge, aber 
nicht die gleiche Anzahl gültiger und mit der vorge­
schriebenen Versicherung an Eides statt versehener 
Wahlscheine enthält, 

6. der Wähler oder die Person seines Vertrauens die vor­
geschriebene Versicherung an Eides statt auf dem 
Wahlschein nicht unterschrieben hat, 

7. kein amtlicher Wahlumschlag benutzt worden ist oder 

8. ein Wahlumschlag benutzt worden ist, der offensicht­
lich in einer das Wahlgeheimnis gefährdenden Weise 
von den übrigen abweicht oder einen deutlich fühl­
baren Gegenstand enthält. 

Die Einsender zurückgewiesener Wahlbriefe werden 
nicht als Wähler gezählt; ihre Stimmen gelten als nicht 
abgegeben. 

(4) Die Stimme eines Wählers, der an der Briefwahl 
teilgenommen hat, wird nicht dadurch ungültig, dass er 
vor dem oder am Wahltag stirbt, aus Baden-Württemberg 
verzieht oder sein Wahlrecht nach § 7 Abs. 2 verliert. 

§43 

Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlkreis 

(1) Der Kreiswahlausschuss stellt das Wahlergebnis 
im Wahlkreis fest. Er hat dabei die Feststellungen der 
Wahlvorstände und Briefwahlvorstände nacbzuprüfen. 
Er kann fehlerhafte Entscheidungen abändern; zurück­
gewiesene Wahlbriefe kann er nicht zulassen. 

(2) § 40 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 44 

Feststellung des Wahlergebnisses im Land und 
Sitzverteilung 

(1) Der Landeswahlausschuss ermittelt auf Grund der 
von den Kreiswahlausschüssen getroffenen Feststellun­
gen das Ergebnis der Wahl im Land und stellt es fest. 
Zählfehler kann er berichtigen. Im Übrigen kann er die 
Feststellungen nur ändem, wenn sie offenkundig unrich­
tig sind. 

(2) Auf Grund des von ihm festgestellten Ergebnisses 
beschließt der Landeswahlausschuss über die Sitzver­
teilung und stellt die hiernach gewählten Bewerber fest 
(§ 2). Bewerber, die in zwei Wahlkreisen aufgestellt sind 
(§ 25 Abs.l Satz 1) und in jedem der beiden Wahlkreise 
einen Sitz erlangt haben, gelten in dem Wahlkreis als ge­
wählt, in dem sie den Sitz mit der höchsten Stimmenzahl 
des Wahlkreises (§ 2 Abs. 3 Satz 1) erlangt haben. Trifft 
dies in beiden Wahlkreisen oder in keinem von beiden 
zu, so gelten sie in dem Wahlkreis als gewählt, in dem sie 
die höhere Stimmenzahl erreicht haben. Für den anderen 
Wahlkreis gilt in beiden Fällen § 47 Abs.l entsprechend. 

§ 45 

Bekanntmachung des Wahlergebnisses 

Der Landeswahlleiter macht das vom Landeswahlaus­
schuss festgestellte Ergebnis der Wahl im Land ein­
schließlich der Sitzverteilung und der gewählten Bewer­
ber im Staatsanzeiger für Baden-Württemberg bekannt. 
Er benachrichtigt die gewählten Bewerber von ihrer 
Wahl und fordert sie auf, binnen einer Woche schriftlich 
zu erklären, ob sie die Wahl annehmen. 
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§ 46 

Erwerb der Mitgliedschaft im Landtag 

(1) Die gewählten Bewerber erwerben die Mitgliedschaft 
im Landtag mit dem frist- und formgerechten Eingang 
der Annahmeerklärung auf die Benachrichtigung nach 
§ 45 Satz 2 beim Landeswahlleiter. Geht bis zum Ablauf 
der in § 45 Satz 2 bestimmten Frist beim Landeswahl­
leiter keine oder keine formgerechte Erklärung ein, so 
gilt die Wahl zu diesem Zeitpunkt als angenommen. Eine 
Erklärung unter Vorbehalt gilt als Ablehnung. Annahme­
und Ablehnungserklärungen können nicht widerrufen 
werden. 

(2) Der Landeswahlleiter stellt den Bewerbern, die die 
Wahl angenommen haben oder bei denen die Wahl als 
angenommen gilt, eine Wahlurkunde aus. 

9. ABSCHNITT 

Ausscheiden und Ersatz von Abgeordneten 

§47 

Mandatsnachfolge 

(1) Lehnt ein gewählter Bewerber die Annahme der Wahl 
ab, stirbt er vor der Annahme der Wahl, verliert er vor der 
Annahme der Wahl die Wählbarkeit oder scheidet ein 
Abgeordneter aus dem Landtag aus, so tritt der Ersatz­
bewerber (§ 1 Abs.2 Satz 1) an seine Stelle. Ist kein 
Ersatzbewerber vorhanden, so finden die Vorschriften 
des § 2 Abs. 3 Satz 2 und Abs.5 mit der Maßgabe ent­
sprechende Anwendung, dass gewählte Bewerber, die 
zugleich in einem zweiten Wahlkreis als Bewerber oder 
Ersatzbewerber aufgestellt waren, für die Mandatsnach­
folge ausscheiden. Hinsichtlich der Parteizugehörigkeit 
des Bewerbers oder Abgeordneten ist entscheidend, für 
welche Partei er bei der Wahl aufgetreten ist. 

(2) Ein Abgeordneter scheidet aus dem Landtag aus 

1. durch Tod, 

2. durch Mandatsverzicht (Artikel 41 Abs. 2 der Landes­
verfassung), 

3. durch Verlust der Wählbarkeit (Artikel 41 Abs.3 der 
Landesverfassung), 

4. durch Ungültigerklärung der Wahl oder der Sitzzutei­
lung im Wahlprüfungsverfahren (§ 54) oder 

5. durch Aberkennung des Mandats (Artikel 42 der 
Landesverfassung). 

§48 

Feststellung der Mandatsnachfolge 

Die Feststellung, welcher Bewerber nach der Ablehnung 
eines gewählten Bewerbers oder dem Ausscheiden eines 
Abgeordneten nachrückt, trifft der Landeswahlleiter. In 

den Fällen des § 47 Abs. 2 kann er diese Feststellung erst 
treffen, nachdem ihm das Ausscheiden des Abgeordneten 
vom Präsidenten des Landtags schriftlich mitgeteilt wor­
den ist. 

§ 49 

Folgen eines Parteiverbots 

Wird eine Partei oder eine Teilorganisation einer Partei 
durch das Bundesverfassungsgericht nach Artikel 21 
Abs. 2 des Grundgesetzes ftir verfassungswidrig erklärt, 
so verlieren die Abgeordneten, die dieser Partei oder 
Teilorganisation zur Zeit der Stellung des Verbotsantrags 
oder der Verkündung des Urteils angehört haben, ihren 
Sitz. § 47 Abs. 1 und § 48 finden mit der Maßgabe ent­
sprechende Anwendung, dass Bewerber, die der verbote­
nen Partei oder Teilorganisation zur Zeit der AntragsteI­
lung oder der Verkündung des Urteils angehört haben, 
für die Mandatsnachfolge unberücksichtigt bleiben. Sind 
keine geeigneten Mandatsnachfolger vorhanden, so blei­
ben frei gewordene Sitze unbesetzt. 

10. ABSCHNITT 

Nacbwabl und Wiederbolungswabl 

§ 50 

Nachwahl 

(1) Steht fest, dass die Wahl infolge höherer Gewalt oder 
aus einem sonstigen Grund in einem Wahlkreis oder 
einem Wahlbezirk nicht durchgeführt werden kann, oder 
wird ein offenkundiger, vor der Wahl nicht mehr be­
heb barer Mangel festgestellt, wegen dem die Wahl im 
Fall ihrer Durchführung im Wahlprüfungsverfahren ganz 
oder teilweise ftir ungültig erklärt werden müsste, sagt 
der Kreiswahlleiter die Wahl ganz oder teilweise ab und 
macht dies öffentlich mit dem Hinweis bekannt, dass 
eine Nachwahl stattfinden wird. 

(2) Ist in einem Wahlkreis oder einem Wahlbezirk die 
Wahl nicht durchgeführt worden, findet eine Nachwahl 
statt. Die Nachwahl soll spätestens drei Wochen nach 
dem Tag der Hauptwahl stattfinden. Den Tag der Nach­
wahl bestimmt der Landeswahlleiter. 

(3) Die Nachwahl findet nach denselben Vorschriften 
und auf denselben Grundlagen wie die Hauptwahl statt. 

(4) Das Nähere über die Vorbereitung und Durchführung 
der Nachwahl bestimmt die Wahlordnung. 

§ 51 

Wiederholungswahl 

(1) Wird im Wahlprüfungsverfahren die Wahl ganz oder 
teilweise für ungültig erklärt, so ist sie in dem in der Ent­
scheidung bestimmten Umfang zu wiederholen. 
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(2) Bei der Wiederholungswahl wird vorbehaltlich 
einer anderen Entscheidung im Wahlprüfungsverfahren 
nach denselben Wahlvorschlägen und, wenn seit der 
Hauptwahl noch nicht sechs Monate verstrichen sind, auf 
Grund derselben Wählerverzeichnisse gewählt wie bei 
der für ungültig erklärten Wahl. 

(3) Die Wiederholungswahl muss spätestens 60 Tage 
nach dem Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung 
stattfinden, durch welche die Wahl für ungültig erklärt 
worden ist. Ist die Wahl nur teilweise für ungültig erklärt 
worden, so unterbleibt die Wiederholungswahl, wenn 
feststeht, dass innerhalb von sechs Monaten nach dem 
genannten Zeitpunkt der Landtag neu gewählt wird. Den 
Tag der Wiederholungswahl bestimmt der Landeswahl­
leiter. 

(4) Das Nähere über die Vorbereitung und Durchführung 
der Wiederholungswahl bestimmt die Wahlordnung. 

(5) Auf Grund der Wiederholungswahl wird das Wahler­
gebnis neu festgestellt. 

11. ABSCHNITT 

Staatliche Mittel für Parteien und Einzelbewerber 

§ 52 

Auszahlung staatlicher Mittel an Paneien 

(1) Die staatlichen Mittel nach dem Parteiengesetz 
für die bei Landtagswahlen erzielten Stimmen werden 
vom Präsidenten des Landtags an die Landesverbände 
der Parteien ausgezahlt. 

(2) Die erforderlichen Mittel sind im Staatshaushaltsplan 
des Landes Einzelplan 01 - Landtag auszubringen. 

(3) Der Rechnungshof prüft, ob der Präsident des Land­
tags als mittelverwaltende Stelle die staatlichen Mittel 
nach den Vorschriften des Parteiengesetzes ausgezahlt 
hat. 

§ 53 

Staatliche Mittelfür Einzelbewerber 

(1) Einzelbewerber, die mindestens 10 Prozent der in 
einem Wahlkreis abgegebenen gültigen Stimmen erreicht 
haben, erhalten je gültige Stimme 2,05 Euro. 

(2) Die Festsetzung und die Auszahlung der staatlichen 
Mittel sind von dem Einzelbewerber innerhalb von zwei 
Monaten nach dem Zusammentritt des Landtags schrift­
lich zu beantragen; danach eingehende Anträge bleiben 
unberücksichtigt. Der Betrag wird vom Präsidenten des 
Landtags festgesetzt und ausgezahlt. 

(3) § 52 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(4) Der Rechnungshof prüft, ob der Präsident des Land­
tags als mittelverwaltende Stelle die staatlichen Mittel 
nach den Absätzen 1 und 2 festgesetzt und ausgezahlt 
hat. 

12. ABSCHNITT 

Schluss bestimmungen 

§ 54 

Anfechtung 

Entscheidungen und Maßnahmen, die sich unmittelbar 
auf die Vorbereitung und Durchführung der Wahl be­
ziehen, können nur mit den in diesem Gesetz und in 
der Landeswahlordnung vorgesehenen Rechtsbehelfen 
sowie im Wahlprüfungsverfahren nach dem Wahlprü­
fungsgesetz angefochten werden. 

§ 55 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. entgegen § 17 Abs. lohne wichtigen Grund ein Ehren­
amt ablehnt oder sich ohne genügende Entschuldigung 
den Pflichten eines solchen Ehrenamts entzieht oder 

2. entgegen § 35 Abs. 2 Ergebnisse von Wählerbefragun­
gen nach der Stimmabgabe über den Inhalt der Wahl­
entscheidung vor Ablauf der Wahlzeit veröffentlicht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 N r. 1 kann mit 
einer Geldbuße bis zu 500 Euro, die Ordnungswidrigkeit 
nach Absatz 1 Nr.2 mit einer Geldbuße bis zu 50000 
Euro geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr.l 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 

1. bei Ordnungswidligkeiten nach Absatz 1 Nr.l 

a) der Landeswahlleiter, wenn ein Wahlberechtigter 
das Amt eines Beisitzers im Landeswahlausschuss, 

b) der Kreiswahlleiter, wenn ein Wahlberechtigter das 
Amt eines Wahlvorstehers, eines stellvertretenden 
Wahlvorstehers oder eines Beisitzers im Wahlvor­
stand oder im Kreiswahlausschuss 

unberechtigt ablehnt oder sich ohne genügende Ent­
schuldigung den Pflichten eines solchen Amts ent­
zieht, und 

2. bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr.2 der 
Landeswahlleiter. 

§ 56 

Wahlkosten 

(1) Die Kosten der Landtagswahlen trägt das Land. Es 
erstattet den Landkreisen und Gemeinden die durch die 
Vorbereitung und Durchführung der Wahlen einschließ­
lich der Übermittlung des Wahlergebnisses entstandenen 
notwendigen Kosten unter Ausschluss der laufenden 
Ausgaben persönlicher und sachlicher Art. Für die Inan­
spruchnahme von Räumen in Anstalten und Gebäuden 
der Landkreise und Gemeinden wird keine Vergütung 
gewährt. 
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(2) Art und Höhe des Kostenersatzes bestimmt das In­
nenministerium im Einvernehmen mit dem Finanzminis­
terium. 

(3) Das Land erstattet den Blindenvereinen, die ihre 
Bereitschaft zur Herstellung von Stimmzettelschablonen 
erklärt haben, die durch die Herstellung und die Vertei­
lung der Stimmzettelschablonen veranlassten notwendi­
gen Ausgaben. 

§ 57 

Wahlordnung 

Das Innenministerium erlässt durch Rechtsverordnung 
(Wahlordnung) die in diesem Gesetz vorgesehenen und 
die zu seiner Durchführung sonst erforderlichen Vor­
schriften. In der Wahlordnung können auch Sonderbe­
stimmungen über das Wahlverfahren in Krankenhäusern, 
Heimen, Klöstern, sozialtherapeutischen Anstalten und 
Justizvollzugsanstalten sowie für solche Wahlberechtigte 
getroffen werden, deren Wohnstätten aus gesundheits­
oder viehseuchenpolizeilichen Gründen gesperrt sind. 

§ 58 

Ermächtigung zur Verkürzung von Fristen und Terminen 
bei Auflösung des Landtags 

Bei einer Auflösung des Landtags vor Ablauf der Wahl­
periode kann das Innenministerium, um eine ordnungs­
gemäße Vorbereitung der Wahl zu gewährleisten, die 
in diesem Gesetz und in der Wahlordnung bestimmten 
Fristen und Tennine durch Rechtsverordnung abkürzen 
oder ändern und damit zusammenhängende ergänzende 
Verfahrensvorschriften erlassen. 

§ 59 

Fristen und Termine 

Die in diesem Gesetz und in der Wahlordnung bestimm­
ten Fristen und Termine verlängern oder ändern sich 
nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder ein Ter­
min auf einen Samstag, einen Sonntag oder einen gesetz­
lichen Feiertag fällt. Eine Wiedereinsetzung in den vor­
herigen Stand ist ausgeschlossen. 

§ 60 

Wahlstatistik 

(1) Das Ergebnis der Wahl ist vom Statistischen Landes­
amt statistisch auszuwerten und zu veröffentlichen. 

(2) Über das Ergebnis der Wahl wird eine Landesstatistik 
auf repräsentativer Grundlage über 

1. die Wahlberechtigten und ihre Beteiligung an der 
Wahl nach Geschlecht und Geburtsjahresgruppen und 

2. die Wähler und ihre Stimmabgabe für die einzelnen 
Wahlvorschläge nach Geschlecht und Geburtsjahres­
gruppen sowie die Gründe für die Ungültigkeit von 
Stimmen 

erstellt. Die Erhebung wird mit einem Auswahlsatz von 
bis zu 3 Prozent der Wahlbezirke des Landes in aus­
gewählten Wahlbezirken durchgeführt. Die Wahlbezirke 
werden vom Landeswahlleiter im Einvernehmen mit 
dem Statistischen Landesamt ausgewählt. Ein Wahl­
bezirk muss mindestens 500 Wahlberechtigte umfassen. 
Die betroffenen Wahlberechtigten sind von den Gemein­
den rechtzeitig vor dem Wahltag individuell oder durch 
öffentliche Bekanntmachung auf die Durchfühnmg der 
Erhebung hinzuweisen; dabei sind insbesondere die 
Rechtsgrundlage sowie die Tatsache anzugeben, dass bei 
der Stimmabgabe im Wahlraum nur Stimmzettel mit 
Unterscheidungsbezeichnungen verwendet werden dür­
fen. Entsprechende Hinweise sind an geeigneter Stelle 
vor oder in den Wahlräumen anzubringen. 

(3) Erhebungsmerkmale für die Statistik nach Absatz 2 
Satz 1 Nr. I sind Wahlscheinvennerk, Beteiligung an der 
Wahl, Geschlecht und Geburtsjahresgruppe. Erhebungs­
merkmale für die Statistik nach Absatz 2 Satz] Nr.2 sind 
abgegebene Stimme, ungültige Stimme, Ungültigkeits­
grund, Geschlecht und Geburtsjahresgruppe. Hilfsmerk­
male sind Wahlkreis, Gemeinde und Wahlbezirk. 

(4) Für die Erhebung nach Absatz 2 Satz I Nr.1 dürfen 
höchstens zehn Geburtsjahresgruppen je Geschlecht ge­
bildet werden, in denen jeweils mindestens drei Geburts­
jahrgänge zusammengefasst sind. Für die Erhebung nach 
Absatz 2 Satz 1 Nr.2 dürfen höchstens füuf Geburts­
jahresgruppen je Geschlecht gebildet werden, in denen 
jeweils mindestens sieben Geburtsjahrgänge zusammen­
gefasst sind. 

(5) Die Erhebung nach Absatz 2 Satz I Nr.1 wird nach 
der Wahl von den Gemeinden, in denen ausgewählte 
Wahlbezirke liegen, durch Auszählung der Wählerver­
zeichnisse durchgeführt. Das Ergebnis wird dem Statisti­
schen Landesamt übermittelt. 

(6) Die Erhebung nach Absatz 2 Satz I Nr. 2 wird unter 
Verwendung von Stimmzetteln mit Unterscheidungsbe­
zeichnungen nach Geschlecht und Geburtsjahresgruppe 
durchgeführt. Die Gemeinden leiten die ihnen von den 
Wahlvorstehern übergebenen versiegelten Pakete mit 
den gültigen Stimmzetteln der ausgewählten Wahlbe­
zirke ungeöffnet zur Auswertung der Stimmzettel an das 
Statistische Landesamt weiter; Entsprechendes gilt für 
die weiteren Stimmzettel der ausgewählten Wahlbezirke. 

(7) Gemeinden mit ausgewählten Wahlbezirken dürfen 
mit Zustimmung des Kreiswahlleiters in weiteren Wahl­
bezirken, die jeweils mindestens 500 Wahlberechtigte 
umfassen müssen, für eigene statistische Zwecke wahl­
statistische Auszählungen unter Verwendung gekenn­
zeichneter Stimmzettel mit den in Absatz 3 genannten 
Erhebungs- und Hilfsmerkmalen durchf'tihren. Absatz 2 
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Sätze 5 und 6 sowie Absatz 4 gelten entsprechend. Die Nr. Name Gebiet 
wahlstatistischen Auszählungen dürfen innerhalb einer 
Gemeinde nur von einer Statistikstelle im Sinne von § 9 5 Böblingen Gemeinden Altdorf, Böblingen, 

Abs.l des Landesstatistikgesetzes vorgenommen wer- Ehningen, Hildrizhausen, Holz-
, den. Der Landeswahlleiter kann in begründeten Einzel- gerlingen, Magstadt, Schönaich, 

"0""_' .:./:~.! fällen auf Antrag zulassen, dass auch Gemeinden, in de- Sindelfingen, Steinenbronn, Wal-

nen kein ausgewählter Wahlbezirk liegt, wahlstatistische denbuch und Weil im Schönbuch 

Auszählungen nach Maßgabe der Sätze 1 bis 3 durch- des Landkreises Böblingen 

führen. 6 Leonberg Gemeinden Aidlingen, Bondorf, 
(8) Durch die Statistiken nach Absatz 2 und die wahl- Deckenpfronn, Gärtringen, 
statistischen Auszählungen nach Absatz 7 darf die Fest- Gäufelden, Grafenau, Herrenberg, 
stellung des Wahlergebnisses nicht verzögert werden. Jettingen, Leonberg, Mötzingen, 
Die Veröffentlichung von Ergebnissen der Statistiken Nufringen, Renningen, Rutesheim, 
nach Absatz 2 ist dem Statistischen Landesamt vorbe- Weil der Stadt und Weissach des 
halten; sie sind auf Anforderung den Statistikstellen der Landkreises Böblingen 
Gemeinden, die wahlstatistische Auszählungen nach 7 Esslingen Gemeinden Aichwald, Denken-
Absatz 7 Satz 1 durchführen, zu deren Ergänzung und dorf, Esslingen am Neckar, Neu-
zusammengefasster Veröffentlichung zu überlassen. Die hausen auf den Fildem und Ost-
Ergebnisse für einzelne Wahlbezirke dürfen nicht be- fildem des Landkreises Esslingen 
kannt gegeben werden. Für die weitere Behandlung und 

, . 
die Vernichtung der Stimmzettel gelten die Vorschriften 8 Kirchheim Gemeinden Altbach, Baltmanns-,"' ... 
der Wahlordnung. weiler, Bissingen an der Teck, 

Deizisau, Dettingen unter Teck, 
Erkenbrechtsweiler, Hochdorf, 

§ 61* Holzmaden, Kirchheim unter 

Inkrafttreten Teck, Köngen, Lenningen, 
Lichtenwald, Neidlingen, Notzin-

(nicht abgedruckt) gen, Ohmden, Owen, Plochingen, 
Weilheim an der Teck, Wendlingen 

Anlage am Neckar und Wernau (Neckar) 

(Zu § 5 Abs.! Satz 2) 
des Landkreises Esslingen 

9 Nürtingen Gemeinden Aichtal, Altdorf, 
Einteilung des Landes in Wahlkreise Altenriet, Bempflingen, Beuren, 

für die Wahlen zum Landtag Filderstadt, Frickenhausen, 

von Baden-Württemberg Großbettlingen, Kohlberg, 
Leinfelden-Echterdingen, Neckar-

Nr. Name Gebiet tailfingen, Neckartenzlingen, 

Stuttgart I Stadtbezirke Stuttgart-Mitte, Neuffen, Nürtingen, Oberboihin-

Stuttgart-Nord, Stuttgart-Süd und gen, Schlaitdorf, Unteren singen 

Stuttgart -West des Stadtkreises und Wolfschlugen des Landkreises 

Stuttgart Esslingen 

2 Stuttgart II Stadtbezirke Birkach, Degerloch, 10 Göppingen Gemeinden Adelberg, Albers-

Hedelfingen, Möhringen, Plienin- hausen, Birenbach, Börtlingen, 

gen, Sillenbuch und Vaihingen des Ebersbach an der Fils, EislingenJ 

Stadtkreises Stuttgart Fils, Göppingen, Ottenbach, Rech-

3 Stuttgart m Stadtbezirke Botnang, Feuerbach, 
berghausen, Schlat, Schlierbach, 
Uhingen, Wäschenbeuren 

Mühlhausen, Münster, Stamm- und Wangen des Landkreises 
heim, Weilimdorf und Zuffen- Göppingen 
hausen des Stadtkreises Stuttgart 

Gemeinde Reichenbach an der Fils 
4 Stuttgart IV Stadtbezirke Stuttgart-Ost, des Landkreises Esslingen 

Bad Cannstatt, Obertürkheim, 
Untertürkheim und Wangen des 11 Geislingen Gemeinden Aichelberg, 

Stadtkreises Stuttgart Bad Ditzenbach, Bad Überkingen, 
Böhrilenkirch, Boll, Deggingen, 

* Diese Vorschrift bezieht sich auf das Gesetz in der ursprünglichen Donzdorf, Drackenstein, Dürnau, 
Fassung vom 9. Mai 1955 (GBI. S. 71). Eschenbach, Gammelshausen, 
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Nr. Name Gebiet Nr. Name Gebiet 

Geislingen an der Steige, Gingen 19 Eppingen Gemeinden Abstatt, Bad Rap-
an der Fils, Gruibingen, Hatten- penau, Beilstein, Brackenheim, 
hofen, Heiningen, Hohenstadt, Cleebronn, Eppingen, Bein, 
Kuchen, Lauterstein, Mühlhausen Gemmingen, Güglingen, Ilsfeld, 
im Täle, Salach, Süßen, Wiesen- Ittlingen, Kirchardt, Lauffen am 
steig und Zell unter Aiche1berg des Neckar, Leingarten, Massenbach-
Landkreises Göppingen hausen, Neckarwestheim, Nord-

12 Ludwigsburg Gemeinden Asperg, Kornwest- heim, Pfaffenhofen, Schwaigern, 

heim, Ludwigsburg, Möglingen, Siegelsbach, Talheim, Unter-

Rernseck am Neckar und Tamm gruppen bach und Zaberfeld des 

des Landkreises Ludwigsburg Landkreises Heilbronn 

l3 Vaihingen Gemeinden Ditzingen, Eberdin- 20 Neckarsu1m Gemeinden Bad FriedrichshalI, 

gen, Gerlingen, Hemmingen, Bad Wimpfen, Eberstadt, Ellhofen, 

Korntal-MÜllchingen, Markgrö- Gundeisheim, Hardthausen 
ningen, Oberriexingen, Sachsen- am Kocher, Jagsthausen, Langen-
heim, Schwieberdingen, Sersheim brettach, Lehrensteinsfeld, Löwen-

und Vaihingen an der Enz des stein, Möckrnühl, Neckarsulm, 

Landkreises Ludwigsburg Neudenau, Neuenstadt am Kocher, 

14 Bietigheim- Gemeinden Affalterbach, 
Obersulrn, Oedheirn, Offenau, 

Bissingen Benningen am Neckar, Besigheim, 
Roigheim, Untereisesheim, 

Bietigheim-Bissingen, Bönnig-
Weinsberg, Widdern und Wüsten-

heim, Erdmannhausen, Erligheim, 
rot des Landkreises Heilbronn 

Freiberg am Neckar, Freudental, 21 Hohenlohe Hohenlohekreis 
Gemmrigheim, Großbottwar, 

Gemeinden Blaufelden, Brauns-Hessigheim, Ingersheim, Kirch-
heim am Neckar, Löchgau, Mar- bach, Gerabronn, Langenburg, 

bach am Neckar, Mundelsheim, Schrozberg und Unterrnünkheim 

Murr, Oberstenfeld, P1eidelsheim, des Landkreises Schwäbisch Hall 

Steinheim an der Murr und 22 Schwäbisch Gemeinden Bühlertann, Bühler-
Walheim des Landkreises Hall zell, Crailsheim, Fichtenau, Fich-
Ludwigsburg tenberg, Frankenhardt, Gaildorf, 

I 
",' 15 Waiblingen Gemeinden Fellbach, Korb, I1shofen, Kirchberg an der Jagst, 

Leutenbach, Schwaikheim, Kreßberg, Mainhardt, Michelbach 

Waiblingen und Winnenden des an der Bilz, Michelfeid, Oberrot, 

Rems-Murr-Kreises Obersontheim, Rosengarten, Rot 

16 Schorndorf Gemeinden BergIen, Kernen im 
am See, Satteldorf, Schwäbisch 

Remstal, Plüderhausen, Rems-
Hall, Stimpfach, Sulzbach-Laufen, 

halden, Rudersberg, Schorndorf, 
Vellberg, Wallhausen und 
Wolpertshausen des Landkreises 

Urbach, Weinstadt und Winterbach Schwäbisch Hall 
des Rems-MUlT-Kreises 

17 Backnang Gemeinden Alfdorf, Allmersbach 
23 Main-Tauber Main-Tauber-Kreis 

im Tal, Althütte, Aspach, 24 Heidenheim Landkreis Heidenheim 
Auenwald, Backnang, Burgstetten, 
Großerlach, Kaisersbach, 25 Schwäbisch Gemeinden Abtsgmünd, 

Kirchberg an der Murr, Murrhardt, Gmünd Bartholomä, Böbingen an der 

Oppenwei1er, Spiegelberg, Rems, Durlangen, Eschach, 

Sulzbach an der Murr, Weissach Göggingen, Gschwend, Heubach, 

im Tal und Welzheim des Rems- Heuchlingen, Iggingen, Leinzell, 

Murr-Kreises Lorch, Mögglingen, Mutlangen, 

18 Heilbronn Stadtkreis Heilbronn 
Obergröningen, Ruppertshofen, 
Schechingen, Schwäbisch Gmünd, 

Gemeinde Erlenbach des Spraitbach, Täferrot und Wald-
Landkreises Heilbronn stetten des Ostalbkreises 
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Nr. Name Gebiet Nr. Name Gebiet 

26 Aalen Gemeinden Aalen, Adelmanns- 33 Baden-Baden Stadtkreis Baden-Baden 

feIden, Bopfingen, Ellenberg, Gemeinden Bühl, Bühlertal, 

~-~'·:'~"1 
Ellwangen (Jagst), Essingen, Hügelsheim, Lichtenau, 
Hüttlingen, Jagstzell, Kirchheim Ottersweier, Rheinmünster und 
am Ries, Lauchheim, Neresheim, Sinzheim des Landkreises Rastatt 
Neuler, Oberkochen, Rainau, 34 Heidelberg Stadtkreis Heidelberg 
Riesbürg, Rosenberg, Stödtlen, 
Tannhausen, Unterschneidheim, 35 Mannheiml Stadtbezirke Käfertal, Neckar-

Westhausen und Wört des stadt-OstIWohlgelegen, Neckar-

Ostalbkreises stadt-West, Sandhofen, Schönau, 
Vogelstang, Waldhof und Wallstadt 

27 Karlsruhe I Stadtteile Beiertheim-Bulach, des Stadtkreises Mannheim 
Durlach-Aue, Grötzingen, Grün-

36 Mannheim II Stadtbezirke Feudenheim, Fried-
wettersbach, Hagsfeld, Hohenwet-

richsfeld, Innens tadtlJ ungbusch, 
tersbach, Innenstadt-Ost, Oststadt, 

Lindenhof, Neckarau, Neuost-
Palmbach, Rintheim, Rüppurr, 

heim/Neuhermsheim, Rheinau, 
Stupferich, Südstadt, Wald stadt, 

SchwetzingerstadtiOststadt und 
Weiherfeld-Dammerstock und 

Seckenheim des Stadtkreises 
Wolfartsweier des Stadtkreises 

Mannheim 
Karlsruhe 

37 Wiesloch Gemeinden Dielheim, Leimen, 
28 Karlsruhe II Stadtteile Daxlanden, Grünwinkel, Malsch, Mühlhausen, Nußloch, 

Innenstadt-West, Knielingen, Rauenberg, Sandhausen, St. Leon-
Mühlburg, Neureut, Nordstadt, Rot, Walldorf und Wiesloch des 
Nordweststadt, Oberreut, Rhein-Neck!!f-Kreises 
Südweststadt und Weststadt des 
Stadtkreises Karlsruhe 38 Neckar- N eckar-Odenwald-Kreis 

Odenwald 
29 Bruchsal Gemeinden Bad Schönborn, 39 Weinheim Gemeinden Dossenheim, Edingen-

Bruchsal, Forst, Hambrücken, Neckarhausen, Heddesheim, 
Karlsdorf-Neuthard, Kronau, Hemsbach, Hirschberg an der 
Oberhausen-Rheinhausen, Östrin- Bergstraße, Ilvesheim, Ladenburg, 
gen, Philippsburg, Ubstadt-Weiher Laudenbach, Schriesheim und 
und Waghäusel des Landkreises Weinheim des Rhein-Neckar-
Karlsruhe Kreises 

30 Bretten Gemeinden Bretten, Dettenheim, 40 Schwetzingen Gemeinden Altlußheim, Brühl, Ep-
Eggenstein-Leopoldshafen, pelheim, Hockenheim, Ketsch, 
Gondelsheim, Graben-Neudorf, Neulußheim, Oftersheim, Plank-
Kraichtal, Kümbach, Linkenheim- stadt, Reilingen und Schwetzingen 
Hochstetten, Oberderdingen, des Rhein-Neckar-Kreises 
Stutensee, Sulzfeld, Walzbachtal, 

41 Sinsheim Gemeinden Angelbachtal, 
Weingarten (Baden) und Zaisen-

Bammental, Eberbach, Epfenbach, 
hausen des Landkreises Karlsruhe 

Eschelbronn, Gaiberg, Heddes-
31 Ettlingen Gemeinden Ettlingen, Karlsbad, bach, Heiligkreuzsteinach, Helm-

Malsch, Marxzell, Pfinztal, stadt-Bargen, Lobbach, Mauer, 
Rheinstetten und Waldbronn des Meckesheim, Neckarbischofsheim, 
Landkreises Karlsruhe Neckargemünd, Neidenstein, 

Reichartshausen, Schönau, Schön-
32 Rastatt Gemeinden Au am Rhein, Bietig- brunn, Sinsheim, Spechbach, 

heim, Bischweier, Durmersheim, Waibstadt, Wiesenbach, Wilhelms-
Elchesheim-Illingen, Forbach, feld und Zuzenhausen des 
Gaggenau, Gernsbach, Iffezheim, Rhein-Neckar -Kreises 
Kuppenheim, Loffenau, 
Muggensturm, Ötigheim, Rastatt, 42 Pforzheim Stadtkreis Pforzheim 

Steinmauem und Weisenbach des Gemeinde Birkenfeld 
Landkreises Rastatt des Enzkreises 
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Nr. Name Gebiet Nr. Name Gebiet 

43 Calw Landkreis Calw Staufen im Breisgau, Sulzburg, 

44 Enz Gemeinden Eisingen, Engels- Umkirch, Vogtsburg im Kaiser-

brand, Friolzheim, Heimsheim, stuhl und Wittnau des Landkreises 

Illingen, Ispringen, Kämpfelbach, Breisgau-Hochschwarzwald 

Keltern, Kieselbronn, Knittlingen, 49 Emmendingen Landkreis Emmendingen 
Königsbach-Stein, Maulbronn, 

50 Lahr Gemeinden Ettenheim, Fischer-Mönsheim, Mühlacker, Neuen-
bÜfg, Neuhausen, Neulingen, Nie- bach, Friesenheim, Gutach 

fern-Öschelbronn, Ölbronn-Dürrn, (Schwarzwaldbahn), Haslach im 

Ötisheim, Remchingen, Sternen- Kinzigtal, Hausach, Hofstetten, 

fels, Straubenhardt, Tiefenbronn, Hornberg, Kappel-Grafenhausen, 

Wiernsheim, Wimsheim und Kippenheim, Lahr/Schwarzwald, 

Wunnberg des Enzkreises Mahlberg, Meißenheim, Mühlen-

45 Freudenstadt Landkreis Freudenstadt 
bach, Oberwolfach, Ringsheim, 
Rust, Schuttertal, Schwanau, 

46 Freiburg I Stadtteile Altstadt, Ebnet, Günters- Seelbach, Steinach und Wolfach 
tal, Herdern, Kappel, Littenweiler, des Ortenaukreises 
Mittelwiehre, Neuburg, Oberau, 

51 Offenburg Gemeinden Bad Peterstal-
Oberwiehre und Waldsee des 
Stadtkreises Freiburg 

Griesbach, Berghaupten, Biberach, 
Durbach, Gengenbach, Hohberg, 

Gemeinden Breitnau, Buchenbach, Neuried, Nordrach, Oberhanners-
Eisenbach (Hochschwarzwald), bach, Offenburg, Ohlsbach, 
Feldberg (Schwarzwald), Frieden- Oppenau, Ortenberg, Schutterwald 
weiler, Glottertal, Gundelfingen, und Zell am Hannersbach des 
Heuweiler, Hinterzarten, Kirch- Ortenaukreises 
zarten, Lenzkirch, Löffingen, 
Oberried, S1. Märgen, S1. Peter, 52 Kehl Gemeinden Achern, Appenweier, 

Schluchsee, Stegen und Kappelrodeck, Kehl, Lauf, Lauten-

Titisee-Neustadt des Landkreises bach, Oberkirch, Ottenhöfen im 

Breisgau-Hochschwarzwald Schwarzwald, Renchen, Rheinau, 

Gemeinden Bernau im Schwarz- Sasbach, Sasbachwalden, Seebach 

wald, Dachsberg (Südschwarz- und Willstätt des Ortenaukreises 

wald), Häusern, Höchenschwand. 53 Rottweil Landkreis Rottweil 
Ibach, st. Blasien und Todtmoos 54 Villingen- Gemeinden Bad Dürrheim. 
des Landkreises Waldshut Schwenningen Brigachtal, Dauchingen, Furtwan-

47 Freiburg II Stadtteile Betzenhausen, Brühl, gen im Schwarzwald. Gütenbach, 
Haslach, Hochdorf, Landwasser, Königsfeld im Schwarzwald, 
Lehen, Mooswald, Munzingen, Mönchweiler, Niedereschach, 
Opfingen, Rieselfeld, Sankt Geor- St. Georgen im Schwarzwald, 
gen, Stühlinger, Tiengen, Unter- Schönwald im Schwarzwald, 
wiehre, Waltershofen, Weingarten Schonach im Schwarzwald, Tri-
und Zähringen des Stadtkreises berg im Schwarzwald, Tuningen, 
Freiburg Unterkirnach, Villingen-Schwen-

48 Breisgau Gemeinden Au, Auggen, Bad Kro- ningen und Vöhrenbach des 

zingen, Badenweiler, Ballrechten- Schwarzwald-Baar-Kreises 

Dottingen, Bötzingen, Bollsch- 55 Tuttlingen- Landkreis Tuttlingen 
weil, Breisach am Rhein, Donau- Gemeinden Blumberg, Bräun-Buggingen, Ebringen, Ehrenkir-
ehen, Eichstetten am Kaiserstuhl, 

eschingen lingen, Donaueschingen und 

Eschbach, Gottenheim, Hartheim, Hüfingen des Schwarzwald-Baar-

Heitersheim, Horben, Ihringen, Kreises 

March, Merdingen, Merzhausen, 56 Konstanz Gemeinden Allensbach, Gaien-
Müllheim, Münstertal/Schwarz- hofen, Konstanz, Moos, Öhningen, 
wald, Neuenburg am Rhein, Radolfzell am Bodensee und Rei-
pfaffenweiler, Schallstadt, Sölden, chenau des Landkreises Konstanz 
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Nr. Name 

57 Singen 

58 Lörrach 

59 Waldshut 

60 Reutlingen 

61 Hechingen-
Münsingen 

GBL vom 23. Mai 2005 

Gebiet 

Gemeinden Aach, Bodman­
Ludwigshafen, Büsingen am 
Hochrhein, Eigeltingen, Engen, 
Gailingen am Hochrhein, Gott­
madingen, Hilzingen, Hohenfels, 
Mühlhausen-Ehingen, Mühlingen, 
Orsingen-Nenzingen, Rielasingen­
Worblingen, Singen (Hohentwiel), 
Steißlingen, Stockach, Tengen und 
Volkertshausen des Landkreises 
Konstanz 

Gemeinden Aitern, Bad Bellingen, 
Binzen, Böllen, BÜfchau, Efrin­
gen-Kirchen, Eimeldingen, EIben­
schwand, Fischingen, Fröhnd, 
Grenzach-Wyhlen, Häg-Ehrsberg, 
Hasel, Hausen im Wiesen tal, 
Inzlingen, Kandern, Lörrach, 
Malsburg-Marzell, Maulburg, 
Neuenweg, Raich, Rümmingen, 
Sallneck, Schallbach, Schliengen, 
Schönau im Schwarzwald, Schö­
nenberg, Schopfheim, Steinen, 
Tegernau, Todtnau, Tunau, Utzen­
feld, Weil am Rhein, Wembach, 
Wieden, Wies, Wieslet, Wittlingen 
und Zell im Wiesental des Land­
kreises Lörrach 

Gemeinden Albbruck, Bad Säckin­
gen, Bonndorf im Schwarzwald, 
Dettighofen, Dogern, Eggingen, 
Görwihl, Grafenhausen, Herrisch­
ried, Hohentengen am Hochrhein, 
Jestetten, Klettgau, Küssaberg, 
Lauchringen, Laufenburg (Baden), 
Lottstetten, Murg, Rickenbach, 
Stühlingen, Ühlingen-Birkendorf, 
Waldshut-Tiengen, Wehr, Weil­
heim, Wutach und Wutösehingen 
des Landkreises Waldshut 

Gemeinden Rheinfelden (Baden) 
und Schwörstadt des Landkreises 
Lörrach 

Gemeinden Eningen unter 
Achalm, Lichtenstein, Pfullingen, 
Pliezhausen, Reutlingen, Wald­
dorfhäslach und Wann weil des 
Landkreises Reutlingen 

Gemeinden Kirchentellinsfurt 
und Kusterdingen des Landkreises 
Tübingen 

Gemeinden Bad Urach, Dettingen 
an der Errns, Engstingen, Goma­
dingen, Grabenstetten, Grafenberg 
Hayingen, Hohenstein, Hülben, 

Nr. Name 

62 Tübingen 

63 Balingen 

64 Ulm 

65 Ehingen 

401 

Gebiet 

Mehrstetten, Metzingen, Münsin­
gen einschließlich gemeindefreiem 
Gutsbezirk, Pfronstetten, Riede­
rich, Römerstein, St. Johann, 
Sonnenbühl, Trochtelfingen 
und Zwiefalten des Landkreises 
Reutlingen 

Gemeinden Bisingen, Burladin­
gen, Grosselfingen, Hechingen, 
Jungingen und Rangendingen des 
Zollernalbkreises 

Gemeinden Ammerbuch, Bodels­
hausen, Dettenhausen, Dußlingen, 
Gomaringen, Hirrlingen, Mössin­
gen, Nehren, Neustetten, Ofterdin­
gen, Rottenburg am Neckar, Starz­
ach und Tübingen des Landkreises 
Tübingen 

Gemeinden Albstadt, Balingen, 
Bitz, Dautmergen, Dormettingen, 
Dotternhausen, Geislingen, Hai­
gerloch, Hausen arn Tann, Meß­
stetten, Nusplingen, Obernheim, 
Ratshausen, Rosenfeld, Schöm­
berg, Straßberg, Weilen unter 
den Rinnen, Winterlingen und 
Zimmern unter der Burg des 
Zollernalbkreises 

Stadtkreis U1m 
Gemeinden Balzheim, Blaustein, 
Dietenheim, Erbach, Hüttisheim, 
Illerkirchberg, Illerrieden, 
Schnürpflingen und Staig des 
Alb-Donau-Kreises 

Gemeinden Allrnendingen, 
Altheim, Altheim (Alb), 
Amstetten, Asselfingen, Ballen­
dorf, Beimerstetten, Berghülen, 
Bernstadt, Blaubeuren, Börslingen, 
Breitingen, Dornstadt, Ehingen 
(Donau), Emeringen, Emerkingen, 
Griesingen, Grundsheim, Hausen 
am Bussen, Heroldstatt, Holzkirch, 
Laichingen, Langenau, Lauterach, 
Lonsee, Merklingen, Munder­
kingen, Neenstetten, Nellingen, 
Nerenstetten,Oberdischingen, 
Obermarchtal, Oberstadion, 
Öllingen, Öpfingen, Rammingen, 
Rechtenstein, Rottenacker, ScheIk­
lingen, Setzingen, Untermarehtal, 
Unterstadion, Unterwachingen, 
Weidenstetten, Westerheim 
und Westerstetten des Alb-Donau­
Kreises 
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Nr. Name 

66 Biberach 

67 Bodensee 

68 Wangen 

Gebiet 

Gemeinden Achstetten, Alles­
hausen, Allmannsweiler, Altheim, 
Attenweiler, Bad Buchau, Bad 
Schussenried, Betzenweiler, 
Biberach an der Riß, Burgrieden, 
Dettingen an der Iller, Dürmen­
tingen, Dürnau, Eberhardzell, 
Erlenmoos, Erolzheim, Ertingen, 
Gutenzell-Hürbel, Hochdorr, 
Ingoldingen, Kanzach, Kirchberg 
an der Iller, Langenenslingen, 
Laupheim, Maselheim, Mietingen, 
Mittelbiberach, Moosburg, 
Ochsenhausen, Oggelshausen, 
Riedlingen, Rot an der Rot, 
Schemmerhofen, Schwendi, See­
kireh, Steinhausen an der Rottum, 
Tiefenbach, Ummendorr, UnHn­
gen, Uttenweiler, Wain und Wart­
hausen des Landkreises Biberach 

Gemeinden Bermatingen, Daisen­
dorr, Deggenhausertal, Eriskirch, 
Frickingen, Friedrichshafen, Hag­
nau am Bodensee, Heiligenberg, 
Immenstaad am Bodensee, 
Kressbronn am Bodensee, Langen­
argen, Markdorr, Meckenbeuren, 
Meersburg, Oberteuringen, Owin­
gen, Salem, Sipplingen, Stetten, 
Überlingen und Uhldingen-Mühl­
hofen des Bodenseekreises 
Gemeinden Achberg, Aichstetten, 
Aitrach, Amtzell, Argenbühl, 
Bad Waldsee, Bad Wurzach, 
Bergatreute, Isny im Allgäu, 
Kißlegg, Leutkirch im All gäu, 
Vogt, Wangen im Allgäu und Wolf­
egg des Landkreises Ravensburg 

Gemeinden Berkheim, Kirchdorr 
an der lller und Tannheim des 
Landkreises Biberach 

69 Ravensburg Gemeinden Altshausen, Aulendorr, 
Baienfurt, Baindt, Berg, Bodnegg, 
Boms, Ebenweiler, Ebersbach­
Musbach, Eichstegen, Fleischwan­
gen, Fronreute, Grünkraut, Gug­
genhausen, Horgenzell, Hoßkirch, 
Königseggwald, Ravensburg, 
Riedhausen, Schlier, Unterwald­
hausen, Waldburg, Weingarten, 
Wilhelmsdorr und Wolpertswende 
des Landkreises Ravensburg 
Gemeinden Neukirch und Tettnang 
des Bodenseekreises 

70 Sigmaringen Landkreis Sigmaringen 

Verordnung 
des Justizministeriums zur Änderung der 

Juristenausbildungs- und Prüfungsordnung 
Vom 20. April 2005 

Auf Grund von § 9 Abs.l Nr.4 und 6 des Juristenausbil­
dungsgesetzes vom 16. Juli 2003 (GBI. S.354) wird im 
Einvernehmen mit dem Innenministerium, dem Wissen­
schaftsministerium und dem Finanzministerium verord­
net: 

Artikell 

Die Juristenausbildungs- und Prüfungsordnung vom 
8. Oktober 2002 (GBI. S. 391) wird wie folgt geändert: 

1. In § 9 Abs. 3 Satz 1 werden nach dem Wort »müssen« 
die Worte »nach näherer Maßgabe universitärer Sat­
zung« eingefügt. 

2. In § 22 Abs. 2 Satz I Nr.3 werden nach dem Wort »Se­
mester« die Worte »als angemessener Ausgleich« ein­
gefügt. 

3. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort »sieben« durch 
das Wort »acht« ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 Buchst. a wird das Wort »drei« 
durch das Wort »vier« ersetzt. 

4. § 52 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

»Mündlich geprüft wird, wer 

1. in der schriftlichen Prüfung eine Durchschnitts­
punktzahl gemäß § 54 Abs. 2 Satz 2 Nr.l von min­
destens 3,75 Punkten und 

2. in mindestens vier Aufsichtsarbeiten 4,0 oder mehr 
Punkte erreicht hat.« 

5. § 54 Abs. 2 Satz 2 Nr. I wird wie folgt gefasst: 
»1. mit einem Anteil von 70 vom Hundert die ohne 

Rundung auf zwei Dezimalstellen errechnete 
Durchschnittspunktzahl der schriftlichen Prüfung, 
zu deren Berechnung das Durchschnittsergebnis der 
beiden öffentlich-rechtlichen Aufsichtsarbeiten der 
Gesamtpunktzahl aus den acht Aufsichtsarbeiten 
hlnzugerechnet und die Summe dureh neun geteilt 
wird,« 

6. Nach § 59 wird folgender § 59 a eingefUgt: 

»§ 59a 

Notenverbesserung 

Wer die Zweite juristische Staatsprüfung bei erstma­
liger Teilnahme in Baden-Württemberg bestanden hat, 
kann die Prüfung zur Verbesserung der Note spä­
testens in der übernächsten Prüfung einmal wieder­
holen. Wird in der Notenverbesserungsprüfung eine 
höhere Punktzahl erreicht, so erteilt das Landesjustiz­
prüfungsamt ein Zeugnis (§ 56 Abs.l). § 23 Abs.2 
und § 59 Abs.l Satz 3 gelten entsprechend.« 

7. § 62 werden folgende Absätze 4 und 5 angefügt: 

»(4) Für die Zweite juristische Staatsprüfung bis 
einschließlich zum Frühjahrstermin 2006 gilt: 
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1. Abweichend von § 50 Abs. 2 und 3 sind insgesamt 
sieben Aufgaben, davon drei aus dem Zivilrecht, zu 
fertigen; 

2. abweichend von § 52 Satz 1 Nr.2 wird mündlich 
geprüft, wer in mindestens drei Aufsichtsarbeiten, 
davon in mindestens einer zivi1rechtlichen, 4,0 
oder mehr Punkte erreicht hat; 

3. abweichend von § 54 Abs. 2 Satz 2 Nr.1 wird die 
Durchschnittspunktzahl der schriftlichen Prüfung 
errechnet, indem die Gesamtpunktzahl aus den sie­
ben Aufsichtsarbeiten bestimmt und die Summe 
durch sieben geteilt wird. 

Absatz 2 bleibt unberührt. 

(5) Eine Wiederholung der Zweiten juristischen 
Staatsprüfung zur Verbesserung der Note im Sinne des 
§ 59 a ist erstmals zum Herbsttermin 2006 möglich. 
Absätze 2 und 4 finden insoweit keine Anwendung.« 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in 
Kraft. 

STUTIGART, den 20. April 2005 In Vertretung 

STEINDORFNER 

Verordnung des Wirtschaftsministeriums zur Änderung der Gebührenverordnung 

Vom 3. Mai 2005 

Auf Grund von § 4 Abs. 2 des Landesgebührengesetzes 
vom 14. Dezember 2004 (GBl. S. 895) wird verordnet: 

14. Dezember 2004 (GBl. S.895), wird wie folgt geän­
dert: 

Artikell 
In der Anlage wird Nummer 24 des Gebührenverzeich­
nisses B wie folgt geändert: 

Die Gebührenverordnung vom 28. Juni 1993 (GBl. 
S.381, ber. S.643), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

1. Die Überschrift und die einleitende Gesetzesangabe 
erhalten folgende Fassung: 

Nr. Gegenstand Gebühr Euro 

» 24 Energiewirtschaftsrecht 
(Energiewirtschaftsgesetz - En WG - vom 24. April 1998 BGBI. I 
S. 730 -, zuletzt geändert durch Verordnung vom 25. November 2003 -
BGB1. I S. 2304)«. 

2. Nach Nummer 24.6 werden folgende Nummern 24.7 und 24.8 angefügt: 

Nr. 

»24.7 

24.8 

Gegenstand 

Planfeststellung für die Errichtung und den Betrieb sowie die Ände­
rung von Energieanlagen (§ 11 a Abs.1 Satz I EnWG), wenn die Er­
richtungskosten nicht mehr betragen als 

10 000 000 Euro ........................... . 

25000000 Euro 

50000000 Euro 

bei einem höheren Kostenbetrag 

Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb sowie die Änderung 
von Energieanlagen (§ 11 a Abs.l Satz 2 EnWG) .......... . 

Anmerkungen zu Nummer 24.7 und 24.8: 

Gebühr Euro 

0,4 v. H. der Kosten, 
mindestens 7500 

0,3 v. H. der Kosten, 
mindestens 50000 

0,2 v. H. der Kosten, 
mindestens 80 000 

100000 zuzüglich 0,1 v.H. 
des 50000000 Euro über­
steigenden Betrages 

ohne öffentliche Bekannt­
machung 65 v. H., mit öf­
fentlicher Bekanntmachung 
80 v. H. der Gebühr nach 
Nr. 24.7, mindestens 5000 

1. Die Kosten für die Sicherung von Leitungsrechten und den Erwerb von Grundstücken werden nicht in 
die Bemessungsgrundlage einbezogen. 

2. Werden nach anderen Rechtsvorschriften erforderliche Entscheidungen ersetzt, erhöht sich die Ge­
bühr um die für die ersetzten Entscheidungen vorgesehenen Gebühren.« 
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in 
Kraft. 

STUTTGART, den 3. Mai 2005 PFISTER 

Bekanntmachung des Staatsministeriums 
über das Inkrafttreten 

des Achten Staatsvertrages zur Änderung 
rundfunkrechtlicher Staatsverträge 

Vom 2. Mai 2005 

Der in der Zeit vom 8. bis 15. Oktober 2004 unterzeich­
nete Achte Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrecht­
licher Staatsverträge (Achter Rundfunkänderungsstaats­
vertrag) - GBI. 2005 S.189 - zwischen dem Land 
Baden-Würuemberg, dem Freistaat Bayern, dem Land 
Berlin, dem Land Brandenburg, der Freien Hansestadt 
Bremen, der Freien und Hansestadt Hamburg, dem Land 
Hessen, dem Land Mecklenburg-Vorpommern, dem 
Land Niedersachsen, dem Land Nordrhein-Westfalen, 
dem Land Rheinland-Pfalz, dem Saarland, dem Freistaat 
Sachsen, dem Land Sachsen-Anhalt, dem Land Schles­
wig-Holstein und dem Freistaat Thüringen ist nach sei­
nem Artikel 9 Abs. 2 Satz 1 mit Ausnahme von Artikel 6 
Abs.7 am 1. April 2005 in Kraft getreten. Artikel 6 
Abs.7 des Achten Rundfunkänderungsstaatsvertrages 
tritt am 1. Januar 2007 in Kraft. 

STUTTGART, den 2. Mai 2005 BÖHMLER 

Berichtigung der Bekanntmachung 
der Neufassung und der Neufassung des 
Wassergesetzes für Baden-Württemberg 

vom 20.Januar 2005 (GBl. S.219) 

1. Die Aufführung der Änderungsgesetze wird wie folgt 
geändert: 

a) In Nummer 5 wird nach der Angabe »(GBL S. 469)« 
ein Komma eingefügt und das Wort >>und« gestri­
chen. 

b) Es wird folgende neue Nummer 6 eingefügt: 

»dem Gesetz zur Anpassung des Verwaltungsver­
fahrensrechts an die moderne elektronische Kom­
munikation und zur Änderung des Landespersonal­
ausweisgesetzes (Elektronik-Anpassungsgesetz -
EAnpG) vom 14. Dezember 2004 (GBL S. 884) und«. 

c) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 7. 

2. § 28 a wird die Angabe bezüglich der Absatzgliederung 
gestrichen. 

3. In § 100Abs.l Satz 1 wird nachdem Wort}>Unterlagen« 
das Wort »schriftlich« eingefügt. 

4. § 102 wird folgender Satz 2 angefügt: 

»§ 3 ades Landesverwaltungsverfahrensgesetzes fin­
det keine Anwendung.« 

5. § 107 wird folgender Satz 2 angefügt: 

»Die Erhebung von Einwendungen nach § 73 Abs.4 
Satz I des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes in 
elektronischer Form ist ausgeschlossen; der Planfest­
stellungsbeschluss darf abweichend von §§ 3 a und 69 
Abs.2 Satz 1 in Verbindung mit § 74 Abs. I Satz 2 des 
LandesverwaItungsverfahrensgesetzes nicht in elekt­
ronischer Form erlassen werden.« 

6. In § 108 Abs. 1 wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

»§ 107 Satz 2 gilt entsprechend.« 

Verordnung des Wissenschaftsministeriums 
zur Änderung der 

Hochschulvergabeverordnung 

Vom 12. Mai 2005 

Auf Grund von § 11 des Hochschulzulassungsgesetzes 
vom 22. März 1993 (GBI. S. 201), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 23. November 2004 (GBL 
S.798), wird im Einvernehmen mit dem Kultusministe­
rium und nach Anhörung der Hochschulen verordnet: 

Artikel I 

Die Hochschulvergabeverordnung vom 13. Januar 2003 
(GBI. S. 63, ber. S.115) wird wie folgt geändert: 

I. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Worte »Aufbau- und 
Masterstudiengänge« durch die Worte »postgra­
duale Studiengänge« ersetzt. 

b) Absatz 4 Satz 4 wird gestrichen. 

c) InAbsatz 5 Satz 2 werden die Worte »Zweit-, Auf­
bau- oder Masterstudium« durch die Worte» Zweit­
studium oder postgraduales Studium « ersetzt. 

d) Absatz 6 wird aufgehoben. 

2. § 6 Abs. 2 Sätze 3 und 4 Halbsatz I erhält folgende 
Fassung: 

»Werden im Auswahlverfahren die Auswahlrnaßstäbe 
nach § 10 Abs. 1 Satz 2 Nr.7 oder 8 angewendet, kanu 
die Hochschule die Rangliste nach Satz 2 Nr. 5 vor der 
Rangliste nach Satz 2 Nr. 4 berücksichtigen. Studier­
fahigkeitstestsundAuswahlgesprächenach§ 10Abs.1 
Satz 2 Nr. 7 und 8 können vor Ablauf der Bewerbungs­
fristengemäß § 3 Abs. I durchgeführt werden;«. 

3. § 7 wird aufgehoben. 

4. In § 8 Satz 2 werden die Worte »nach den Vorschriften 
des § 17« durch die Worte »in entsprechender Anwen­
dung des § 21 Vergabeverordnung ZVS« ersetzt. 

5. § lOAbs.1 erhält folgende Fassung: 

»(1) Die Auswahlentscheidung der Hochschule ist 
nach dem Grad der Eignung und Motivation der Be­
werberin und des Bewerbers für den gewählten Stu­
diengang und den angestrebten Beruf zu treffen. Die 
Hochschule legt ihrer Entscheidung mindestens zwei 
der folgenden Auswahlrnaßstäbe zugrunde: 
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I. Durchschnittsnote der Hochschulzugangsberech­
tigung, 

2. Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung 
in den KernkompetenzHichem (Deutsch, Mathe­
matik, fortgeführte Fremdsprache), 

3. Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung 
in den Profil- und Neigungsfächeru sowie in an­
deren Fächeru, die in der gymnasialen Oberstufe 
auf entsprechendem Niveau unterrichtet werden 
und die über die Eignung für den Studiengang, für 
den die Zulassung beantragt wird, besonderen 
Aufschluss geben, 

4. Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung 
in Fächern oder in der besonderen Lemleistung, 
die über die Eignung für den Studiengang, für den 
die Zulassung beantragt wird, besonderen Auf­
schluss geben, 

5. Art einer Berufsausbildung und Berufstätigkeit, 

6. besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten 
oder außerschulische Leistungen und Qualifika­
tionen, die über die Eignung für den Studiengang, 
für den die Zulassung beantragt wird, besonderen 
Aufschluss geben, 

7. Ergebnis eines fachspezifischen Studierfahig­
keitstests, 

8. Ergebnis eines Auswahlgesprächs, in dem Moti­
vation und Eignung für das gewählte Studium und 
den angestrebten Beruf festgestellt werden. 

In die Auswahlentscheidung sind mindestens ein 
Auswahlmaßstab gemäß Satz 2 Nr.l bis 4 und 
mindestens ein Auswahlmaßstab gemäß Satz 2 
Nr. 5 bis 8 einzubeziehen. Die Hochschule kann 
die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an 
Studierfahigkeitstests oder Auswahlgesprächen 
nach Satz 2 Nr.7 und 8 begrenzen, indem sie eine 
Vorauswahl nach einer gemäß den Sätzen 2 und 3 
zulässigen Verbindung der Auswahlmaßstäbe 
oder eine Vorauswahl nach der Durchschnittsnote 
der Hochschulzugangsberechtigung trifft. Im 
Falle einer Vorauswahl nach der Durchschnitts­
note der Hochschulzugangsberechtigung muss die 
Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer am 
Studierfähigkeitstest oder Auswahlgespräch min­
destens das Dreifache der nach § 9 Abs. 2 Nr. 1 
verfügbar gebliebenen Studienplätze betragen. 
Bei Ranggleichheit gilt § 16 entsprechend. Die 
Durchschnittsnote der Hochschulzugangsberech­
tigung bestimmt sich nach Anlage 2.« 

6. § 11 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

»(4) Ist vor dem Erwerb der Hochschulzugangs­
berechtigung ein berufsqualifizierender Abschluss 
außerhalb der Hochschule erlangt und die Hoch­
schulzugangsberechtigung vor dem 16. Juli 2007 
erworben worden, wird die Zahl der Halbjahre um 
eines für je sechs Monate Berufsausbildung, höchs­
tens jedoch um zwei Halbjahre erhöht. Ist im Falle 

des Satzes I die Hochschulzugangsberechtigung vor 
dem 16. Juli 2003 erworben worden, wird die Zahl 
der Halbjahre um bis zu vier erhöht. Dies gilt ent­
sprechend, wenn die Ableistung eines Dienstes eine 
Bewerberin oder einen Bewerber daran gehindert 
hat, vor dem Erwerb der Hochschulzugangsberechti­
gung einen berufsqualifizierenden Abschluss außer­
halb der Hochschule zu erlangen, sofern der berufs­
qualifizierende Abschluss zu einer Erhöhung der 
Zahl der Halbjahre nach Satz lader 2 geführt hätte.« 

7. In § 13 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe» Anlage 4 zur 
Vergabeverordnung ZVS vom 1. August 2000 (GBl. 
S. 552)« durch die Angabe »Anlage 3 zur Vergabever­
ordnung ZVS vom 27. Januar 2005 (GB1. S.167)« er­
setzt. 

8. § 17 wird aufgehoben. 

9. Die Überschrift des Dritten Abschnitts erhält fol­
gende Fassung: 

»DRITTER ABSCHNITT 

Vergabe von Studienplätzen an ausländische 
Staatsangehörige, für höhere Fachsemester 

sowie für postgraduale Studiengänge«. 

10. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz I wird die Angabe »§ 8 Abs.1 bis 
3 der Vergabeverordnung ZVS« durch die Angabe 
»§ 21 Abs.l bis 3 der Vergabeverordnung ZVS« 
ersetzt. 

b) In Abs. 2 Satz 2 werden die Worte »Auswahlkrite­
rien gemäß § 10 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 bis 6« durch 
die Worte »Auswahlmaßstäbe gemäß § 10 Abs.1 
Satz 2 Nr. 5 bis 8« ersetzt. 

11. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift und Absatz 1 erhalten folgende 
Fassung: 

»§ 20 

Postgraduale Studiengänge 

(1) In einem postgradualen Studiengang trifft die 
Hochschule ihre Auswahlentscheidung auf Grund 
der Maßstäbe, die Voraussetzung für die Zulas­
sung zu dem postgradualen Studiengang sind.«. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Worte» Aufbau- oder 
Masterstudiengang« durch die Worte »post­
gradualen Studiengang« ersetzt. 

bb) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

»3. zusätzlich Auswahlmaßstäbe in sinnge­
mäßer Anwendung von § 10 Abs. I Satz 2 
berücksichtigt werden, «. 

ce) In Nummer 4 werden die Worte »Aufbau- und 
Masterstudium« durch die Worte »postgradua­
len Studiengang« ersetzt. 

e) In Absatz 3 werden die Worte »Aufbau- oder Ma­
sterstudiengang« durch die Worte »postgradualen 
Studiengang« ersetzt. 

12. Anlage I erhält folgende Fassung: 
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Auslandsorientierte Studiengänge; Ausländerquote 

Hochschulen Studiengang Abschluss 

Universität 

Freiburg Sodal Sciences Master 
(Global Studies Programme) 

Heidelberg European Political Studies (Chile) Master 

Heidelberg Health Management (Hanoi) Master 

Heidelberg Medizin und Gesundheits- Master 
vorsorge in Entwicklungsländern 

Heidelberg Molecular and Cellular Biology Master 

Hohenheim Agriculture Sciences, Master 
Food Security, Natural Resource 
Management in the Tropics and 
Subtropics 

Hohenheirn Agrarwissenschaften, Master 
Fachrichtung Agricultural 
Econornics 

Hohenheim Environmental Proteetion and Master 
Agricultural Food Production 

Stuttgart Computational Mechanics of Master 
Materials and Structures 

Stuttgart Information Technology Master 

Stuttgart Infrastructure Planning Master 

Stuttgart Physics Master 

Stuttgart Sozialwissenschaften Diplom-
Sozialw., 
DiplömeI.E.P. 
deBordeaux 

Stuttgart Water Resources Engineering Master 
and Management 

Tübingen Applied Environment Geoscience Master 

Tübingen B akka1aureus Artium-Studiengang Bakkalaureus 
Computerlinguistik am Seminar 
für Sprachwissenschaft 

Tübingen Betriebswirtschaftslehre Diplom und 
Diplom der 
Partnerhoch-
schule 
»Diplome de 
formation 
internationale 
a la gestion« 

Tübingen Master of Arts-Studiengang Master 
Computerlinguistik 

Tübingen Internationale Betriebswirt- Diplom 
schaftslehre 

Tübingen Neuro- und Verhaltenswissen- Master 
sc haften 

Ausländer-
quote 

100% 

100% 

100% 

50% 

50% 

50% 

50% 

50% 

50% 

50% 

50% 

50% 

50% 

50% 

50% 

Nr.8 

»Anlage 1 
(Zu § lAbs. 3) 



I 
.. ' 
• .1 

Nr.8 

Hochschulen 

Fachhochschule 

Esslingen 
- Technik 

Esslingen 
- Technik 

Esslingen 
- Technik 

Furtwangen 

Furtwangen 

Furtwangen 

Konstanz 

Konstanz 

Mannheim 
- Technik 

Mannheim 
- Technik 

Mannheim 
- Technik 

Mannheim 
- Technik 

Mannheim 
- Technik 

Mannheim 
- Technik 

Mannheim 
- Technik 

Nürtingen 

Offenburg 

Offenburg 

Offenburg 

Offenburg 

Pforzheim 

Pforzheim 

Pforzheim 

Pforzheim 

Pforzheim 

Pforzheim 

Ravensburg-
Weingarten 
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Studiengang Abschluss Ausländer-
quote 

International Industrial Master 50% 
Management - Master of 
Business Administration (MBA) 

Automotive Engineering Master 50% 

Information Technology and Master 50% 
Automation Systems 

Business Consulting Master 50% 

International Business Bachelor 50% 
Management 

Microsystems Engineering Master 50% 

Business Information Technology Master 50% 

Mechanical Engineering and Master 50% 
International Sales Management 

Automation Technology Bachelor 50% 

Biotechnology Bachelor 50% 

Biotechnology Master 50% 

Chemical and Process Bachelor 50% 
Engineering 

Electrical Engineering Bachelor 50% 

Informationstechnik Master 50% 

Mechanical and Manufacturing Bachelor 50% 
Engineering 

Internationales Finanzmanage- Master 
mentlInternationai Finance 

Communication and Master 
Media Engineering 

Energy Conversion und Master 
Management 

International Business Consulting Master 

Systemtechnik - genie des systemes Bachelor 

Communication Management Master 50% 

Information Systems Master 50% 

International Consulting Master 50% 

International Finance and Master 50% 
Accounting 

International Management Master 50% 
and Marketing 

Transportation Design Master 50% 

Mechatronik Master 50% 
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Hochschulen Studiengang Abschluss 

Reutlingen Chemistry with Marketing Bachelor 

Reutlingen European School ofBusiness Diplom! 
(ESB), deutsch-amerikanisch Bachelor 

Reutlingen ESB, deutsch-englisch! irisch Diplom! 
Bachelor 

Reutlingen ESB, deutsch-französisch Diplom! 
Diplom 
d'Etudes 
Superieures 

Reutlingen ESB, deutsch-spanisch Diplom! 
Graduado 
Superioren 
Ciencias 

Reutlingen Intemational Business Diplom! 
Master 

Reutlingen Internationales Marketing Master 
(Fernstudium) 

Reutlingen Internationales Marketing Master 
(Präsenzstudium ) 

Reutlingen Textil und Bekleidung Master 

Stuttgart (Technik) Photogrammetry and Master 
Geoinformatics 

I Stuttgart (Technik) Software Technology Master 

13. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Sie gilt erstmals für das Vergabeverfahren zum 
Wintersemester 2005!2006. 

STUTTGART, den 12. Mai 2005 
PROFESSOR DR. FRANKEN BERG 

Ausländer-
quote 

50% 

50% 

50% 

50% 

50% 

50% 

50% 

50% 

50% 

50% 

50% 
I «. 

Nr.8 


